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„Inklusion – ein Gewinn für alle“. Der Titel des  
neuen Fachbuchs der CBM ist nicht nur eine 
der Kernbotschaften und -überzeugungen der  
CBM: Nämlich die, dass nicht nur Menschen 
mit Behinderungen selbst, sondern ganze Ge-
sellschaften auf vielerlei Weise von Inklusion 
profitieren. Er fasst auch die Forschungsergeb- 
nisse einer Studie des „International Centre 
for Evidence in Disability“ an der „London 
School of Hygiene and Tropical Medicine“ zu- 
sammen, die wir in diesem Buch vorstellen 
und weiter ausführen. Wir tun dies, weil wir 
die Erkenntnisse dieser Forschungsarbeit für 
entscheidend halten für die weiteren Diskus-
sionen und Initiativen zur Inklusion von Men-
schen mit Behinderung weltweit.

Die Wissenschaftlerinnen haben mit ihrer 
Studie die bisher umfassendste systematische 
Auswertung des Themenkomplexes „Behin-
derung und Armut“ vorgelegt und eine solide  
Datengrundlage geschaffen, die den bislang 
nur in der Theorie angenommenen engen Zu-
sammenhang zwischen Armut und Behinde-
rung empirisch untermauert. Der Nachweis 
dieses Zusammenhangs bestätigt die folgende  
These der Vereinten Nationen sowie vieler 
Regierungen und zivilgesellschaftlicher Orga-
nisationen: Menschen mit Behinderungen 
gehören oft zu den Ärmsten der Gesellschaft, 
sie werden aus wichtigen Lebensbereichen 
ausgeschlossen und diskriminiert.

Es gibt zwar das „Übereinkommen über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen“ 
(UN-Behindertenrechtskonvention ). Dennoch 
schließen weiterhin zahllose gesellschaftliche 
Barrieren Frauen, Männer, Mädchen und 

Jungen mit Behinderungen aus zentralen  
Lebensbereichen wie Gesundheit, Bildung, 
Beschäftigung und Sicherung des Lebens- 
unterhalts aus. Die vorliegende Publikation 
erläutert, durch welche Mechanismen das 
geschieht und welche Kosten – nicht nur  
für Menschen mit Behinderungen und ihre  
Familien, sondern für die gesamte Gesell
schaft – dabei entstehen.

-

Dieses Buch zeigt darüber hinaus, dass die 
Umsetzung der inklusiven „Agenda 2030 für 
nachhaltige Entwicklung“ sich lohnen wird, 
weil Inklusion auf allen gesellschaftlichen 
Ebenen wirtschaftlichen Nutzen bringt. Hinzu 
kommen Erfahrungsberichte von und Inter-
views mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
der CBM, die sich für eine inklusive Gesund-
heitsversorgung, Bildung, Beschäftigung und 
Sicherung des Lebensunterhalts einsetzen.

Die Erreichung der neuen Entwicklungs-
ziele verlangt von allen Regierungen und 
Entwicklungsakteuren die aktive Beseitigung 
von Barrieren, das Vornehmen angemessener  
Vorkehrungen und Anpassungen sowie die 
Entwicklung einer Kultur der Inklusion. Die-
ses Buch soll Entscheidungsträger dazu moti-
vieren, Entwicklungsprozesse, Finanzierungs-
modelle und Qualitätskontrolle inklusiv zu ge- 
stalten. Es darf niemand zurückbleiben, wenn 
die Regierungen und andere Entwicklungs-
akteure weltweit aktiv werden, die Lebens-
bedingungen aller Menschen zu verbessern. 

Dr. Rainer Brockhaus 
Geschäftsführer 
CBM Deutschland

Vorwort
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„Inklusives Wachstum darf nicht nur  
ein Motto, sondern muss die  
elementare Antriebskraft für  
nachhaltige Entwicklung sein.“ 

Pranab Mukherjee, 
Staatspräsident der  
Republik Indien (2013)



10 Einleitung

Wirtschaftliche  
Gründe für inklusive  
Entwicklungszusammenarbeit
Eine Milliarde Frauen, Männer, Mädchen und 
Jungen, also etwa ein Siebtel der Weltbe- 
völkerung, hat eine Behinderung.1 Nach einer  
Schätzung der Vereinten Nationen (UN) leben  
mindestens 80 Prozent dieser Milliarde Men-
schen in Entwicklungsländern2, wo sie unver- 
hältnismäßig oft den ärmsten Bevölkerungs-
gruppen angehören. Menschen mit Behinde-
rungen bilden somit eine wichtige Zielgruppe  
für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Entwicklungszusammenarbeit. Obwohl die-
ser Bevölkerungsgruppe schon rein zahlen-
mäßig eine große Bedeutung im Kampf ge-
gen die Armut zukommt, haben viele globale 
Entwicklungsprogramme, wie zum Beispiel 
die Millenniumentwicklungsziele (MDGs), 
Menschen mit Behinderungen nicht explizit 
berücksichtigt. 

Die Annahme, dass inklusive Entwicklungs- 
projekte finanziell nicht machbar oder vor  
allem in Niedriglohnländern kaum umsetz-
bar seien, ist weit verbreitet. Die vorliegende 
Publikation stellt diese Auffassung infrage. 
Können Regierungen es sich leisten, Frauen, 
Männer, Mädchen und Jungen mit Behinde-
rungen weiterhin auszugrenzen? Wie können  
Menschen mit Behinderung, ihre Familien 
und die Gesellschaft von Investitionen in In-
klusion profitieren? Und wie kann die inter-
nationale Zusammenarbeit Inklusion aktiv 
voranbringen? 

Die umfassende Inklusion und Teilhabe 
von Frauen, Männern, Mädchen und Jungen 
mit Behinderungen ist kein Auftrag, der sich 
allein aus entwicklungspolitischer Perspektive 

stellt. Denn bei der Inklusion und Teilhabe 
von Menschen mit Behinderungen handelt 
es sich um Menschenrechte, die in der 
UN-Behindertenrechtskonvention (BRK) ein-
deutig festgeschrieben sind. 

Um überzeugend für eine Gesellschaft, 
die Menschen mit Behinderungen einbezieht,  
eintreten zu können, braucht es empirische 
Belege. Lange Zeit gab es keinerlei Untersu-
chungen über den wirtschaftlichen Nutzen, 
der entsteht, wenn Menschen mit Behinde-
rungen in internationalen und nationalen 
Entwicklungsprogrammen angemessen be-
rücksichtigt werden – oder zu den anfallenden  
Kosten, wenn dies versäumt wird. Die vor- 
liegende Fachpublikation soll auf folgende 
Weise einen Beitrag dazu leisten, diesen 
Mangel zu beheben:
•	erstens, indem sie anhand der Ergebnisse 

einer umfangreichen Literaturrecherche 
nachweist, dass zwischen Behinderung und 
Armut ein enger Zusammenhang besteht;

•	zweitens, indem sie überprüft, wie Exklusion 
wirtschaftliche Kosten für Menschen mit 
Behinderungen, ihre Familien und die Ge-
sellschaft verursacht und

•	drittens, indem sie untersucht, wie sogar 
wirtschaftliche Gewinne erzielt werden 
können, wenn die Regierungen und die  
Zivilgesellschaft auf nationaler und interna-
tionaler Ebene mehr in Inklusion investieren.

Anhand neuer empirischer Befunde und zahl- 
reicher Beispiele aus den Entwicklungspro-
jekten der CBM und ihrer Partner argumen-
tiert dieses Buch, dass Inklusion wirtschaft-
lich wie gesamtgesellschaftlich betrachtet 
sinnvoll ist. Die umfassende Inklusion von 
Menschen mit Behinderungen in Schlüssel-
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11Einleitung

◄ Die 18-jährige 
Exhilda Chinyama 
(Mitte) mit ihren 
Schulfreundinnen  
vor der „Munali  
Secondary School“  
in Lusaka / Sambia. 
Exhilda besucht eine 
Klasse für Kinder  
mit Hörbeeinträch- 
tigungen.

bereichen wie Gesundheit, Bildung, Beschäf-
tigung und Sicherung des Lebensunterhalts 
kann langfristig Kosten senken und wirt-
schaftlichen Nutzen bringen. 

Warum und wie unterstützt 
die CBM die Forschung zur  
Verbesserung der Datenlage?
Die CBM trägt zur Forschungsgrundlage 
durch die Metaanalyse von Daten aus jüngs-
ten wissenschaftlichen Arbeiten und der  
Ableitung darauf beruhender handlungs- 
orientierter Ansätze bei. Dabei orientiert sie 
sich an den Bedürfnissen und Themen, die 
Menschen mit Behinderungen, die sie ver- 
tretenden Organisationen und Projektpart-
ner benennen. An ihre Forschung stellt sie 
dabei den Anspruch, dass die gewonnenen 
Erkenntnisse einen Handlungsbezug haben 

und für die Arbeit der CBM und ihrer Partner 
relevant sind. 

Die CBM selbst führt keine Studien durch,  
sondern arbeitet mit Forschungseinrichtungen  
wie dem „International Centre for Evidence 
in Disability“ (ICED) an der „London School 
of Hygiene and Tropical Medicine“ (LSHTM) 
zusammen. Durch die enge Kooperation der 
CBM, ihrer Projektpartner und wissenschaft-
licher Einrichtungen können umfassende  
Erfahrungen in der Entwicklungszusammen-
arbeit, methodologische Expertise bei der 
Datenerhebung und -auswertung sowie die 
Berücksichtigung ethischer Aspekte in der 
Forschungsarbeit miteinander verbunden 
werden. Diese Zusammenarbeit ermöglicht 
zudem eine größere Verbreitung der Studien- 
ergebnisse im wissenschaftlichen Diskurs wie 
auch bei den Stakeholdern der Entwicklungs- 
zusammenarbeit. 
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Warum veröffentlicht die  
CBM diese Fachpublikation?
Die vorliegende Fachpublikation will die durch  
das ICED im Jahr 2014 herausgegebene Studie  
„The Economic Costs of Exclusion and Gains 
of Inclusion of People with Disabilities“3 einem  
größeren Leserkreis zugänglich machen. Auf 
der Basis der Ergebnisse dieser Studie liefert 
das Buch den empirischen Nachweis für den 
Zusammenhang zwischen Armut und Behin-
derung. In diese Publikation sind zudem  
Daten aus weiteren Studien eingeflossen, die 
die Vorteile der Inklusion von Menschen mit 
Behinderungen in die wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Entwicklung aller Länder 
aufzeigen. 

Die in diesem Buch vorgestellten Daten 
sind im Hinblick auf die Umsetzung und 
Überwachung der Agenda 2030 für nach-
haltige Entwicklung äußerst relevant. Die 
Verwirklichung der Teilhabe und Inklusion 
von Menschen mit Behinderungen im ge-
samten Entwicklungsprozess wird alle Be- 
teiligten vor erhebliche Herausforderungen 
stellen. Deshalb können erfolgreiche, inno-
vative Lösungen und erfolgreich umgesetzte 
Fallbeispiele Regierungen sowie Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der Entwicklungszu-
sammenarbeit dabei unterstützen, Menschen  
mit Behinderungen in ihren Strategien und 
Programmen effektiver zu berücksichtigen. 

Dies ist die zweite Publikation der Fach-
publikationsreihe Behinderung · Inklu- 
sion · Entwicklung der CBM. Die erste Pub-
likation „Zukunft inklusiv(e)! Entwicklungs- 
zusammenarbeit mit und für Menschen mit 
Behinderungen gestalten“ wurde 2015 veröf-
fentlicht.4

Womit sich diese  
zweite Publikation befasst 
Diese Publikation besteht aus vier Teilen und 
hat sechs Kapitel: 

Teil 1:  
Warum internationale Zusammenarbeit 
inklusiv sein muss 
Im ersten Kapitel wird die Rolle der internatio- 
nalen Zusammenarbeit bei der Armutsbe-
kämpfung und der Inklusion von Menschen 
mit Behinderungen diskutiert. Insbesondere 
wird dargestellt, in welchen Bereichen die  
Inklusion von Menschen mit Behinderungen 
in der Vergangenheit kaum erfolgreich war 
und wie die internationale Zusammenarbeit 
künftig sicherstellen soll, dass alle Frauen, 
Männer, Mädchen und Jungen mit Behinde-
rungen in die Entwicklungszusammenarbeit 
einbezogen werden. 

Teil 2: 
Präsentation der Studienergebnisse  
der LSHTM aus dem Jahr 2014
Das Kapitel 2 gibt einen Überblick darüber, 
wie die Exklusion von Frauen, Männern, 
Mädchen und Jungen mit Behinderungen 
aus der Gesellschaft Armut verursacht.  
Anhand der Ergebnisse der bisher umfang-
reichsten Auswertung zu dem Thema liefert 
dieses Kapitel den Nachweis für den Zusam-
menhang zwischen Armut und Behinderung. 

Teil 3: 
Kosten der Exklusion und  
ökonomischer Nutzen der Inklusion
In den Kapiteln 3, 4 und 5 werden die theo-
retischen Erkenntnisse zu den Kosten der  
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▲ Kinder warten 
auf ihre Unter- 
suchung bei einem 
medizinischen  
Außeneinsatz für 
pädiatrische Augen- 
und Ohrenheilkunde 
in einer Schule in 
Saptari, rund 25 Kilo- 
meter östlich von 
Lahan / Nepal. 

Exklusion und den möglichen Gewinnen 
durch Inklusion von Menschen mit Behinde-
rungen in drei Bereichen dargelegt: 
•	Gesundheit (Kapitel 3),
•	Bildung (Kapitel 4) sowie 
•	Beschäftigung und Lebensunterhalt  

(Kapitel 5). 
Jedes Kapitel enthält eine Zusammenfassung 
der Verpflichtungen für Regierungen und 
anderer Akteure der Entwicklungszusammen- 
arbeit zur Inklusion von Frauen, Männern, 
Mädchen und Jungen mit Behinderungen, 
die sich aus internationalen Übereinkommen 
ergeben. Außerdem sind in jedem Kapitel 
die Barrieren beschrieben, die Inklusion bis-
lang verhindern. Erfolgreiche Praxisbeispiele 
aus der internationalen Projektarbeit der 
CBM und ihrer Partner veranschaulichen, 
wie sich die Inklusion von Menschen mit Be-
hinderungen positiv auf deren Lebensqualität  
und auf die Entwicklungszusammenarbeit 
auswirken kann.

Teil 4:  
Schlussfolgerungen
Kapitel 6 schließt diese Publikation mit eini-
gen zentralen Aussagen ab, die nochmals 
unterstreichen, wie wichtig es ist, Menschen 
mit Behinderungen in wesentlichen gesell-
schaftlichen Bereichen wie Gesundheitsver-
sorgung, Bildung, Arbeit und Sicherung des 
Lebensunterhalts zu berücksichtigen. Das 
Kapitel fasst die Argumentationsgrundlage 
für die Aussage zusammen, dass Regierungen 
es sich nicht länger leisten können, Menschen 
mit Behinderungen auszuschließen, und dass 
die gesamte Gesellschaft von Investitionen in 
Inklusion profitiert.

Was diese Publikation  
nicht beinhaltet
In dieser Fachpublikation werden Daten aus 
bereits veröffentlichten Studien vorgestellt. 
Es handelt sich also nicht um eine neue Studie  
mit bislang unveröffentlichten wissenschaft-
lichen Erkenntnissen. Sie enthält auch keine 
detaillierte Erklärung dazu, weshalb die ent-
wicklungspolitische Arbeit Menschen mit  
Behinderungen einbeziehen muss, da dies 
bereits Gegenstand der ersten Publikation 
dieser Fachbuchreihe ist.5 Auch die rechtlichen  
Verpflichtungen der Regierungen werden 
nicht erschöpfend behandelt. Es ist jedoch 
eine kurze Darstellung der wichtigsten inter-
nationalen Übereinkommen in Bezug auf 
Gesundheit, Bildung, Beschäftigung und  
Sicherung des Lebensunterhalts enthalten. 
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An wen sich diese  
Publikation richtet
Diese Publikation richtet sich an Leserinnen 
und Leser aus den Bereichen Entwicklungs-
zusammenarbeit und Behinderung, also an 
Fachkräfte, Selbstvertretungsorganisationen 
von Menschen mit Behinderungen, Entschei-
dungsträger, Politikerinnen und Politiker  
sowie Fundraiser. Auch aktuelle und poten-
zielle Projektpartner der CBM sollen ange-
sprochen werden. Darüber hinaus bietet sie 
für die interessierte Öffentlichkeit eine um-
fassende Einführung in die Debatte über die 
Kosten, die Exklusion verursacht, und den 
wirtschaftlichen Nutzen, der durch Inklusion 
erzielt werden kann. 

Hinweis zum Sprachgebrauch 
und zur Begriffswahl
„Menschen mit Behinderungen“  
und „Behinderung“:
In dieser Publikation gebrauchen wir gemäß 
der in der UN-Behindertenrechtskonvention 
verwendeten Terminologie den Ausdruck 
„Menschen mit Behinderungen“.6 Außer-
dem verwenden wir eine geschlechter- und 
altersdifferenzierte Sprache, indem wir von 
Frauen, Männern, Mädchen und Jungen mit 
Behinderungen sprechen. Damit möchten 

wir deutlich machen, dass Menschen mit  
Behinderungen keine homogene Gruppe 
darstellen.

Eine Behinderung tritt dann auf, wenn 
ein Mensch mit einer Behinderung, zum  
Beispiel mit einer körperlichen Einschränkung  
wie Blindheit oder einer Querschnittslähmung,  
mit seiner Umgebung interagieren möchte, 
diese aber für ihn nicht zugänglich ist. Diese 
Unzugänglichkeit kann durch physische oder 
kommunikative Barrieren bedingt sein: zum 
Beispiel, wenn es an Gebäuden Stufen gibt 
anstelle von Rampen oder wenn Informatio-
nen nicht in zugänglicher Form bereitgestellt 
werden. Auch einstellungsbedingte Barrieren 
können die Ursache sein, wie Vorurteile ge-
genüber Menschen mit Behinderungen. 

„Internationale Zusammenarbeit“:
Der Begriff „Internationale Zusammenarbeit“ 
wird von Regierungen, internationalen Be-
hörden und der Zivilgesellschaft auf unter-
schiedliche Weise genutzt. In dieser Publi- 
kation verwenden wir die Definition gemäß 
der Charta der Vereinten Nationen: Sie ist 
ein Mittel, „um internationale Probleme wirt- 
schaftlicher, sozialer, kultureller und humani-
tärer Art zu lösen und die Achtung vor den 
Menschenrechten und Grundfreiheiten für 
alle (...) zu fördern und zu festigen“7.



15

Kapitel 1

„Die Barrieren zu beseitigen, die eine Beteili
gung von Frauen, Männern, Mädchen und 
Jungen mit Behinderungen verhindern, 
und sicherzustellen, dass ihre Teil
habe und Inklusion in alle Lebens
bereiche erreicht wird, ist von 
zentraler Bedeutung für den 
Fortschritt der globalen  
Bemühungen um die 
Gleichheit aller Menschen. 
Gleichheit können wir  
erreichen, wenn alle 
Länder sich in der inter
nationalen Zusammen
arbeit gemeinsam dafür 
einsetzen, positive Ver
änderungen für alle 
Menschen mit Behin
derungen zu bewirken.“ 

-

-
-

-
- 

- 

-

Dave McComiskey 
Präsident CBM International 
(2015)

Effektive 
Entwicklungszusammenarbeit 
muss inklusiv sein

© CBM
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▼ Die 83-jährige 
Harka Maya Magar 
vor ihrer Operation 
am Grauen Star im 
„Biratnagar Eye  
Hospital“ in Nepal.

1.1	Einleitung
Viele der Daten und Informationen, die wir 
in dieser Publikation vorstellen, stammen aus 
Ländern mit niedrigem und mittlerem Ein-
kommen. In diesen Ländern kann die inter-
nationale Zusammenarbeit vor allem in Form 
von Entwicklungszusammenarbeit und tech-

nischer Zusammenarbeit ein wichtiger Faktor 
sein, um Menschen mit Behinderungen 
Chancen zu eröffnen. Dieser Faktor wurde in 
der Vergangenheit  aber vernachlässigt, denn  
Frauen, Männer, Mädchen und Jungen mit 
Behinderungen wurden in der internationalen  
Zusammenarbeit bisher nicht systematisch 
berücksichtigt. Dies hat unter anderem dazu 
geführt, dass globale Entwicklungsziele wie 
die bis 2015 geltenden Millennium Develop-
ment Goals (MDGs) nicht vollständig erreicht 
werden konnten.8 Für Menschen mit Behin-
derungen bedeutete ihre mangelnde Inklusion  
in Entwicklungsprogramme und -projekte, 
dass sie die Chancen nicht nutzen und von 
den Erfolgen nicht profitieren konnten, die 
durch die Entwicklungszusammenarbeit ge-
schaffen und erreicht wurden. Der Welt- 
behindertenbericht aus dem Jahr 2011 liefert  
stichhaltige Daten darüber, auf welche Hin-
dernisse Menschen mit Beeinträchtigungen 
stoßen, wenn sie ihre Rechte genauso wie 
andere Menschen in Anspruch nehmen wol-
len9. Aus dem Bericht geht außerdem hervor,  
dass Frauen, Männer, Mädchen und Jungen 
mit Behinderungen auf der ganzen Welt so-
wohl im Hinblick auf ihre gesundheitliche Ver- 
sorgung als auch hinsichtlich ihres Bildungs- 
stands und ihrer wirtschaftlichen Teilhabe 
schlechter gestellt sind. Zugleich sind sie 
stärker von Armut und Ungleichheit betrof-
fen als Menschen ohne Behinderungen.

Dieses Kapitel zeigt, dass der Situation von  
Frauen, Männern, Mädchen und Jungen mit 
Behinderungen immer noch zu wenig Auf-
merksamkeit geschenkt wird – auch wenn 
für viele Menschen, die in Armut leben, be-
reits Fortschritte erzielt wurden. Außerdem 
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•	Ziel der MDGs war es, die Zahl der Menschen, die in  
extremer Armut leben, zu halbieren. Im Jahr 1990 lebten 
47 Prozent der Bevölkerung in Entwicklungsländern von 
weniger als 1,25 US-Dollar am Tag. Dieser Anteil ist im Jahr 
2015 auf 14 Prozent gefallen und wurde daher sogar um 
mehr als zwei Drittel gesenkt.

•	Die Sterblichkeitsrate von Kindern unter fünf Jahren ist 
von 90 auf 43 Todesfälle je 1.000 Lebendgeburten zurück-
gegangen und damit zwischen 1990 und 2015 weltweit 
um mehr als die Hälfte gesunken.

•	Die Sterberate durch Malaria ist zwischen 2000 und 2015 
um schätzungsweise 58 Prozent gesunken. Die konsequen-
te Ausweitung von Malariaprogrammen konnte geschätzte  
6,2 Millionen Todesfälle durch Malaria verhindern. 

•	Das Ziel, den Anteil der Bevölkerung zu halbieren, die keinen  
Zugang zu sauberem Trinkwasser hat, wurde bereits 2010 
erreicht – und damit fünf Jahre vor dem geplanten Zeit-
punkt. Im Jahr 2015 hatten 91 Prozent der Weltbevölkerung  
Zugang zu sauberem Trinkwasser, 1990 waren es noch  
76 Prozent. 

•	Das Ungleichgewicht zwischen Mädchen und Jungen bei 
der Grundschulbildung in Entwicklungsregionen wurde 
beseitigt. Die tatsächliche Einschulungsquote an Grund-
schulen in Entwicklungsländern liegt mittlerweile bei 
schätzungsweise 91 Prozent. Im Jahr 2000 lag die Quote 
noch bei 83 Prozent.

Info 1: Ergebnisse der MDGs12wird deutlich, wie inklusive internationale 
Zusammenarbeit in den Bereichen Gesund-
heit, Bildung, Beschäftigung und Sicherung 
des Lebensunterhalts die Situation von Men-
schen mit Behinderungen positiv verändern 
kann, wenn sie in die Lage versetzt werden, 
ihr Recht auf umfassende Inklusion und Teil-
habe aktiv einzufordern. 

1.2	Internationale  
Zusammenarbeit und  
Armutsbekämpfung

Die Grundlage der internationalen Zusammen- 
arbeit bildet das Völkerrecht. Die Millenniums- 
erklärung aus dem Jahr 2000 und die 2030- 
Agenda für nachhaltige Entwicklung bekräf-
tigen nochmals, welch wichtige Rolle die in-
ternationale Zusammenarbeit für die Entwick- 
lung der Gesellschaften spielt und weisen 
darauf hin, dass jede Regierung für die Ent-
wicklung ihres Landes verantwortlich ist. Sie 
betonen aber auch die gemeinsame Verant-
wortung aller Regierungen für die Zusammen- 
arbeit auf internationaler Ebene.10 

Die internationale Zusammenarbeit ist 
traditionell ein wichtiges Mittel der wohl- 
habenden Länder, Staaten mit niedrigem 
und mittlerem Einkommen finanziell und 
technisch zu unterstützen, insbesondere in 
Form von Entwicklungszusammenarbeit.11

1.2.1	Fortschritte bei der  
Armutsbekämpfung 

Seit der Millenniumserklärung und während 
der Umsetzung der MDGs haben die inter-
nationalen Regierungen Fortschritte dabei 
gemacht, den Anteil der von Armut bedrohten  

Menschen zu senken und die Folgen der  
Armut für die Betroffenen nachhaltig zu  
mildern. Info 1 auf Seite 17 enthält einige 
Zahlen, aus denen diese positive Entwicklung 
deutlich hervorgeht. 
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► Ein nigerianisches  
Mitglied des UN- 
Ausschusses zum 
Schutz der Rechte 
von Menschen mit 
Behinderungen  
unterschreibt die 
Mitgliederliste.

1.2.2	Fortschritt nicht für  
alle Menschen 

Nicht alle Unterziele der MDGs wurden er-
reicht. Zum Beispiel weist der MDG-Bericht 
aus dem Jahr 2014 darauf hin, dass immer 
noch eines von vier Kindern chronisch unter- 
ernährt ist. Zudem stellt nach wie vor die 
hohe Kinder- und Müttersterblichkeit eine 
große Herausforderung dar13 und die Zahl 
der Schulabbrecher ist vor allem in Konflikt- 
regionen weiterhin hoch. Konsens besteht 
auch darüber, dass im Zeitraum der Umset-
zung der MDGs die soziale Ungleichheit  
sowohl innerhalb der Länder als auch im 
Ländervergleich weiter zugenommen hat.14

Menschen mit Behinderungen sind in den 
MDGs, ihren Unterzielen und den Berichts-
vorgaben an keiner Stelle explizit erwähnt.15 
Entsprechend war eine Fortschrittsüber- 
wachung bei der Umsetzung der MDGs im  
Hinblick auf Menschen mit Behinderungen 
nicht möglich. Ebenso wenig konnten Defizi-
te in wichtigen Bereichen identifiziert wer-
den, da zum Beispiel keine Angaben darüber 
vorlagen, wie viele Menschen mit Behinde-
rungen an Bildungsangeboten teilnehmen 
konnten. 

Mit der seit Januar 2016 wirksamen 2030- 
Agenda für nachhaltige Entwicklung wurde 
aus diesen Missständen gelernt. In insgesamt  
zwölf Unterzielen der Agenda wird auf die 
Notwendigkeit verwiesen, die Bedarfe von 
Menschen mit Behinderungen zu bedenken 
und gleichberechtigt abzudecken. Darüber 
hinaus wurde festgelegt, dass die Umsetzung  
der Agenda sorgfältig und auf Grundlage 
feinteilig aufgeschlüsselter Daten beaufsich-
tigt werden muss.16

1.3 Inklusive internationale 
Entwicklungs- 
zusammenarbeit 

Die UN-Behindertenrechtskonvention ist das 
einzige internationale Abkommen, das mit 
Artikel 32 einen eigenen Artikel zur inter- 
nationalen Entwicklungszusammenarbeit 
enthält.17 Darin wird ausdrücklich anerkannt, 
dass die internationale Zusammenarbeit  
die Aufgabe hat, Länder mit begrenzten  
Ressourcen dabei zu unterstützen, die Rech-
te von Menschen mit Behinderungen zu  
fördern, zu schützen und durchzusetzen.18  
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Info 2:	Die UN-Behindertenrechtskonvention und die Rolle  
	 der internationalen Zusammenarbeit 22

•	Die UN-Behindertenrechtskonvention fordert einen rechtebasierten Ansatz in 
der internationalen Zusammenarbeit. Laut Artikel 32 der Konvention sollen  
Regierungen sicherstellen, dass die internationale Zusammenarbeit Menschen 
mit Behinderungen einbezieht und zugänglich für sie ist. 

•	Die Konvention sieht außerdem vor, dass internationale, regionale und zivil- 
gesellschaftliche Organisationen – und dabei insbesondere die Organisationen 
von Menschen mit Behinderungen – für die Förderung inklusiver Entwicklungs-
zusammenarbeit mit verantwortlich sind.

•	Zu einer inklusiven internationalen Zusammenarbeit im Sinne der Behinderten- 
rechtskonvention der Vereinten Nationen gehören unter anderem: 

•	internationale Entwicklungsprogramme, die Menschen mit Behinderungen 
einbeziehen und für sie zugänglich sind;

•	Aufbau von Kapazitäten der Regierungen, unter anderem durch den Austausch 
und die Weitergabe von Informationen und Fallbeispielen; 

•	Forschungszusammenarbeit und Zugang zu wissenschaftlichen und technischen 
Kenntnissen sowie technische und wirtschaftliche Hilfe, unter anderem durch 
die Verfügbarkeit und Weitergabe von zugänglichen und unterstützenden 
Technologien sowie durch Technologietransfer.

Außerdem wird die Bedeutung der inter- 
nationalen Zusammenarbeit für die Verbes-
serung der Lebensbedingungen von Menschen  
mit Behinderungen in allen Ländern bekräf-
tigt, insbesondere in Entwicklungsländern.19

Aus Info 2 (► Seite 19) geht eindeutig 
hervor, dass der Ansatz der UN-Behinderten-
rechtskonvention im Bereich der internationa- 
len Zusammenarbeit sehr viel umfassender 
ist als die diesbezüglichen Regelungen in allen  
früheren internationalen Übereinkommen. 
Durch die jüngsten abschließenden Beobach-

tungen und eine allgemeine Bemerkung zur 
Barrierefreiheit des Fachausschusses zur 
UN-Behindertenrechtskonvention20 wurde 
das Anwendungsspektrum von Artikel 32 für 
künftige Maßnahmen der internationalen 
Zusammenarbeit außerdem erweitert.21 Darin  
wird gefordert, dass alle neuen Investitionen 
im Bereich der internationalen Zusammen- 
arbeit die Beseitigung von Barrieren für die 
Inklusion von Menschen mit Behinderungen 
voranbringen und die Schaffung neuer Hin-
dernisse verhindern sollen. 
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Neu geplante oder errichtete Gebäude, 
Infrastrukturen, Versorgungseinrichtungen, 
Güter, Produkte und Dienstleistungen müssen  
für alle Menschen mit Behinderungen zugäng- 
lich sein.23

1.4	Inklusion ermöglicht  
eine bessere Entwicklung 

Obwohl verlässliche Daten darüber fehlen, wie  
viele Frauen, Männer, Mädchen und Jungen 
mit Behinderungen von internationaler Zu-
sammenarbeit profitieren, ist es weithin aner- 
kannt, dass es weiterer Schritte zur Inklusion 
von Menschen mit Behinderungen in Ent- 
wicklungsprozessen bedarf.24 Der Ausschluss 
von Menschen mit Behinderungen aus   
wesentlichen Lebensbereichen wie Gesund-
heit, Bildung und Beschäftigungen, die den 
Lebensunterhalt sichern, verursacht nicht nur 
vielfältige Kosten für die Gesellschaft, wie in 
den Kapiteln drei bis fünf beschrieben wird. 
Er bedeutet außerdem, dass Ziele für nach- 
haltige Entwicklung, insbesondere die Aus-
rottung absoluter Armut, und Armutsbe-
kämpfung nicht erreicht werden. Dies wieder-
um reduziert die Effektivität der internatio- 
nalen Zusammenarbeit der Staaten.

In der Debatte darüber, wie internationale 
Zusammenarbeit – beispielsweise die 2030- 
Agenda für nachhaltige Entwicklung – inklusiv 
umgesetzt werden kann, ist noch lange kein 
Ende in Sicht. Im Gegenteil: Mit dem Grund-
versprechen der 2030-Agenda „leave no one 
behind“ und dem Anspruch, alle Entwick-
lungsziele diesmal wirklich für alle Bevölke-
rungsgruppen zu erreichen, gewinnt sie neu 
an Rückenwind. Aus diesem Dialog zwischen 

Regierungen und internationalen Entwick-
lungsorganisationen auf der einen und Men-
schen mit Behinderungen sowie ihren Selbst-
vertretungsorganisationen auf der anderen 
Seite hat sich eine Reihe von Fragen ergeben,  
die in Abschnitt 1.4.1 weiter erörtert werden.

1.4.1	Inklusive internationale  
Entwicklungszusammen- 
arbeit – Schlüsselakteure

Wie in Info 2 (► Seite 19) bereits dargestellt 
wurde, legt Artikel 32 der UN-Behinderten-
rechtskonvention konkret fest, dass ver- 
schiedene Akteure für die Umsetzung einer 
inklusiven internationalen Zusammenarbeit 
verantwortlich sind. 
1.	Die Geberstaaten sind durch ihre bilate-

ralen Hilfsprogramme Schlüsselakteure  
in der inklusiven Entwicklungszusammen- 
arbeit auf internationaler Ebene. Nach  
Artikel 32 der UN-Behindertenrechtskon-
vention sind die Vertragsstaaten verpflichtet,  
ihre internationalen Entwicklungsprogram-
me barrierefrei und inklusiv für Frauen,  
Männer, Mädchen und Jungen mit Behin-
derungen zu gestalten. Für die Praxis be-
deutet diese Vorgabe, dass Mittel aus der 
Entwicklungsförderung auch gezielt dafür 
einzusetzen sind, das Leben von Menschen  
mit Behinderungen zu verbessern und Bar-
rieren zu beseitigen, die ihre Teilhabe an 
wichtigen Lebensbereichen verhindern. 

2.	Zwischenstaatliche Organisationen wie 
die Vereinten Nationen und ihre Unteror-
ganisationen spielen ebenfalls eine zentra-
le Rolle. Dies kommt zum Beispiel in der 
„Inter-Agency Support Group for the CRPD“ 
(IASG) zum Ausdruck. Sie wurde 2006  
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gegründet, um die Abstimmung zwischen 
den UN-Agenturen zu erleichtern. Im Jahr 
2011 wurde außerdem ein Gebertreuhand-
fonds eingerichtet, der die Koordinierung 
und Umsetzung der Behindertenrechts-
konvention in Entwicklungsländern unter-
stützt. In Info 3 (► Seite 22) wird die „Part-
nerschaft der Vereinten Nationen für die 
Förderung der Rechte von Menschen  
mit Behinderungen“ (UNPRPD) vorgestellt.  
Darüber hinaus werden einige Beispiel- 
projekte genannt, die von den Vereinten 
Nationen weltweit unterstützt werden. 

3.	Auch die Regierungen sind Schlüssel- 
akteure, wenn sie Partnerschaften mit 
dem Privatsektor und der Zivilgesellschaft 
eingehen, um die Inklusion von Menschen 
mit Behinderungen voranzubringen. Dabei 

geht es nicht nur um die Bereitstellung 
staatlicher Leistungen, sondern auch um 
die Gestaltung der Politik.

1.4.2	Der Bedarf an inklusiven 
Investitionen 

Eine zentrale Frage der Vertreterinnen und 
Vertreter der Selbstvertretungsorganisationen 
von Menschen mit Behinderungen während 
der Verhandlungen über die Post-2015- 
Entwicklungsagenda lautete:  Wie können 
Geberländer mit ihrer Entwicklungszusammen- 
arbeit die Schaffung inklusiver Gesellschaften  
aktiv fördern? Und wie kann eine Kernauf-
gabe der internationalen Selbstvertretungs-
organisationen und der Organisationen der 
Entwicklungszusammenarbeit mit oder  
ohne behinderungspolitischem Schwerpunkt 

◄ Ein blinder Mann 
in Luzhou/China 
trägt Wasser auf  
seine Felder.
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Info 3: Förderung der Zusammenarbeit zum Thema Behinderung25 

Es ist ein erklärtes Ziel der „Partner-
schaft der Vereinten Nationen für die 
Förderung der Rechte von Menschen 
mit Behinderungen“ (UNPRPD), auf  
nationaler Ebene die Kapazitäten ins-
besondere von Regierungen und Selbst- 
vertretungsorganisationen von Men-
schen mit Behinderungen zu stärken, 
die UN-Behindertenrechtskonvention 
effektiv umzusetzen und inklusive so- 
wie international vereinbarte Entwick-
lungsziele zu verfolgen.

Die UNPRPD ist die erste übergreifende, 
globale Initiative der UN-Agenturen, 
deren programmatischer Schwerpunkt 
auf der Förderung und dem Schutz der 
Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen liegt. Folgendes zeichnet sie aus:

•	Die Vereinten Nationen liefern mit 
dieser Initiative einen einheitlichen 
Ansatz für den Bereich Behinderung: 
Die UNPRPD wird der Komplexität 
des Themas Behinderung gerecht, in-
dem sie die unterschiedlichen Kom-
petenzen verschiedener UN-Agentu-
ren auf einer gemeinsamen program- 
matischen Plattform integriert. 

•	Ein Schwerpunkt liegt auf dem Auf-
bau von Partnerschaften: Die UNPRPD 

setzt die herausragende Position der  
Vereinten Nationen auch auf nationaler 
Ebene ein, um Partnerschaften zwischen 
Regierungen, Selbstvertretungsorgani-
sationen von Menschen mit Behinde-
rungen und der Zivilgesellschaft zu för-
dern. 

•	Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der 
Schaffung gemeinsamen Wissens: Die 
UNPRPD liefert neueste Erkenntnisse 
über gelungene Praxisbeispiele und 
Verfahren, mit deren Hilfe die Gleich-
stellung von Menschen mit Behinde-
rungen als Querschnittsaufgabe in die 
operative Arbeit des UN-Systems etab-
liert werden kann.

•	Es handelt sich um einen katalytischen 
Ansatz: Die UNPRPD setzt ihren Fonds 
strategisch ein, um die Kapazitäten der 
Partnerländer zu stärken. Dadurch ver-
setzt sie die Länder in die Lage, selbst 
nationale und internationale Ressourcen 
zur Förderung der Rechte von Menschen 
mit Behinderungen zu mobilisieren. 

Zwei Beispielprojekte:
In Tunesien unterstützte die UNPRPD in 
enger Zusammenarbeit mit Selbstvertre-
tungsorganisationen den Kapazitätsauf-
bau in den Bereichen Organisationsfüh- 

UN Partnership to Promote the Rights of Persons with Disabilities

ILO | OHCHR | UNDESA | UNDP | UNESCO | UNFPA | UNICEF | UN WOMEN | WHO
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rung (Leadership), Partnerschaften und 
politische Arbeit (Advocacy). Dies ermög-
lichte die Verabschiedung einer tunesi-
schen Nationalen Charta über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen. Denn 
diese Charta führte in der Debatte zum 
Thema Behinderung zu einem Perspek-
tivwechsel hin zu einer menschenrechts-
basierten Position. Darüber hinaus wur-
den notwendige institutionelle Mechanis- 
men angestoßen, wie etwa die Einberu-
fung eines parlamentarischen Ausschus-
ses, der sich explizit mit dem Thema Be-
hinderung befasst. Von der neu gewähl- 
ten Versammlung der Volksvertreter 
stimmten 86 Prozent der Abgeordneten 
sowie der Präsident für die Charta. Im 
Zuge der Entwicklung der Charta konsti-
tuierte sich außerdem eine nationale 
Dachorganisation der verschiedenen Or-
ganisationen von Menschen mit Behin-
derungen (DPOs), die „Tunisian League 
for the Rights of Persons with Disabili-
ties“. Diese Organisation bietet nun ei-
nen gemeinsamen menschenrechtsba-
sierten Rahmen für zahlreiche 
Selbstvertretungsorganisationen.

In Moldawien unterstützte die UNPRPD 
unter Einbeziehung von Organisationen 
von Menschen mit psychosozialen Behin-
derungen und Menschen mit Lernbehin-
derungen die Verabschiedung und Um-
setzung einer neuen nationalen 

Info 3: Förderung der Zusammenarbeit zum Thema Behinderung25 

Richtlinie zur Deinstitutionalisierung. 
Diese setzt sich für die Entlassung von 
Erwachsenen mit psychischen Erkran-
kungen oder geistigen Behinderungen 
aus psychiatrischen Anstalten und für 
die Suche nach besseren Alternativen 
der Versorgung ein. Diese Richtlinie 
hatte zur Folge, dass zum einen die 
Bettenzahl in psychiatrischen Kranken-
häusern um 40 Prozent verringert wur-
de. Zum anderen wurden gemeindena-
he Zentren für psychische Gesundheit 
in allen 26 Distrikten Moldawiens ein-
gerichtet. Veränderungen auf rechtli-
cher und politischer Ebene bewirkten 
darüber hinaus Verbesserungen im Be-
reich der Geschäftsfähigkeit dieser Er-
wachsenen. So verabschiedete eine  
„interministerielle Arbeitsgruppe zur 
Reform der Geschäftsfähigkeit“ eine 
Resolution, in der sie zur Abschaffung 
der zivilrechtlichen Vorschriften auf-
ruft, die Menschen mit psychischen Er-
krankungen oder Lernbehinderungen 
in ihrer Geschäftsfähigkeit einschrän-
ken. Das Justizministerium hat bereits 
einen Gesetzentwurf vorgelegt. Künf-
tig sollen Entscheidungen, die mit Un-
terstützung eines Betreuers getroffen 
werden, rechtlich anerkannt werden. 
So können Menschen ihre Geschäfts- 
fähigkeit wiedererlangen, die ihnen  
zuvor aufgrund ihrer Behinderung ab-
gesprochen worden war. 



24

1.	Finanzielle Mittel aus nationalen 
und internationalen Quellen sollten 
für die Barrierefreiheit von Frauen, 
Männern, Mädchen und Jungen mit 
Behinderungen eingesetzt werden. 
Ein Teil der Mittel wird benötigt, um 
beispielsweise Schulen, Krankenhäu-
ser und Verkehrsmittel barrierefrei 
zu gestalten.

2.	Menschen mit Behinderungen sollten  
dazu befähigt werden, an der Kon-
zeption, Implementierung, Finanzie-
rung und Überwachung der öffent- 
lichen Haushalts- und Finanzpolitik 
teilzuhaben. So wird außerdem  
garantiert, dass effizientere Moni- 
toringsysteme geschaffen werden. 

3.	Gelder aus nationalen und inter- 
nationalen Quellen sollten sicher- 
stellen, dass der Zugang zu nötigen 
Unterstützungsdiensten wie zum 
Beispiel persönliche Assistenz ge-
währleistet ist. Dies ist vielleicht 
nicht in allen Fällen sofort möglich. 

Es muss jedoch deutlich gemacht 
werden, wann und wie eine Um- 
setzung erfolgen wird. 

4.	Alle finanziellen Mittel der bilateralen 
Entwicklungszusammenarbeit oder  
internationalen Zusammenarbeit, 
die der Förderung von Firmengrün-
dungen in den Partnerländern dienen,  
sollten auch für die Verbesserung 
der Perspektiven von Menschen mit 
Behinderungen in den Bereichen  
Beschäftigung und Sicherung des  
Lebensunterhalts eingesetzt werden. 

5.	Daten aus Volkszählungen sollten 
gesammelt und nach Behinderung, 
Geschlecht und Alter differenziert 
erhoben werden. So ließe sich ge-
zielt kontrollieren und evaluieren, ob 
Maßnahmen der Entwicklungszusam-
menarbeit bei Menschen mit Behin-
derungen ankommen. Auch erzielte 
Fortschritte und bleibende Defizite 
könnten dadurch besser sichtbar  
gemacht werden.

Info 4: Finanzierung der Inklusion – Empfehlungen von IDA und IDDC26

erfüllt werden – nämlich die, dafür zu sorgen,  
dass mit internationalen oder nationalen 
Fördergeldern keine weiteren Barrieren für 
Menschen mit Behinderungen geschaffen,  
sondern diese Mittel vielmehr zu deren Be-
seitigung eingesetzt werden? Info 4 (► Seite 
24) enthält die Empfehlungen der „Interna- 
tional Disability Alliance“ (IDA) und des „In-

ternational Disability and Development Con-
sortium“ (IDDC) für die Verhandlungen über 
die Entwicklungsfinanzierung nach 2015. Sie 
sollen sicherstellen, dass die internationale 
Entwicklungszusammenarbeit und dabei ins-
besondere die finanzielle Unterstützung 
Menschen mit Behinderungen angemessen 
berücksichtigt. 
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► Aktionsplan der  
Bundesregierung  

für die Inklusion von  
Menschen mit Behin-

derung in der Entwick-
lungszusammenarbeit

► Australiens  
Strategie zur  

Förderung  
inklusiver  

Entwicklungs- 
zusammenarbeit

Wesentliche Erkenntnisse

•	Die internationale Zusammenarbeit trägt in den ärmsten Ländern der Welt zur 
Armutsbekämpfung bei. Bei mehreren MDGs wurden bereits große Fortschritte 
erzielt.

•	Menschen mit Behinderungen haben schon in gewissem Maße von der inter- 
nationalen Zusammenarbeit profitiert. Sie müssen jedoch künftig viel stärker  
in die Entwicklungszusammenarbeit miteinbezogen werden.

•	Die Exklusion von Menschen mit Behinderungen, die in Entwicklungsländern 
zu den am stärksten ausgegrenzten Bevölkerungsgruppen gehören, schmälert 
die Erfolge der internationalen Zusammenarbeit und läuft dem Versprechen 
der 2030-Agenda zuwider, dass alle Entwicklungsziele für alle Bevölkerungs-
gruppen erfüllt werden sollen.

•	Die UN-Behindertenrechtskonvention erkennt an, dass die internationale Zusam- 
menarbeit unter anderem dafür Sorge tragen muss, dass Länder mit niedrigem 
und mittlerem Einkommen beim Aufbau inklusiver Gesellschaften gezielt ge-
fördert werden. 

•	Die Geberstaaten und zwischenstaatlichen Organisationen haben die Aufgabe, 
Länder auf nationaler Ebene darin zu unterstützen, allen Menschen gleiche 
Chancen zu ermöglichen – auch Menschen mit Behinderungen. 

•	Die Geberstaaten, internationale Organisationen und Zivilgesellschaften können 
Länder beraten und unterstützen, denen es an Wissen und Erfahrung in  
der Umsetzung der Rechte von Frauen, Männern, Mädchen und Jungen mit  
Behinderungen mangelt. 
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Behinderung und Armut:
Empirische Belege

Kapitel 2

„Armutsbekämpfung und Wirtschaftswachs
tum können die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen fördern und Inklusion 
ermöglichen. Dazu muss die neue 

Post-2015-Agenda den einzelnen 
Menschen in den Mittelpunkt 

stellen und dessen Teilhabe 
auf allen Ebenen gewähr

leisten. Wir Menschen mit 
Behinderungen sollten 
als gleichwertige Part
ner anerkannt werden 
und bei der Umsetzung  
der Agenda mit ihnen 
allen zusammen
arbeiten – mit den 
Regierungen, den 
Vereinten Nationen 
und der Zivilgesell
schaft.“ 

-

- 

-

- 

- 

Maryanne Diamond,  
Vorsitzende der IDA (2015)

© Paul Jeffrey
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2.1 Einleitung
Um herauszufinden, welche wirtschaftlichen 
Kosten Exklusion verursacht und wie sich 
durch die Inklusion von Menschen mit Be-
hinderungen wirtschaftlicher Nutzen erzielen 
lässt, muss der Zusammenhang zwischen 
Behinderung und Armut analysiert werden. 
Das Kapitel 2 stellt dar, wie die Ausgrenzung 
von Frauen, Männern, Mädchen und Jungen 
mit Behinderungen aus der Gesellschaft zu 
ihrer Armut beiträgt. Außerdem wird ge-
zeigt, warum Inklusion nicht nur im Hinblick 
auf die Wahrung der Menschenrechte,  
sondern auch für die Förderung von Wirt-
schaftswachstum und Entwicklung unerläss-
lich ist. Zu Anfang werden in diesem Kapitel 
die neuesten Forschungsergebnisse der 
„London School of Hygiene and Tropical 
Medicine“ vorgestellt, die im Jahr 2014 die 
bisher umfangreichste systematische Aus-
wertung zu Armut und Behinderung ver- 
öffentlicht hat.27 Zweitens wird erörtert, wie 
schwierig es ist, korrekte, zuverlässige und 
vergleichbare empirische Daten zu Armut 
und Behinderung zu erheben. Es wird dar- 
gestellt, wie dies die Konzeption, Planung 
und das Monitoring inklusiver Entwicklungs-
arbeit erschwert. Drittens zeigt das Kapitel, 
wie sich Armut auf das Leben von Menschen 
mit Behinderungen, auf ihre Familien und 
die Gesellschaft insgesamt auswirkt. Ab-
schließend wird beschrieben, warum sowohl 
für den Einzelnen als auch für die Gesellschaft  
Kosten entstehen, wenn Menschen mit Be-
hinderungen von Gesundheit, Bildung und 
Beschäftigung ausgeschlossen werden – 
Kosten, die die Armut des Einzelnen und der 
Gesellschaft nach sich ziehen. 

2.2 Der Kreislauf aus Armut 
und Behinderung 

Auch wenn die Datenlage bisher unzurei-
chend war, besteht allgemein kein Zweifel 
daran, dass zwischen Behinderung und Ar-
mut ein enger Zusammenhang besteht. Die-
ser Zusammenhang wird von Wissenschaft-
lern und Politikern gemeinhin als „Kreislauf 
aus Armut und Behinderung“ bezeichnet. 
Dies wurde bereits in der ersten Publikation 
der Fachpublikationsreihe Behinderung • 
Inklusion • Entwicklung der CBM einge-
hend diskutiert (► Info 5, Seite 28)28.

▲ Ibrahimi Wanguey  
holt Wasser aus einem 
 kleinen Brunnen in 
seinem Gemeinde-
garten im Südwesten  
Nigers. Im Alter von 
25 Jahren verlor er 
sein linkes Bein. 
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zinische Behandlung aus, da sie nicht 
bezahlbar,  verfügbar oder der Weg 
dorthin unzugänglich ist, kann die Ver-
letzung oder Erkrankung zu einer blei-
benden Beeinträchtigung führen. Durch  
eine sichere Umgebung im häuslichen 
Umfeld, im Straßenverkehr und bei der 
Arbeit, durch Zugang zu einer medizini-
schen Grundversorgung, angemessener 
Ernährung, sauberem Trinkwasser und 
sanitären Anlagen könnten Erkrankun-
gen und Unfälle vermieden werden. 

Gesundheitliche Beeinträchtigungen 
können dazu beitragen, dass Menschen  
mit Behinderungen, ihre Haushalte und  
ganze Gemeinden verarmen. Barrieren 
wie negative Einstellungen gegenüber 
Menschen mit Behinderungen, unzu-
gängliche Gebäude und das Fehlen  
alternativer, barrierefreier Kommuni- 
kationsformen können dazu führen, 
dass Menschen mit Behinderungen von 
einer umfassenden Teilhabe an der Ge-
sellschaft ausgeschlossen werden. Diese 
Hindernisse behindern den Zugang zu 
Bildungs-, Ausbildungs-, Beschäftigungs-  
oder Rehabilitationsangeboten, die 
Menschen mit Behinderungen den Weg  
aus der Armut ermöglichen könnten. 
Darüber hinaus entstehen betroffenen 
Menschen durch ihre Behinderung  
zusätzliche Kosten, beispielsweise für 
Hilfsmittel, Transport, medizinische 
Versorgung und Rehabilitation.

Behinderung und Armut bilden einen 
Kreislauf und verstärken sich gegenseitig. 
Arme Menschen sind mit größerer Wahr-
scheinlichkeit in einem schlechteren  
Gesundheitszustand und häufiger von 
Unfällen betroffen. Beides kann weitere 
Krankheiten oder Schäden nach sich  
ziehen. Es ist wahrscheinlicher, dass  
eine arme Person einen Unfall hat oder 
erkrankt, da sie aufgrund unsicherer  
Arbeitsbedingungen oder fehlender 
Krankheitsprävention einem größeren  
Risiko ausgesetzt ist. Bleibt eine medi- 

Info 5: Der Kreislauf aus Armut und Behinderung

Behinderung

Armut

größeres
Risiko für

Krankheiten 
und 

Unfälle

soziale und 
kulturelle 
Ausgrenzung, 
Stigmatisierung und 
Diskriminierung

Ausschluss von
Entscheidungsprozessen, 
Verweigerung von 
Bürgerrechten und 
politischen Rechten

Verletzung 
von wirtschaft-
lichen und 
kulturellen
Rechten

keine Möglichkeiten 
der wirtschaftlichen, 
sozialen und 
menschlichen
Entwicklung
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2.2.1 	Systematische Auswertungen 
zu Behinderung und Armut 

Der Kreislauf aus Armut und Behinderung ist 
in der Theorie bereits umfassend diskutiert 
worden, doch bisher fehlen vergleichbare 
statistische Daten, die ihn auch empirisch 
untermauern können. 

Deshalb haben die Wissenschaftlerinnen 
der LSHTM im Rahmen ihrer Grundlagen- 
forschung zu den wirtschaftlichen Kosten 
der Exklusion von Menschen mit Behinde-
rungen systematisch die vorliegende Fach- 
literatur auf die Beziehung zwischen Armut 
und Behinderung in Ländern mit niedrigem 
und mittlerem Einkommen untersucht.29  
Systematische Auswertungen sind ein solides 
und transparentes Verfahren, um bereits 
existierende Daten zu einem bestimmten 
Thema zu erfassen, zusammenzustellen und 
zu analysieren. Indem sie möglichst das ge-
samte verfügbare Forschungsmaterial sam-
meln und die Ergebnisse objektiv auswerten, 
bieten systematische Auswertungen eine 
vollständige Übersicht zu einem Thema.  
Diese Übersicht kann später als Grundlage 
für politische Entscheidungen oder zur Ver-
deutlichung eines weiteren Forschungsbedarfs  
eingesetzt werden. Die vorliegende Arbeit 
der LSHTM stellt zum jetzigen Zeitpunkt den 
umfangreichsten Nachweis des Zusammen-
hangs zwischen Armut und Behinderung 
dar.30

Nach der Sichtung von über 10.000 Litera- 
turnachweisen aus acht elektronischen Daten- 
banken fanden die Wissenschaftlerinnen  
98 Studien, die den Kreislauf aus Armut und 
Behinderung in beide Richtungen untersuchen.  
Sie nahmen nur solche Studien in ihre Aus-

wertung auf, die eine der folgenden Fragen 
beantworten: 
•	Ist die erhobene Behinderung in ärmeren

Bevölkerungsgruppen weiter verbreitet als
in wohlhabenderen?

•	Sind Menschen mit Behinderungen ärmer
als andere Menschen?

Die Auswertung liefert zahlreiche empirische 
Belege, die den Zusammenhang zwischen  
Armut und Behinderung bestätigen. Die  
große Mehrheit der Studien hat zum Ergeb-
nis, dass Behinderung und Armut tatsächlich 
direkt miteinander verbunden sind. Anhand 
von statistischen Analysen wurde überprüft, 
ob die Beziehung rein zufällig oder durch 

▲ Jemimah Kutatas 
Beine sind seit einer 
Injektion gelähmt. 
Bei CBMs Projekt-
partner APDK in Ke-
nia absolvierte sie 
eine Ausbildung zur 
Schneiderin. Nach  
einer zusätzlichen 
Weiterbildung zur 
Sekretärin arbeitet 
sie heute als Assis-
tentin der Geschäfts-
führung von APDK.
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▲ Mohammed (13) hat fünf Geschwister, seine Eltern sind arm. Von einem Projektpartner der  
CBM in Chittagong / Bangladesch erhielt der Junge, der bei einem Verkehrsunfall schwer verletzt 
wurde, eine Beinprothese. 
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positive
Assoziation: 81%

keine
Assoziation: 16%

negative
Assoziation: 3%

kein Unterschied: 20%

stärker 
werdender
Zusammenhang:
80%

▲ Abbildung 1: Der Zusammenhang zwischen 
Behinderung und Armut

▲ Abbildung 2: Ausprägung des Zusammen- 
hangs zwischen Behinderung und Armut

andere Faktoren entstanden war. Auch hier 
ergaben 79 von 98 Studien, also 81 Prozent, 
entweder, dass Menschen mit Behinderun-
gen im Vergleich zu anderen Menschen ärmer 
sind oder, dass Behinderungen in ärmeren 
Bevölkerungsschichten häufiger vorkommen 
(► Abbildung 1, Seite 31). Der Zusammen-
hang bleibt auch bestehen, wenn nach Alters-
gruppen, unterschiedlichen Ländern, Art der 
Beeinträchtigung und Studienaufbau differen-
ziert wird.31 

Bei 80 Prozent der Studien, in denen die 
Daten entweder nach dem Ausmaß der Armut 
oder der Schwere der Behinderung erhoben 
wurden, zeigt sich außerdem, dass dieser 
Zusammenhang immer deutlicher wird, je 
größer die Armut oder je schwerer die Be-
hinderung ist. (► Abbildung 2, Seite 31). 
Das bedeutet zum einen, dass Frauen, Män-
ner, Mädchen und Jungen mit größeren Ein-
schränkungen mit höherer Wahrscheinlichkeit  
ärmer sind als Menschen mit leichteren Be-
einträchtigungen. Zum anderen zeigen diese 
Daten, dass Menschen aus ärmeren Bevölke-
rungsgruppen mit höherer Wahrscheinlich-

keit eine Behinderung erwerben als Menschen 
aus der Mittelschicht. 

Die folgenden vier Beispiele entstammen 
Studien, die in die systematische Auswertung  
eingeflossen sind. Sie belegen den allgemei-
nen Zusammenhang zwischen Behinderung 
und Armut und zeigen am Beispiel von sechs 
Ländern, wie unterschiedliche Behinderungen 
mit verschiedenen Armutsparametern korre-
lieren.
•	Bei älteren Erwachsenen stieg in Kenia, 

Bangladesch und auf den Philippinen die 
Prävalenz kataraktbedingter Sehschwäche 
mit sinkendem sozioökonomischem Status, 
sinkenden Pro-Kopf-Ausgaben und abneh-
mendem Wohlstand.32

•	In Brasilien stieg die Prävalenz bestimmter 
psychischer Erkrankungen mit sinkendem 
sozioökonomischem Status. Für die Frauen 
und Männer der ärmsten Gruppe bestand 
eine dreimal höhere Wahrscheinlichkeit, 
eine der häufig vorkommenden psychischen  
Beeinträchtigungen zu erwerben als für Mit- 
glieder der wohlhabenden Vergleichsgruppe.  
Darüber hinaus bestand für Menschen mit 
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► Diopen Claros ist 
Fischer und Vater 
von vier Kindern, die 
alle eine Hörbeein-
trächtigung haben. 
Seine Fischeraus- 
rüstung wurde durch  
den Taifun Haiyan 
zerstört, der die  
Philippinen im Jahr 
2013 heimsuchte. 
Die Familie Claros 
erhielt damals huma- 
nitäre Hilfe.
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psychischen Gesundheitsproblemen eine 
doppelt so hohe Wahrscheinlichkeit, arbeits- 
los zu sein, wie für Menschen ohne psycho-
soziale Behinderung.33

•	In China stieg das Risiko, ein Kind mit einer 
Lernbeeinträchtigung zur Welt zu bringen, 
mit sinkendem Einkommen des Haushalts 
an. Im Vergleich zur höchsten Einkommens- 
gruppe lebten Kinder mit Lernbehinderun-
gen zwei- bis dreimal häufiger in Haushalten  
der ärmsten Einkommensgruppen.34

•	Volksbefragungen in Uganda ergaben, dass  
Haushalte, in denen Menschen mit Behin-

derungen leben, im Vergleich zu anderen 
mit größerer Wahrscheinlichkeit unterhalb 
der Armutsgrenze leben.35

2.3 Warum vergleichbare 
Daten über Behinderung 
so dringend gebraucht 
werden 

 
 

Der gegenwärtige Mangel an vergleichbaren 
Daten zur Situation von Menschen mit Be-
hinderungen in Ländern mit niedrigem und 
mittlerem Einkommen stellt ein wesentliches 
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▼ Joyce Simon 
Kaaya (links) ist  
Bäuerin und lebt in 
Arumeru / Tansania. 
Vor ihrer Katarakt- 
operation war sie 
blind und brauchte 
immer jemanden, 
der sie auf ihrem 
Weg zum Wasser- 
holen fern von ihrem  
Dorf begleitete.
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Hindernis für die Konzeption, Implementierung  
und das Monitoring inklusiver Entwicklungs- 
initiativen dar. Ohne grundlegende statisti- 
sche Daten wie zum Beispiel die Information, 
wie viele Frauen, Männer, Mädchen und  
Jungen mit Behinderungen in einem be-
stimmten Gebiet leben, ist es kaum möglich, 
Strategien zu entwickeln, Prioritäten festzu- 
legen oder einzuschätzen, ob der finanzielle  
Aufwand für bestimmte Hilfsleistungen an-
gemessen ist. Um feststellen zu können, ob 
Menschen mit Behinderungen in Entwick-
lungsmaßnahmen ausreichend berücksichtigt 
worden sind, müssen bei der Evaluation die 
Indikatoren für die soziale, kulturelle und 
wirtschaftliche Entwicklung nach Behinde-
rungen differenziert betrachtet werden. Denn 
nur so ist der Fortschritt dieser Bevölkerungs-
gruppen mit dem der übrigen Bevölkerung 
vergleichbar. Es muss also laufend beobach-
tet werden, ob sich an der Situation von 
Menschen mit Behinderungen etwas ändert, 
denn nur auf diese Weise lassen sich Fort-
schritte und Defizite dokumentieren. 

Es ist jedoch aus verschiedenen Gründen 
schwierig, verlässliche, vergleichbare und 
umfassende Daten über Behinderung zu er-
heben. Da Menschen mit Behinderungen 
grundsätzlich häufig ausgegrenzt werden, 
genießt auch die Erforschung ihrer Belange 
selten Priorität.36 Wenn überhaupt Daten  
erhoben werden, ist ihre Qualität oft unzu-
reichend. Erschwerend kommt hinzu, dass 
Menschen mit Behinderungen aufgrund  
ihrer gesellschaftlichen Isolation oft nicht  
erreicht werden. Stigmatisierung kann dazu 
führen, dass Menschen ungern zugeben, 
dass sie selbst oder ein Familienmitglied eine 

Behinderung haben. Außerdem werden 
Menschen mit bestimmten Behinderungen – 
beispielsweise Gehörlosigkeit oder Lernbe-
hinderungen – möglicherweise nicht erfasst, 
weil keine Befragungsmethode gewählt  
wurde, die an die Kommunikationsbedürfnisse  
von Menschen mit diesen Behinderungen 
angepasst sind.37

Ein weiteres methodisches Problem besteht  
darin, dass es viele unterschiedliche Definiti-
onen und Instrumente für die Erfassung und 
Bewertung der Situation von Menschen mit 
Behinderungen gibt.38 Infolgedessen kann 
die Zahl der Personen, die als Menschen mit 
Behinderungen erfasst werden, stark variie-
ren – je nach Methodik und Definitionen, die 
der Volksbefragung oder dem Forschungs-
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vorhaben zugrunde gelegt wurden. Das be-
deutet auch, dass Statistiken möglicherweise 
nicht repräsentativ oder unabhängig von Zeit 
und Ort vergleichbar sind. 

Und schließlich müssen Daten zu Behinde- 
rung unter anderem auch nach Alter und 
Geschlecht differenziert werden, denn  
Menschen mit Behinderungen stellen keine 
homogene Gruppe dar. In welchem Maße 
Menschen mit Behinderungen von Exklusion 
betroffen sind und welche Auswirkungen 
dies hat, hängt wesentlich von Faktoren wie 
der Art der Einschränkung, der benötigten 
Unterstützung, dem Alter, dem Geschlecht, 
der ethnischen Zugehörigkeit, dem Einkom-
mensniveau oder dem geografischen Stand-
ort dieser Personen ab. Derart differenzierte 
Daten stehen jedoch kaum zur Verfügung. 
Nur, wenn Daten zu Behinderung nach Alter 
und Geschlecht und anderen maßgeblichen 
Faktoren differenziert erhoben werden, kön-
nen Entwicklungspolitik und -programme 
genau angepasst werden und dadurch Ent-
wicklungschancen für alle Menschen mit  
Behinderungen schaffen. 

Die Erhebung vergleichbarer, zuverlässiger  
und umfassender Daten über Behinderung  
ist eine der zentralen Empfehlungen des 
Weltbehindertenberichts.39 Sie ist auch eine 
wichtige Errungenschaft der 2030-Agenda 
für nachhaltige Entwicklung, die globale Indi- 
katoren zur Datenerhebung und zum Moni-
toring festgelegt hat, die eine Aufschlüsselung  
der Daten unter anderem nach der Art der 
Behinderung erlaubt.40 Organisationen und 
Einrichtungen wie die „Washington Group 
on Disability Statistics“, die „Statistikabtei-
lung der Vereinten Nationen“ (UNSD), das 

UN-Kinderhilfswerk (UNICEF) sowie die Welt-
gesundheitsorganisation (WHO) haben be-
reits Instrumente zur Erfassung von Behinde-
rung in Volkszählungen und Befragungen ent- 
wickelt und getestet. Diese sind aussagekräftig 
und ermöglichen einen internationalen Ver-
gleich.41 Sowohl Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler als auch Regierungen verwen- 
den immer öfter die Fragen der „Washington 
Group on Disability Statistics“, um Daten zu 
Behinderung zu erheben – ein wichtiger Fort-
schritt. Info 6 (► Seite 35) enthält Beispiele 
für Fragen, die im Rahmen einer Volkszäh-
lung gestellt werden können. 

Empirische Daten über Behinderung sind 
für die politische Ausrichtung und Praxis in 
der Entwicklungszusammenarbeit von großer  
Bedeutung. Trotzdem sollten Entwicklungs-
maßnahmen frühzeitig begonnen und nicht 
so lange hinausgezögert werden, bis ab-
schließende Daten vorliegen. Die hier vorge-
stellte Publikation der LSHTM sowie andere 
Studien zeigen bereits, dass Menschen mit 
Behinderungen wirtschaftlich und gesellschaft- 
lich an den Rand gedrängt werden. Regierun- 
gen und andere Schlüsselakteure sollten des-
halb schnell aktiv werden, um die umfassende 
und gleichberechtigte Teilhabe von Frauen,  
Männern, Mädchen und Jungen mit Behin-
derungen an allen Entwicklungsmaßnahmen 
sicherzustellen. 

2.4 Auswirkungen von Armut 
Wie eine Behinderung eine ungünstige Aus-
gangslage für die betroffenen Menschen, 
ihre Haushalte und Gemeinschaften schaffen 
oder sogar noch verstärken kann, lässt sich 
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Im Folgenden sind die sechs Fragen der „Washington Group 
on Disability Statistics“ aufgeführt, die die Vereinten Nationen 
bei Volkszählungen empfehlen. Diese Fragen entsprechen 
der Internationalen Klassifikation der „Funktionsfähigkeit, 
Behinderung und Gesundheit“ (ICF) der Weltgesundheits-
organisation (WHO). Sie konzentrieren sich stärker auf eine 
tatsächliche Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit – zum  
Beispiel „Probleme beim Sehen“ – als auf eine bestehende  
Beeinträchtigung – zum Beispiel „Sehbehinderung“.

Aufgrund eines gesundheitlichen Problems: 

1.	Sehen Sie schlecht, auch wenn Sie eine Brille tragen?

2.	Hören Sie schlecht, auch wenn Sie ein Hörgerät  
benutzen?

3.	Können Sie schlecht laufen oder Treppen steigen?

4.	Haben Sie Schwierigkeiten, sich etwas zu merken  
oder sich zu konzentrieren? 

5.	Fällt es Ihnen schwer, (sich selbst zu pflegen wie zum  
Beispiel) sich am ganzen Körper zu waschen oder sich  
anzuziehen? 

6.	Wenn Sie Ihre gewöhnliche (übliche) Sprache verwenden,  
fällt es Ihnen dann schwer zu kommunizieren, also andere 
zu verstehen und selbst verstanden zu werden? 

Antwortkategorien:

•	Nein, das ist kein Problem.

•	Ja, das ist schwierig für mich.

•	Ja, das ist sehr schwierig für mich.

•	Das kann ich überhaupt nicht.

anhand des Kreislaufs aus Armut und Behin-
derung zeigen (► Info 5, Seite 28). Es ist je-
doch nicht jeder in gleichem Maße von  
Armut betroffen. Weitere Merkmale wie das 
Geschlecht, der soziale und wirtschaftliche 
Status, die ethnische Abstammung, die Reli-
gionszugehörigkeit oder die Tatsache, dass 
jemand ein Flüchtling oder Migrant ist, haben  
Einfluss darauf, wie gut der Einzelne das Risiko 
von Armut bewältigen kann und wie stark  
er davon betroffen ist. So belegt eine kleine 
Anzahl von Studien bereits, dass Frauen mit 
Behinderungen wegen fehlender Gleichbe- 
rechtigung häufiger von Armut bedroht sind 
als Männer in vergleichbaren Situationen.42

Wenn Menschen mit Behinderungen und 
ihre Familien von extremer Armut bedroht 
sind, ergreifen sie häufig drastische Maß- 
nahmen, um zumindest ihren Grundbedarf 
zu decken: Sie nehmen die Kinder aus der 
Schule, damit sie arbeiten und im Haushalt 
helfen können. Sie verkaufen oder verbrau-
chen Produktivvermögen wie Grund und  
Boden, Tiere und Ersparnisse, die für den 
Aufbau einer gesicherten Existenz eingesetzt 
werden könnten, um dringend benötigte  
Lebensmittel und ihre Unterkunft bezahlen 
zu können. Sie verzichten auf medizinische 
Versorgung, um zusätzliche Kosten zu ver-
meiden. Dadurch verschlechtert sich der  
Gesundheitszustand weiter. Obwohl solche 
Entscheidungen auf lange Sicht die Armut 
verschlimmern, sind sie kurzfristig unvermeid- 
lich, um zu überleben. Die Ressourcen, die 
zur Deckung der Grundbedürfnisse und für 
produktive Investitionen zur Verfügung stehen, 
schwinden immer weiter. Zugleich stehen 
den Betroffenen und ihren Familien immer 

Info 6: Statistische Erhebung von Behinderung –  
Fragenkatalog der Washington Group 	
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▲ Der vierjährige 
Abeston (links), bei 
dem eine Entwick-
lungsverzögerung 
festgestellt wurde,  
ist mit Freunden  
und seiner Mutter 
auf dem Weg zur 
Vorschule, dem  
Anganwadi Centre  
in Indien. Dank früher  
Förderung kann er 
jetzt gehen und die 
Vorschule besuchen. 
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weniger Möglichkeiten offen, der Armut zu 
entrinnen.43 Diese Situation wird von Wissen- 
schaftlern als „Armutsfalle“ bezeichnet. 
Wenn keine systematischen Veränderungen 
vorgenommen werden, die die Armutsfakto-
ren beseitigen, bleiben ganze Familien über 
Generationen darin gefangen. Die Geschichte 
von Sieng Sok Chann aus Kambodscha zeigt 
die Herausforderungen, die Menschen mit 
Behinderungen bewältigen müssen, um dieser 
Armutsfalle zu entkommen.

! Die Geschichte von Sieng Sok 
Chann aus Kambodscha

„Ich heiße Sieng Sok Chann. Früher konnte 
ich laufen wie andere Menschen auch. Als 
ich dreizehn Jahre alt war, herrschte Krieg in 
Kambodscha. Es passierte am „Khmer New 

Year“, dem kambodschanischen Neujahrstag 
am 16. April 1994. Es regnete heftig und die 
Leute glaubten, dass der Regen aufhören 
würde, wenn sie mit ihren Gewehren in die 
Luft feuerten. Dabei haben sie mir in den 
Rücken geschossen. Eine Kugel traf meine 
Wirbelsäule. Dadurch wurde sie gebrochen. 

Plötzlich war ich eine junge Frau mit 
Behinderung. Das war nicht mehr zu  
ändern. Viele sagten damals zu mir, dass 
ich immer auf die Hilfe anderer ange-
wiesen sein und warum ich denn nicht  
einfach sterben würde. Solche und andere 
Dinge sagten sie zu mir und das machte mich 
sehr traurig. 

Ich glaube, dass die Außenwelt nicht weiß,  
was uns Frauen mit Behinderungen das Leben  
besonders schwer macht. Die meisten von uns  
schämen sich, trauen sich nicht in die Öffent-
lichkeit und nehmen nie am gesellschaftlichen  
Leben teil. Aber ich habe beschlossen, die 
Vergangenheit zu vergessen und stark zu sein. 
Ich gehe auf den Markt und zu Veranstal- 
tungen. Ich habe mein Leben verändert. 
Ich treibe Sport, unternehme gerne etwas  
mit anderen und eigentlich bin ich ganz 
zufrieden. Auch wenn es in meiner Vergan-
genheit viel Leid und Enttäuschungen gege-
ben hat – für die Zukunft habe ich selbst 
mein Leben zum Guten gewandt. Ich habe 
mir gesagt, dass ich anderen Frauen mit Be-
hinderungen helfen will – vor allem dadurch, 
dass ich ein gutes Vorbild bin und dafür sor-
ge, dass die Menschen wegen meiner Behin-
derung nicht auf mich herabsehen. Ich will 
nicht, dass jemand sagt, dass ich geistig be-
hindert sei oder nichts leisten könne. Die Welt  
soll sehen, dass ich stark bin.
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Ich träume davon, einmal eine Orga-
nisation zu gründen, die Frauen mit Be-
hinderungen, die wie ich von anderen 
abhängig sind, den Mut dazu gibt, trotz-
dem mehr aus ihrem Leben zu machen. 
Ich glaube, dass Depressionen und Hoffnungs- 
losigkeit verhindert werden, wenn Frauen 
mit Behinderungen eine Arbeit und eine gute 
Ausbildung haben. Deshalb unterrichte ich 
gern in der Nähschule. Dort kann ich mein 
Wissen an andere Menschen mit Behinde-
rungen weitergeben, damit sie ihren Lebens-
unterhalt selbst verdienen und einen guten 
Job finden können.

Ich kenne die Probleme, mit denen Frauen  
mit Behinderungen konfrontiert sind. Eine 
Behinderung zu haben, kann einen in Armut 
stürzen. Hat man keine Arbeit, wird man  
immer bedürftiger. Die meisten Frauen mit 
Behinderungen hier sind alleinerziehend 
mit einem Kind. Sie wurden von ihren 
Männern verlassen oder ihre Männer 
haben sich nicht um sie gekümmert, so 
erging es mir. 

Ich muss immer wieder feststellen, dass 
das Leben zu Frauen mit Behinderungen 
sehr hart sein kann. Bitte vergessen Sie uns 
und unsere Sorgen nicht!

Mein Sohn heißt Sieng Lee. Er ist sechs 
Jahre alt und geht in die erste Klasse. Meine 
größte Sorge ist, dass er später keine Ausbil-
dung machen kann. Ich mache mir ernsthaft 
Sorgen über seine Zukunft, denn ich habe 
kein Geld. Er möchte doch Arzt werden.“ 

Einmal in der Spirale der Armut gefangen,  
hat dies nicht nur Folgen für die Frauen, 
Männer, Mädchen und Jungen mit Behinde-

rungen und für ihre Familien, sondern auch 
für die Gesellschaft, in der sie leben. Je prekä- 
rer die Situation armer Menschen wird, desto  
weniger sind sie dazu in der Lage, am Leben 
in ihrem Umfeld teilzuhaben und selbst einen  
Beitrag zu leisten. Ihre Kaufkraft nimmt stetig  
ab. Sie haben immer weniger freie Zeit, die 
sie in die Entwicklung ihrer Gemeinschaft in-
vestieren könnten. Für Kinder, die in der 
Schule viel versäumen, besteht ein größeres 
Risiko, auch als Erwachsene arm zu sein. Auf 
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▼ Sieng Sok Chann 
mit ihrem sechsjähri-
gen Sohn Sieng Lee. 
Sie möchte, dass an-
dere nicht wegen ih-
rer Behinderung auf 
sie herabschauen. Sie 
möchte ein Vorbild 
sein und ihrem Sohn 
ermöglichen, einmal 
Arzt zu werden. 
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Wesentliche Erkenntnisse

•	Die Ergebnisse der bisher umfassendsten systematischen 
Auswertung des Zusammenhangs zwischen Behinderung 
und Armut durch Wissenschaftlerinnen der LSHTM weisen 
eindeutig darauf hin, dass ein Kreislauf aus Behinderung 
und Armut besteht.

•	Um Inklusion gewährleisten zu können, werden aussage-
kräftige, umfassende und vergleichbare Daten zur Lage 
von Menschen mit Behinderungen benötigt, die in die 
Planung, Implementierung und Evaluierung von Entwick-
lungsmaßnahmen einfließen können.

•	Die Exklusion von Frauen, Männern, Mädchen und Jungen  
mit Behinderungen aus Bereichen wie Gesundheit, Bildung,  
Beschäftigung und Sicherung des Lebensunterhalts führt 
zu vermehrter Armut und verursacht für Menschen mit 
Behinderungen, für ihre Haushalte und die Gesellschaft 
wirtschaftliche und soziale Kosten. 

•	Investitionen in Inklusion können sich positiv auswirken 
und für Menschen mit Behinderungen, ihre Haushalte und 
die Gesellschaft langfristig finanziellen Nutzen bringen. 

der anderen Seite wirken sich eine gute Bil-
dung und Ausbildung positiv auf die Gleich-
berechtigung der Geschlechter und die Bürger- 
beteiligung aus und senken die Kriminalitäts-
rate. Also könnten ganze Kommunen sowohl  
sozial als auch finanziell davon profitieren, 
wenn Mädchen und Jungen mit Behinderun-
gen an Bildung teilhaben.44 Wenn die Ge-
sellschaft Menschen mit Behinderungen da-
gegen sozial und wirtschaftlich an den Rand 
drängt, beraubt sie sich selbst der wertvollen 
Beiträge dieser Mitglieder. 

2.5 Kosten der Exklusion 
und ökonomischer Nutzen 
der Inklusion

 

Die Ausgrenzung von Menschen mit Behinde- 
rungen birgt ein hohes Armutsrisiko für die 
Betroffenen. Im Umkehrschluss ist die Bewah- 
rung oder Schaffung des Zugangs zu Gesund- 
heit, Bildung, Beschäftigung und Sicherung 
des Lebensunterhalts ein zentrales Mittel zur 
Bekämpfung von wirtschaftlicher Armut und 
sozialer Ausgrenzung. Exklusion schadet aber  
nicht nur den Menschen mit Behinderungen 
selbst, sie behindert auch den Erfolg von Ent- 
wicklungsprogrammen und -politik. Zwar ver- 
ursachen Initiativen für inklusive Gesellschaften 
anfänglich Kosten – dies wird häufig als Ent-
schuldigung dafür angeführt, konsequenten 
Maßnahmen aus dem Wege zu gehen –, doch  
die Kosten, die Menschen mit Behinderungen,  
ihren Familien und der Gesellschaft durch Ex-
klusion entstehen, sind ungleich höher. 

Ein inklusiver Ansatz kann diese Kosten 
vermeiden und sogar finanziellen Nutzen ge-
nerieren – für Menschen mit Behinderungen, 
ihre Familien und die Gesellschaft. Um die-
sen Nutzen zu maximieren, müssen jedoch 
koordinierte Inklusionsmaßnahmen in allen 
Gesellschaftsbereichen ergriffen werden. In 
den folgenden Kapiteln befassen wir uns ge-
nauer mit der Frage, wie die Exklusion von 
Menschen mit Behinderungen aus Gesund-
heit, Bildung, Beschäftigung und der Siche-
rung des Lebensunterhalts wirtschaftliche 
Kosten verursacht. Außerdem erklären wir 
anhand einiger Beispiele, wie mit inklusiven 
Ansätzen Positives erreicht und finanzieller 
Nutzen erzielt werden kann.
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Kapitel 3

„Eine bessere Gesundheitssituation von 
Menschen mit Behinderungen durch 
Verbesserung des Zugangs zu  
Gesundheitsdiensten ist ein 
wesentlicher Faktor für eine 
Teilhabe und positive Ent
wicklung in den Bereichen 
Bildung, Beschäftigung 
und Familie, Gemein
schaft und öffentliches 
Leben. Gesundheit 
leistet einen wichtigen 
Beitrag zu den globalen 
Entwicklungszielen.” 

- 

-

Gesundheit

Globaler Aktionsplan  
der Weltgesundheits- 
organisation für Menschen  
mit Behinderungen (2014) 
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▲ Haupteingang 
der Augenklinik  
„Solidariedade  
Evangelica“. Dieser 
Partner implementiert 
das von der CBM ge-
förderte Augenge-
sundheitsprogramm 
„Boa Vista“ in  
Angola. 
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3.1 Einleitung
Kapitel 3 befasst sich mit den Kosten, die 
dadurch entstehen, dass Menschen mit Be-
hinderungen von der Gesundheitsversorgung  
und Gesundheitspolitik ausgeschlossen  
werden. Zu Beginn wird dargestellt, wie  
Regierungen und Akteure der Entwicklungs-
zusammenarbeit durch internationale Über-
einkommen verpflichtet werden, das Recht 
auf Gesundheit von Menschen mit Behinde-
rungen zu gewährleisten. Danach werden 
die Barrieren analysiert, die den Zugang von  
Menschen mit Behinderungen zu medizini-
scher Versorgung behindern, und aufgezeigt, 
wie wirtschaftliche Kosten entstehen, wenn 
Frauen, Männer, Mädchen und Jungen mit 
Behinderungen aus staatlichen Gesundheits-
programmen zur Prävention, Versorgung,  
Behandlung und Rehabilitation ausgeschlos-
sen werden. Vorschläge werden dazu unter-
breitet, wie diese Situation umgekehrt und 

somit Gewinn erwirtschaftet werden könnte. 
Abschließend werden einige Beispiele für in-
klusive Gesundheitsprogramme und -konzepte 
vorgestellt. 

3.2 Internationale rechtliche 
Rahmenbedingungen 

Das Recht auf Gesundheit ist ein Menschen-
recht, das in mehreren internationalen Über-
einkommen ausdrücklich anerkannt wird. 
Der „Internationale Pakt über wirtschaftliche,  
soziale und kulturelle Rechte“ (UN-Sozialpakt)  
erkennt „das Recht eines jeden auf das für 
ihn erreichbare Höchstmaß an körperlicher 
und geistiger Gesundheit“45 an.

Ferner ist das Recht auf Gesundheit in 
folgenden Übereinkommen weiter ausgeführt:
•	in der UN-Konvention über die Rechte

des Kindes (Artikel 12);
•	in der UN-Konvention zur Beseitigung

jeder Form von Diskriminierung der Frau
(Artikel 12);

•	in der UN-Konvention über die Rechte von
Menschen mit Behinderungen (Artikel 25).

Die Regierungen stehen also grundsätzlich in 
der völkerrechtlichen Pflicht, jedem Menschen  
eine hochwertige Gesundheitsversorgung zu 
bieten. Mit der 2030-Agenda für nachhaltige  
Entwicklung werden die Anforderungen die-
ses Menschenrechts in unmittelbare Hand-
lungsnotwendigkeiten übersetzt. Die UN-Mit- 
gliedstaaten verpflichten sich hierin zum Bei-
spiel laut Entwicklungsziel 3.8, allen Menschen  
Zugang zu einer flächendeckenden Gesund-
heitsversorgung zu ermöglichen, was unter 
anderem finanzielle Risikoabsicherung, Zu-
gang zu Basis-Gesundheitsdiensten sowie  
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sicheren, wirksamen und erschwinglichen 
Grundarzneimitteln und Impfungen für alle 
umfassen soll.

Internationale Zusammenarbeit spielt in 
diesem Kontext insofern eine wichtige Rolle, 
als sie Länder mit niedrigem und mittlerem 
Einkommen dabei unterstützt, die dafür be-
nötigten Infrastrukturen und Kapazitäten zu 
schaffen. Das kann zum Beispiel durch die 
Einrichtung von Gesundheitszentren in länd-
lichen Gebieten, den Ausbau der Gesund-
heitssysteme und die Schulung medizinischer 
Fachkräfte erfolgen. In Abschnitt 3.5 sind  
einige Beispiele für diese Formen der Unter-
stützung beschrieben.

3.2.1 	Was beinhaltet das Recht 
auf Gesundheit?

Dem Recht auf Gesundheit wird durch Infra-
strukturen und Gesundheitsdienste allein 
nicht Genüge getan. Vielmehr wird mensch-
liche Gesundheit von vielen Faktoren beein-
flusst. Dazu gehören sauberes Trinkwasser, 
eine gesunde Ernährung und ein sicheres  
Arbeitsumfeld. 

Das Recht auf Gesundheit beinhaltet 
demnach: 
•	den Anspruch auf ein sicheres und funktio-

nierendes Gesundheitssystem, den Zugang
zu lebenswichtigen Arzneimitteln und The-
rapien, einschließlich medizinischer Dienste
in den Bereichen HIV, Rehabilitation, Mütter-  
und Kindergesundheit sowie sexuelle und
reproduktive Gesundheit;

•	den Anspruch auf verfügbare, nutzbare
und zugängliche medizinische Dienstleis-
tungen, Güter und Einrichtungen von
guter Qualität;

•	das Recht, über jede medizinische oder
therapeutische Behandlung, einschließlich
der Gabe psychotroper Wirkstoffe, Elektro-
krampftherapie, Sterilisation, Verhütung,
eines Schwangerschaftsabbruchs und medi- 
zinischer Experimente frei und informiert
selbst zu bestimmen;

•	das Recht, über die Unterbringung in medi- 
zinischen und psychiatrischen Einrichtungen
frei und informiert selbst zu bestimmen.46

3.2.2	Menschen mit Behinderungen 
und das Recht auf Gesundheit

Das Recht auf Gesundheit von Mernschen 
mit Behinderungen und die wichtigsten An-
wendungsbereiche sind in Artikel 25 der 
UN-Behindertenrechtskonvention geregelt:
•	gleichberechtigter Zugang zu bezahl-

baren und hochwertigen Gesundheits-
programmen  
Dabei ist vor allem wichtig, dass Menschen 
mit Behinderungen das gleiche Angebot an 
Gesundheitsleistungen von gleicher Qualität  
und auf dem gleichen Standard kostenlos 
oder zu erschwinglichen Preisen zur Ver- 
fügung steht wie anderen Menschen. Dies 
beinhaltet auch sexuelle und reproduktive 
Gesundheitsfürsorge, bevölkerungsbezogene  
staatliche Gesundheitsmaßnahmen und 
private Leistungen im Bereich der Gesund-
heitsfürsorge. Darüber hinaus müssen medi- 
zinische Fachkräfte so ausgebildet sein, dass  
sie respektvoll mit Menschen mit Behinde-
rungen umgehen.

•	behinderungsspezifische medizinische
Leistungen  
Die medizinischen Leistungen, die Menschen  
mit Behinderungen aufgrund ihrer Beein-
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Alle Mitgliedsstaaten der WHO sind aufgefordert, den  
Aktionsplan in nationale Gesundheitspolitik umzusetzen. 
Wesentliche Ziele sind 

1. die Beseitigung von Barrieren und Verbesserung des
Zugangs zu Gesundheitsleistungen und -programmen
für Menschen mit Behinderungen

2. die Stärkung und Weiterentwicklung von Rehabilitation,
Habilitation, Hilfsmitteltechnologien, unterstützenden
und fördernden Diensten und gemeindenaher Rehabili-
tation sowie

3. die Erhebung relevanter und international vergleichbarer
Daten sowie die Förderung der Forschungsarbeit auf
dem Gebiet der Behinderungen und der damit verbun-
denen Leistungen.

Info 7:	Globaler Aktionsplan der WHO für Menschen 
mit Behinderungen 2014 bis 202147

trächtigung gegebenenfalls in Anspruch 
nehmen müssen, sollen behinderungs- 
spezifisch sein. Dies betrifft unter anderem 
auch Frühdiagnosesysteme und Frühförder-
programme, Rehabilitationsmaßnahmen 
und Hilfsmittel. 

•	keine Benachteiligung in der
Krankenversicherung:  
Die Diskriminierung von Menschen mit Be-
hinderungen in Kranken- und Lebensver- 
sicherungen ist verboten. Die Versicherung 
muss fair und angemessen sein. 

•	garantierte medizinische Versorgung:
Die diskriminierende Verweigerung lebens- 
erhaltender Maßnahmen, der Nahrung
oder Flüssigkeit aufgrund einer Behinde-
rung muss ausgeschlossen werden.

Um Orientierung zur Umsetzung von Artikel 
25 der UN-Behindertenrechtskonvention zu 
bieten, verabschiedete die Weltgesundheits-
versammlung 2014 den „Globalen Aktions-
plan“ der WHO für Menschen mit Behinde-
rungen.48 Dieser beinhaltet weitere Forde- 
rungen an die Regierungen im Hinblick auf 
die Schaffung eines besseren Zugangs zu 
Gesundheit und Gesundheitsleistungen für 
Frauen, Männer, Mädchen und Jungen mit 
Behinderungen. Info 7 (► Seite 42) enthält 
die wesentlichen Ziele des Aktionsplans.

3.3 Barrieren für Inklusion
Verschiedene Barrieren behindern den Zugang  
von Menschen mit Behinderungen zu allge-
meinen und behindertenspezifischen Gesund- 
heitsdiensten. Wer durch inklusive Gesund-
heitsprogramme, -politik und -planung dafür 
sorgen will, dass Frauen, Männer, Mädchen 
und Jungen mit Behinderungen eine ebenso 
hochwertige Gesundheitsversorgung wie an-
dere Menschen erhalten, muss diese Barrieren  
kennen49, zwischen denen häufig eine Wech- 
selwirkung besteht, wie aus Abbildung 3 
(► Seite 43) ersichtlich ist. 

3.3.1	Unzugängliche medizinische 
Einrichtungen und fehlende 
Vorkehrungen 

Frauen, Männer, Mädchen und Jungen mit 
Behinderungen können Gesundheitsleistun-
gen nicht in Anspruch nehmen, wenn die 
medizinischen Einrichtungen aufgrund feh-
lender Vorkehrungen für sie nicht zugänglich 
sind. Fehlende Rampen und Fahrstühle, 
schlechte Beschilderung, enge Zufahrten und  
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◄ Abbildung 3: 
Wechselwirkung der 
Barrieren für inklusive  
medizinische Versor-
gung

Barrieren, 
die den Zugang 
zu medizinischer 

Versorgung 
behindern

Kommunikations-
barrieren

mangelnde 
Vorkehrungen

Zeitverlust

Kosten für 
medizinische 

Leistungen und 
Medikamente

unzugängliche 
Verkehrsmittel

Stigmatisierung

Fehl-
einschätzungen

Investitions-
mangel

Entzug der
Geschäftsfähigkeit

unzugängliche 
Einrichtungen

unerschwingliche 
Verkehrsmittel

Barrierefreiheit Finanzierung

Einstellung Politik

unzureichend ausgestattete sanitäre Anlagen  
sind Barrieren, die Menschen mit Behinde-
rungen den Zugang zu medizinischen Ein-
richtungen erschweren.50 Auch die medizi- 
nische Ausstattung ist nicht selten ungeeig-
net für Menschen mit Behinderungen. So 
sind Untersuchungstische zum Beispiel häufig  
nicht höhenverstellbar und somit etwa für 
einen Menschen mit eingeschränkter Mobili-
tät nur mit größerem Aufwand nutzbar. 

Wenn keine Informationen in alternativen 
Formaten bereitgestellt werden, kann eine 
benötigte Leistung möglicherweise nicht  
in Anspruch genommen werden. Dies gilt  

insbesondere für Menschen mit Sinnes-  
oder Lernbeeinträchtigungen.51 Alternative  
Kommunikationsformen sind unter anderen 
Gebärdensprache, Braille- oder Blindenschrift,  
audiovisuelle und symbolhafte Darstellungs-
formen. Eine freie und informierte Entschei-
dung über die Behandlung und die geeignete, 
rechtzeitige und hochwertige Behandlung 
selbst ist nicht möglich, wenn das medizini-
sche Personal nicht in der Lage ist, wichtige 
Informationen mit dem Patienten zu bespre-
chen. Dazu gehören die Krankengeschichte, 
Diagnosen, Präventionsstrategien, Behand-
lungspläne und Weiterbehandlung.52 
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Der World Health Survey der Weltgesundheitsorganisation 
für den Zeitraum 2002 bis 2004, für den Daten aus über  
50 Ländern erhoben wurden, liefert wertvolle Informationen 
darüber, wie unterschiedlich Gesundheitsdienstleistungen 
von Menschen mit und ohne Behinderungen in Anspruch 
genommen werden.53

Die Studie ergab, dass Menschen mit Behinderungen zwar 
häufiger einen Bedarf an Leistungen angeben, aber mit ge-
ringerer Wahrscheinlichkeit eine angemessene Gesundheits- 
versorgung erhalten als Menschen ohne Behinderungen.

Als wesentlicher Grund dafür wurden die anfallenden Kosten 
genannt. Über 60 Prozent der Menschen mit Behinderungen, 
die nach eigenen Angaben keine Versorgung erhalten  
hatten, führten als Grund an, dass sie sich den Arzt- oder 
Krankenhausbesuch nicht leisten konnten. 30 Prozent  
gaben an, dass sie den Transport zur Gesundheitseinrichtung 
nicht bezahlen konnten. Wenngleich die Kosten auch für 
Menschen ohne Behinderungen ein Hindernis darstellten, 
waren Menschen mit Behinderungen davon jedoch ungleich 
häufiger betroffen.

Im Vergleich zu Menschen ohne Behinderungen nannten 
Menschen mit Behinderungen zudem zwei- bis viermal 
häufiger eine negative Haltung des Gesundheitsanbieters 
als Grund dafür, eine benötigte medizinische Versorgung 
nicht erhalten zu haben. 

Info 8:	Benachteiligung von Menschen mit  
	 Behinderungen bei medizinischer  
	 Versorgung

Und schließlich kann eine medizinische Be- 
handlung von Menschen mit Behinderungen 
möglicherweise nicht in Anspruch genommen  
werden, wenn die entsprechende Einrichtung  

nicht mit bezahlbaren und barrierefreien 
Verkehrsmitteln erreichbar ist.54 Da sich die 
meisten Gesundheitseinrichtungen in Län-
dern mit niedrigem und mittlerem Einkom-
men in Städten oder Ballungsräumen befin-
den55, sind sie für Menschen mit Behinde- 
rungen, die in ländlichen Gebieten leben, 
nur schwer erreichbar. Einige dieser Barrieren  
und Erschwernisse sind in Info 8 (► Seite 44) 
zusammengefasst.

3.3.2 	Einstellungsbedingte  
Barrieren 

Negative Einstellungen oder Fehleinschät-
zungen im Zusammenhang mit Behinderun-
gen bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
von Behörden, bei Gesundheitsbeauftragten  
und medizinischen Fachkräften können zum  
Problem werden. Auch in der Familie und im  
Lebensumfeld können sie verhindern, dass 
Menschen mit Behinderungen eine medizi-
nische Versorgung erhalten. Der Glaube, dass  
Behinderung die Bestrafung für eine Sünde 
sei oder durch Zauberkraft verursacht werde,  
hält viele Familien davon ab, eine konventio-
nelle medizinische Behandlung oder Rehabili-
tationsmaßnahme in Anspruch zu nehmen.56  
Krankheitssymptome werden fälschlicher-
weise mit der Behinderung in Verbindung 
gebracht und das Aufsuchen eines Arztes 
zum Teil lebensgefährlich lange hinaus- 
gezögert.57 In armen Haushalten mag es  
darüber hinaus als wirtschaftlich nicht ver-
antwortbar erachtet werden, Geld für die 
medizinische Versorgung eines Kindes mit 
einer Behinderung auszugeben, das wahr-
scheinlich später nicht für die Familie wird 
sorgen können.58 
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◄ Die Familie von 
Jan konnte sich die 
Behandlung des 
Grauen Stars nicht 
leisten, an dem er 
als Baby erkrankte. 
Nach der erfolgrei-
chen Operation 
durch eine CBM- 
Partnerorganisation 
in Kambodscha 
kann Jan endlich 
wieder sehen und 
macht sich mit sei-
ner Familie auf den 
Heimweg.
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Auch wenn medizinische Leistungen in 
Anspruch genommen werden, kann die 
Qualität dieser Leistungen schlecht sein, wenn 
das Gesundheitspersonal von Fehleinschät-
zungen oder einer negativen Einstellung  
gegenüber Menschen mit Behinderungen 
geleitet ist. Anbieter von Gesundheitsdienst-
leistungen können der falschen Auffassung 
sein, dass Menschen mit Behinderungen be-
stimmte Leistungen gar nicht benötigen. Die 
irrige Annahme, dass Menschen mit Behin-
derungen nicht sexuell aktiv oder zeugungs-
fähig seien, ist weit verbreitet. Dies führt 
dazu, dass Frauen und Mädchen mit Behin-
derungen regelmäßig aus der sexuellen und 
reproduktiven Gesundheitsfürsorge ausge-
schlossen werden.59

3.3.3 Finanzielle Barrieren
Einer der Hauptgründe dafür, dass Menschen 
mit Behinderungen keinen Zugang zu medi-
zinischer Versorgung erhalten, sind nach wie 
vor die Kosten für die medizinischen Leistun-
gen selbst. Aber auch die anfallenden Aus-
gaben für Verkehrsmittel und Medikamente 
und der Ausfall von Arbeitslohn machen die 
Versorgung für viele unerschwinglich.60

Aus verschiedenen Studien geht hervor, 
dass Menschen mit Behinderungen für medi-
zinische Leistungen unter dem Strich mehr 
bezahlen müssen als Menschen ohne Behin-
derungen. Sie haben zum Beispiel in Ländern  
mit niedrigem und mittlerem Einkommen 
schwerer Zugang zu subventionierten Ge-
sundheitsleistungen als andere Menschen.61 

In Vietnam etwa waren bis zu 80 Prozent 
der berechtigten Personen mit Behinderun-
gen nicht krankenversichert.62 Auch wenn 

eine Krankenversicherung besteht, deckt diese  
häufig nicht den gesamten medizinischen 
Bedarf von Menschen mit Behinderungen 
ab, die mit größerer Wahrscheinlichkeit Re-
habilitationsmaßnahmen und spezialisierte 
Dienste benötigen.63

3.3.4 Politische Barrieren 
Bei der Festlegung politischer Ziele hat die 
Bereitstellung spezifischer Gesundheitspro-
gramme und Dienste für Menschen mit Be-
hinderungen häufig keine Priorität. Weil für 
Rehabilitationsleistungen keine Investitionen 
oder Kapazitäten eingeplant werden, erhal-
ten in Ländern mit niedrigem und mittlerem 
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Obwohl psychische Erkrankungen über 10 Prozent der globa-
len Krankheitslast ausmachen64, haben die Regierungen es 
bislang versäumt, eine Grundversorgung in diesem Bereich 
zu priorisieren. In Ländern mit niedrigem Einkommen werden  
lediglich 0,5 Prozent, in Ländern mit mittlerem Einkommen 
2 Prozent und in Ländern mit hohem Einkommen 5 Prozent 
des Gesundheitshaushalts für die Bereitstellung von Diensten 
im Bereich der psychischen Gesundheit vorgesehen.65

Dieser Mangel an Investitionen hat für Menschen mit psycho-
sozialen Behinderungen schwerwiegende Folgen. Aus einer 
Studie in sieben Ländern mit niedrigem und mittlerem Ein-
kommen ging hervor, dass nur 2 bis 15 Prozent der Menschen 
mit psychosozialen Behinderungen im Jahr davor eine Behand- 
lung erhalten hatten.66 Von dem kleinen Anteil derjenigen, 
die Leistungen in Anspruch nehmen konnten, erhielten  
75 Prozent keine Behandlung, die auch nur dem Mindest-
standard entsprochen hätte.67

Info 9:	Der dringende Bedarf an Hilfsangeboten im 	
	 Bereich der psychischen Gesundheit

Einkommen lediglich 5 bis 15 Prozent der 
Menschen mit Behinderungen Hilfsmittel, 
die eine wesentliche Erleichterung für sie 
darstellen.68 Auch bei den Leistungen im  
Bereich der Gesundheitsdienste und psychia-
trischen oder psychologischen Betreuung 
bleiben Planung und Budgetierung weit hin-
ter dem Bedarf zurück (► Info 9, Seite 46).

Außerdem wird das Selbstbestimmungs-
recht von Menschen mit Behinderungen 
häufig auf gesetzlicher und politischer Ebene 
beschnitten. In vielen Ländern gehen die Ge-
setze zur Regelung der Geschäftsfähigkeit 
automatisch davon aus, dass Menschen mit 

bestimmten Einschränkungen nicht fähig 
sind, eigene Entscheidungen zu treffen. Die 
Betroffenen werden entmündigt.69 Oft haben  
Menschen mit Behinderungen deshalb kaum 
Möglichkeiten, gegen Diskriminierung vor- 
zugehen oder sich bei Entscheidungen unter- 
stützen zu lassen. Infolgedessen können sie 
oft nicht selbst über ihre medizinische Ver-
sorgung entscheiden und urteilen.70

3.4	Kosten durch Exklusion 
und ökonomischer Nutzen 
der Inklusion

In diesem Abschnitt wird untersucht, welche 
Kosten entstehen, wenn Menschen mit Be-
hinderungen von medizinischer Versorgung 
ausgeschlossen werden, und wie Inklusion 
wirtschaftlichen Gewinn bringen kann. 

3.4.1	Explodierende Gesundheits- 
kosten und der Kreislauf  
der Armut

Aus dem Weltbehindertenbericht geht ein-
deutig hervor, dass Menschen mit Behinde-
rungen als Gruppe im Blick auf ihre gesund-
heitliche Situation schlechter gestellt sind 
und zugleich einen größeren Bedarf an medi- 
zinischer Versorgung haben als die übrige 
Bevölkerung. Dies wird in Info 10 (► Seite 47) 
vertiefend erläutert. 

Ein größerer Bedarf an medizinischer Ver-
sorgung bedeutet auch höhere Kosten: In 
vielen Ländern mit niedrigem und mittlerem 
Einkommen geben Haushalte, in denen ein 
Mensch mit einer Behinderung lebt, bis zu 
15 Prozent der ihnen zur Verfügung stehenden 
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Wie gesund Menschen mit Behinderun
gen sind und welche medizinische Ver
sorgung sie benötigen, kann sehr unter
schiedlich sein. Manche befinden sich 
in einem schlechten gesundheitlichen 
Zustand und haben einen hohen Bedarf  
an medizinischer Versorgung, während 
andere bei guter Gesundheit sind und 
nur einige besondere Bedürfnisse haben. 

- 
-
- 

Als Gruppe betrachtet, bewerten Men-
schen mit Behinderungen ihren Gesund-
heitszustand jedoch gewöhnlich schlech-
ter und äußern mehr gesundheitliche 
Bedürfnisse als Menschen ohne Behinde- 
rungen. Das betrifft nicht nur Therapie-  
und Rehabilitationsmaßnahmen, die 
für die betreffende Beeinträchtigung 
relevant sind. Für Frauen, Männer, Mäd-
chen und Jungen mit Behinderungen 
besteht außerdem häufig ein größeres 
Risiko, sich weitere Krankheiten zu- 
zuziehen, die funktionelle Einschrän-
kungen und eine Verschlechterung der 
Lebensqualität mit sich bringen. So 
sind zum Beispiel Depressionen unter 
Menschen mit Behinderungen stärker 
verbreitet und an Schizophrenie er-
krankte Menschen sind fünfmal häufi-
ger von Diabetes betroffen als die  
übrige Bevölkerung. 

Einige Krankheiten stehen direkt mit  
einer Behinderung in Zusammenhang, 
andere nicht. Menschen mit Behinderun- 

gen zeigen mit größerer Wahrschein-
lichkeit gesundheitsschädliches Verhal-
ten wie Rauchen, zu wenig Bewegung 
oder Alkoholismus, was einen schlech-
ten Gesundheitszustand zur Folge haben  
kann. Frauen mit Behinderungen werden  
häufiger Opfer von (insbesondere sexu-
eller) Gewalt und Missbrauch als andere 
Frauen. Dadurch können unmittelbare 
und langfristige psychische und physische  
Gesundheitsprobleme entstehen. Es ist 
außerdem keine Seltenheit, dass es bei 
der Beurteilung des Gesundheitszustands 
von Menschen mit Behinderungen durch  
Mediziner zu Fehldiagnosen kommt, 
weil Beschwerden oder Symptome, die 
der Patient beklagt, auf die Behinderung 
zurückgeführt werden, die andere Infor- 
mationen überschattet. 

Das Zusammenspiel dieser Faktoren 
führt häufig dazu, dass sich Menschen 
mit Behinderungen in einem schlechte-
ren Gesundheitszustand befinden als 
Menschen ohne Behinderungen. Häufig  
könnte der Gesamtzustand verbessert 
werden, wenn die ursprüngliche Be- 
einträchtigung in geeigneter Weise 
versorgt und der Zugang zu einer regel- 
mäßigen Gesundheitsversorgung ge- 
sichert würde. Dies kann zum Beispiel 
durch die Teilnahme an staatlichen Ge-
sundheits- und Wiedereingliederungs-
programmen geschehen.

Info 10:	Gesundheitliche Lage und Bedarf an medizinischer  
	 Versorgung von Menschen mit Behinderungen71
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Mittel für medizinische Versorgung aus. Das 
ist über ein Drittel mehr, als andere Haushalte  
ausgeben.72 Da Menschen mit Behinderungen  
mit größerer Wahrscheinlichkeit in armen 
Haushalten leben (► Kapitel 2), können diese 
Kosten eine erhebliche Belastung für das  
ohnehin schon knappe Budget bedeuten.  
Deshalb nehmen viele Menschen eine medi-
zinische Versorgung gar nicht oder erst spät 
in Anspruch. Wenn sie es tun, können mög-
licherweise nicht alle Diagnoseverfahren aus-
geschöpft werden, sodass durch Fehldiagno-
sen oder eine hinausgezögerte Behandlung 
weitere Kosten entstehen.73

Auf lange Sicht führen so der sich stetig 
verschlechternde Gesundheitszustand mit 
Folgeerkrankungen und die damit verbunde-
nen Bewältigungsstrategien die Betroffenen 
und ihre Familien immer tiefer in die Armut. 

Im Vergleich zu Menschen ohne Behinderun-
gen finanzieren Menschen mit Behinderungen  
ihre medizinische Behandlung mit größerer 
Wahrscheinlichkeit durch den Verkauf von 
Vermögenswerten wie Land oder Vieh, indem  
sie sich verschulden oder weniger für unbe-
dingt notwendige Güter wie Lebensmittel 
ausgeben.74 Oft gibt es keine andere Alter-
native, aber diese Mittel stehen den Haus-
halten dann nicht mehr für Investitionen in 
Bildung, Landwirtschaft, Kleinunternehmen 
und andere Aktivitäten zur Verfügung, die 
zur Existenzsicherung beitragen könnten.75 

Vor allem dem Zugang zur Krankenver- 
sicherung wurde im Rahmen der universellen 
Gesundheitsversorgung besondere strategische 
Bedeutung beigemessen, um eine Verarmung 
von Individuen und Haushalten durch medi-
zinische Kosten zu verhindern.76 

Doch auch, wenn auf diesem Gebiet Erfol- 
ge zu verzeichnen sind, werden Versicherungs- 
nehmer mit Behinderungen häufig sowohl 
gesundheitlich als auch finanziell benach- 
teiligt, weil ihre besonderen Bedürfnisse bei 
der Festlegung des Versicherungsumfangs 
nicht ausreichend berücksichtigt werden.  
So beliefen sich die Gesundheitskosten von 
Versicherungsnehmern mit Behinderungen 
in Vietnam immer noch auf das Vierfache 
des Üblichen, da die Versicherung die Kosten 
für spezialisierte Dienste oder Verkehrsmittel 
nicht übernahm.77 Verglichen mit anderen 
Versichertengruppen bestand für Versiche-
rungsnehmer mit Behinderungen also ein 
größeres Armutsrisiko.78 In China gaben 
Krankenversicherte mit Behinderungen an, 
dass lediglich 18 Prozent ihrer Kosten von 
der Versicherung abgedeckt seien. Daraus 

▲ Durch rechtzeitige  
Behandlung werden 
Keos Klumpfüße auf 
sanfte Weise gerade 
gerichtet. Nach einer 
Physiotherapie bei 
der CBM-Partner- 
organisation in  
Kambodscha wird 
er so deutlich besser 
laufen können.
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Allein die Medikamente für eine HIV-Therapie kosten in 
Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkommen etwa 
8.900 US-Dollar pro Person über die gesamte Lebensdauer. 
Das ist viel mehr als die 11 US-Dollar, die im Durchschnitt 
pro verhinderte Infektion für präventive Maßnahmen auf-
gewendet werden müssen.83 Menschen mit Behinderungen 
werden aus Programmen zur sexuellen und reproduktiven 
Gesundheit häufig ausgeschlossen.84 Und das, obwohl  
Mädchen und Frauen mit Behinderungen häufiger sexueller  
Gewalt ausgesetzt sind als andere.85 Somit besteht für sie 
nachweislich ein höheres Risiko, sich mit HIV anzustecken 
als für die übrige Bevölkerung.86 Eine stärkere Berücksichti-
gung in Präventionsprogrammen könnte wesentliche Ein-
sparungen ermöglichen, nicht nur im Blick auf die Behand-
lungskosten. Vor allem aber würden weniger Menschen der  
Pandemie zum Opfer fallen. 

Info 11:	 Präventionskosten versus  
	 Behandlungskosten: Das Beispiel HIV

ergibt sich ein hoher ungedeckter Bedarf an 
Gesundheits- und Rehabilitationsleistungen 
und vieles muss aus eigener Tasche bezahlt 
werden.79

Weil es in diesen Ländern keine inklusive 
Gesundheitsfürsorge gibt, die für alle er-
schwinglich ist, entstehen für Menschen mit 
Behinderungen und ihre Familien, aber auch 
für die Gesellschaft hohe Kosten. Da öffent-
liche Gesundheitssysteme wenigstens zum 
Teil staatlich finanziert sind, dürfte es sich 
nicht nur im Gesundheitshaushalt bemerk-
bar machen, wenn der allgemeine Gesund-
heitszustand sich verschlechtert und Erkran-
kungen zunehmen.80 Frauen, Männer, Mäd- 
chen und Jungen mit Behinderungen und 
ihre Haushalte müssen auch eher Sozialhilfe 
und andere staatliche Leistungen zur Armuts- 
minderung in Anspruch nehmen, wenn sie 
durch medizinische Kosten an den Rand der 
Armut gedrängt werden. 

3.4.2 	Auswirkungen der Exklusion 
in staatlichen Gesundheits- 
programmen

Der Erfolg vieler staatlicher Gesundheits- 
programme hängt von einer flächendecken-
den Beteiligung der Bevölkerung ab. Wenn 
Menschen mit Behinderungen nicht berück-
sichtigt werden, kann dies eine Verschlech- 
terung der Gesundheitssituation einer ganzen  
Gemeinschaft bedeuten. Um etwa die Aus-
breitung von Infektionskrankheiten wirksam 
zu verhindern, müssen möglichst viele Men-
schen von präventiven Maßnahmen wie Impf-  
oder Hygieneprogrammen erreicht werden.81 

Und der Ausschluss von schwangeren Frauen  
mit Behinderungen von Ernährungsprogram-

men kann sich negativ auf die Gesundheit 
ihrer Kinder auswirken.82

Die Behandlung vermeidbarer Krankheiten  
und die Langzeitfolgen belasten die Betroffe- 
nen und ihre Haushalte sowie den staatlichen  
Gesundheitshaushalt: Da Präventionsmaßnah- 
men in der Regel weniger kosten als Lang-
zeittherapien, wären erhebliche Einsparungen  
möglich, wenn öffentliche Gesundheitspro-
gramme Menschen mit Behinderungen stär-
ker berücksichtigten. Info 11 (► Seite 49) ver-
anschaulicht dieses Argument am Beispiel HIV. 

Wenn Menschen mit Behinderungen bei 
der Planung, Implementierung und Evaluie-
rung staatlicher Gesundheitsinterventionen 
nicht angemessen berücksichtigt werden, 
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sind sowohl Programmziele als auch eine 
wirtschaftliche Mittelverwendung schwerer 
zu erreichen. Sicher verursachen die erfor-
derlichen Anpassungen für inklusive Pro-
gramme zunächst zusätzliche Kosten. Trotz-
dem gilt in jedem der vorgenannten Beispiele,  
dass die langfristigen Einsparungen durch die  
Verbesserung der gesundheitlichen Situation 
des Einzelnen und der gesamten Bevölkerung  
die anfänglichen Investitionen mehr als auf-
wiegen dürften. In Abbildung 4 (► Seite 51) 
sind die potenziellen wirtschaftlichen Gewin-
ne dargestellt, die durch eine inklusive Ge-

sundheitsversorgung für den Einzelnen und 
für die Gesellschaft entstehen könnten. 

3.4.3	Auswirkungen inklusiver 
Gesundheitsversorgung auf 
die Gesellschaft

Ein schlechter Gesundheitszustand kann eine 
Barriere darstellen, die eine Teilhabe am ge-
sellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben 
verhindert. Wenn Gesundheitspolitik und 
Gesundheitsdienste inklusiv gestaltet werden,  
sind Menschen mit Behinderungen gesünder.  
Sie können dann häufiger an Ausbildungs- 

► Keder Ejigu (Mitte 
hinten), Beauftrag- 
ter für Trachom- 
erkrankungen beim  
„Amhara Trachoma  
Control Program“, 
informiert die Dorf-
bewohner in der 
äthiopischen Region 
Amhara zu Gesund-
heitsfragen. 
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Inklusion im 
Gesundheitswesen

größere Reichweite 
staatlicher 

Gesundheitsprogramme

besserer Zugang zu
Gesundheits- und

Rehabilitationsleistungen

Verbesserung 
des Gesundheitszustands 

der Bevölkerung und 
Qualitätsverbesserung 
im Gesundheitswesen

besserer Zugang 
zu Bildung und Ausbildung, 
Beschäftigung und anderen 
Aktivitäten zur Sicherung 

des Lebensunterhalts

wirtschaftlicher Gewinn 
für Staat und Gesellschaft:
• Senkung der 
 Gesundheitskosten
• Steigerung der 
 Arbeitsproduktivität

wirtschaftlicher Nutzen 
für Individuen und Familien:
• geringere medizinische  
 Kosten
• bessere Bildung, 
 dadurch bessere 
 Chancen im Erwerbsleben

▲ Abbildung 4: 
Wirtschaftlicher  
Nutzen durch  
inklusive medizini-
sche Versorgung

und Bildungsmaßnahmen teilnehmen und so 
ihre Chance auf einen Arbeitsplatz verbessern.  
In den folgenden Kapiteln 4 und 5 ist näher 
erläutert, wie durch Inklusion in den Bereichen  
Bildung, Beschäftigung und Lebenssicherung 
wirtschaftlicher Gewinn für Menschen mit 
Behinderungen, ihre Haushalte und für die 
Gesellschaft entstehen kann. 

Doch zunächst zum Zusammenhang zwi-
schen Gesundheitsversorgung und Bildung: 
Ein schlechter Gesundheitszustand kann den  
Zugang zu Bildung und Lernen erschweren.87 
Längere Krankheits- und Behandlungsphasen 
verursachen schwer zu überbrückende Fehl-
zeiten und können zu schlechten Schulleis-
tungen, der Wiederholung von Klassen und 
sogar Schulabgängen führen.88 Darüber hin-
aus können zum Beispiel Mangelernährung, 
Wurmerkrankungen, HIV und Malaria die 
kognitive Entwicklung und Lernfähigkeit eines  
Kindes oder Jugendlichen beeinträchtigen.89 
Wenn Mädchen und Jungen mit Behinde- 
rungen in Bezug auf  eine rechtzeitige, ange-
messene und erschwingliche medizinische 
Versorgung gegenüber anderen Kindern be-
nachteiligt werden,  sind sie aufgrund ihres 
wahrscheinlich schlechteren Gesundheitszu-
stands also auch im Hinblick auf ihren Zugang  
zu Bildung benachteiligt. Wie im folgenden  
Kapitel 4 beschrieben, entstehen für den 
Einzelnen und für die Gesellschaft Kosten, 
wenn Menschen mit Behinderung von Bildung  
ausgeschlossen werden, da sich die Chancen 
auf eine Beschäftigung und die Sicherung 
des Lebensunterhalts verschlechtern. Diese 
Kosten könnten durch eine inklusive Gesund- 
heitsversorgung vermieden werden. So ergab  
eine Studie in Bangladesch, dass Kinder, die 

mit Hilfsmitteln wie Hörgeräten oder Roll-
stühlen ausgestattet wurden, häufiger die 
Grundschule abschlossen als diejenigen,  
die diese Hilfsmittel nicht erhielten.90 

Im Erwachsenenalter können gesundheit-
liche Probleme die Teilnahme am Arbeitsleben  
und die Fähigkeit zur Sicherung des eigenen 
Lebensunterhalts unmittelbar beeinträchtigen.  
Krankheiten führen zu Fehlzeiten und gerin-
gerer Produktivität.91 Besteht die Krankheit 



52

länger fort, kann es zum Verlust des Arbeits-
platzes, zur Reduzierung der Arbeitszeit oder 
Aufgabe der beruflichen Tätigkeit kom-
men.92  
Dies kann auch Mitglieder des Haushalts be-
treffen, die auf Arbeit und Einkommen ver-
zichten, um erkrankte Angehörige zu versor-
gen. Die Kosten für medizinische Versorgung 
werden darüber hinaus wie erwähnt häufig 
auf Kosten existenzsichernder Investitionen 
aus den eigenen Ersparnissen gedeckt.93  
Die gesundheitliche Situation kann sich also  
erheblich auf die Beschäftigung auswirken. 
Diese Auswirkungen schaden nicht nur den 
Betroffenen und ihrem direkten Umfeld, 
sondern ganzen Volkswirtschaften. Studien 
haben ergeben, dass Länder mit gesünderer 
Bevölkerung über eine höhere Arbeitsproduk- 
tivität verfügen.94 Wenn sichergestellt ist, 
dass Menschen mit Behinderungen Zugang 
zu Gesundheits- und Rehabilitationsdiensten 
haben, kann dies ihr Befinden und ihre Funk-
tionalität verbessern. Dadurch wird die Pro-
duktivität und somit potenziell der Ertrag  
gesteigert. Beispielsweise konnten Schizo- 
phreniepatienten in China, die familiennahe 
Gesundheitsleistungen in Form von Beratun-
gen und medikamentöser Überwachung  
in Anspruch nahmen, pro Jahr 2,6 Monate 
länger arbeiten als Patientinnen und Patien-
ten, die keine Therapie erhielten. Setzt man 
die Kosten für die Intervention zum höheren 
Einkommen und den geringeren Kosten für 
eine stationäre Unterbringung ins Verhältnis, 
ergibt sich eine Einsparung von 149 US-Dollar  
pro Familie.95 Da Arbeitsproduktivität eine 
entscheidende Größe für die wirtschaftliche 
Entwicklung ist, kann sich die Verbesserung 

der gesundheitlichen Situation der Bevölke-
rung einschließlich der Menschen mit Behin-
derungen in einer Volkswirtschaft somit posi- 
tiv auf die gesamtwirtschaftliche Leistung 
auswirken. 

Die Geschichte von Grace zeigt, wie eine 
angemessene medizinische Versorgung und 
Behandlung nicht nur zu besserer Gesund-
heit, sondern auch zu einer stärkeren Betei- 
ligung am gesellschaftlichen und wirtschaft-
lichen Leben führen kann. 

! 	Die Geschichte von Grace  
	 aus Ghana

Ich heiße Grace. Ich bin 52 Jahre alt und 
Grundschullehrerin. Ich war verheiratet 
und habe zwei Kinder. Meine Kinder sind  
18 und 25 Jahre alt. Der Junge ist 25 und 
das Mädchen 18. 

Ich hatte mein Studium abgeschlossen  
und arbeitete als Lehrerin, als im Jahr 
1992 mein Mann starb. Ich war voller 
Trauer. Ich konnte den Schmerz kaum er- 
tragen und wenn ich an ihn dachte, fand 
ich, dass mein Leben sinnlos geworden war. 
Ich hatte völlig aufgegeben. An manchen  
Tagen schaffte ich es nicht einmal, mich 
morgens anzuziehen. Ich aß nur etwas und 
ging wieder ins Bett. Ich lebte bei meinem 
Vater, aber ich ließ ihn nicht mehr in meine 
Nähe, seit er mir die Nachricht vom Tod  
meines Mannes überbracht hatte. 

Wenn ich meinen Vater sah, kam die ganze 
Trauer wieder hoch. Einige Male kippte ich 
um und verlor das Bewusstsein. Ich habe sehr  
gelitten. Fast ein Jahr ging es mir schlecht. 
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◄ Grace im Kreis  
ihrer Schüler. Dank 
der psychosozialen 
Betreuung durch  
das gemeindenahe  
Rehabilitations- 
programm von 
„Sandema CBR“ 
kann Grace als  
Lehrerin arbeiten.©
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Dann bin ich auf meinen Vater losgegangen, 
weil ich vor Trauer und Schmerz nicht mehr 
ein noch aus wusste. Da haben sie mich zu 
Hause eingeschlossen. 

Ich glaube, dass ich es allein der Gnade 
Gottes verdanke, dass die Leute der gemeinde- 
nahen Rehabilitation Sandema gekommen 
sind und mit meinen Brüdern und meinem 
Vater sprachen. Sie ließen mich wieder her-
aus und brachten mich ins Krankenhaus. Dort  
blieb ich eine Woche. Eine Schwester gab 
mir Spritzen. Von den Medikamenten wurde 
ich schläfrig und stellte nichts mehr an. Ich 
hatte meinen Frieden und machte keine Pro-
bleme mehr. Ich fühlte mich schwach, aber  
das machte nichts. Ich schlief ja die ganze Zeit 
und das war auch gut so. Ich konnte loslassen. 

Nach einer Woche wurde ich entlassen. 
Ich bekam die Medikamente weiter. Damit 
ging es mir ganz gut. Die Krankenschwestern 
kamen auch zu uns nach Hause, um mit mir 
zu sprechen. Ich nahm meine Medikamente 
und allmählich ließ der Schmerz etwas nach. 

Ich fing ein Fernstudium für das Lehr-
amt an Grundschulen an. Ich unterrichtete 
zwar auch Kinder, durfte wegen meiner psy-
chischen Probleme aber nur in der Vorschul-
stufe arbeiten. In der Zwischenzeit studierte  
ich weiter und schloss ein Aufbaustudium 
ab. Dann ging ich zurück an die Schule. Dort 
durfte ich mit den Kindern spielen. Heute bin  
ich wieder Lehrerin. Ich unterrichte Englisch, 
Mathematik, Musik, Tanz und Sport. 
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Wesentliche Erkenntnisse

•	Das Recht von Menschen mit Behinderungen auf 
Gesundheit ist durch eine Reihe von internatio-
nalen Übereinkommen geschützt. Insbesondere 
Artikel 25 der UN-Behindertenrechtskonvention 
regelt das Recht auf Gesundheit von Frauen, 
Männern, Mädchen und Jungen mit Behinde-
rungen und nennt die wichtigsten Anwendungs- 
bereiche.

•	Menschen mit Behinderungen sehen sich immer 
wieder mit Barrieren konfrontiert, wenn sie  
medizinische Versorgung in Anspruch nehmen 
möchten. Dies sind zum Beispiel Gesundheitsein-
richtungen und Verkehrsmittel, die nicht barriere- 
frei sind, fehlende Vorkehrungen, unzugäng- 
liche Kommunikationsmittel und Informationen 
sowie Voreingenommenheit und Fehleinschät-
zungen. Eine der größten Barrieren, die Menschen  
mit Behinderungen von hochwertigen Gesund-
heitsleistungen trennen, sind jedoch die hohen 
Kosten. 

•	Wenn Menschen mit Behinderungen von medi-
zinischer Versorgung ausgeschlossen werden, 
bessert sich ihr Gesundheitszustand nicht oder 
verschlechtert sich sogar. Eventuell kommt  
es auch zu weiteren Beeinträchtigungen. Eine 

inklusive Gesundheitsversorgung kann verhindern 
helfen, dass Menschen und ihr Umfeld durch  
explodierende Kosten und Nebenkosten der  
medizinischen Versorgung verarmen. 

•	Die Behandlung vermeidbarer Krankheiten und 
die Bewältigung von Langzeitfolgen verursacht 
Kosten für die Betroffenen, ihre Haushalte und 
die Gesellschaft. Da Präventionsmaßnahmen in 
der Regel finanziell günstiger sind als Langzeit- 
therapien, wären Einsparungen möglich, wenn 
öffentliche Gesundheitsprogramme Menschen 
mit Behinderungen stärker berücksichtigten.

•	Wenn der Gesundheitszustand von Menschen 
mit Behinderungen durch die Bereitstellung  
einer allgemeinen und spezifischen Gesundheits- 
versorgung verbessert werden kann, wird dies 
zu vermehrter Teilhabe in Bereichen wie Bildung, 
Beschäftigung und Lebenssicherung führen. 

•	Investitionen in eine inklusive Gesundheitsver-
sorgung könnten sich durch eine gesündere  
Bevölkerung, eine höhere Arbeitsproduktivität 
und eine effizientere Nutzung des Gesundheits-
haushalts für Regierungen und die Gesellschaft 
wirtschaftlich auszahlen.

Ich komme gut zurecht. Mit meinem ersten  
selbst verdienten Geld kaufte ich Zement 
und baute mir Stück für Stück ein eigenes 
Haus. Ich vermiete jetzt Zimmer und stocke 
so mein Einkommen auf. Nachdem mein 
Mann gestorben war, wollte ich das Haus 
nie mehr verlassen. So war das damals. Aber 

die Medikamente haben mich verändert. Ich 
konnte richtig fühlen, wie ich wieder zu  
Verstand und Kräften kam. Mir wurde klar, 
dass ich nicht die einzige Frau bin, die 
ihren Mann verloren hat. Heute geht es 
mir besser. 
Quelle: www.endthecycle.org.au/stories/grace

http://www.endthecycle.org.au/stories/grace
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►  Diese Broschüre zur Konzeption 
und Umsetzung eines inklusiven 
Augengesundheitsprogramms ist  
in englischer Sprache unter  
http://www.cbm.org/article/ 
downloads/54741/Inclusion_ 
in_Eye_Health_Guide.pdf.

3.5 Beispiele für Inklusion
Dieses Kapitel schließt mit einigen Beispielen 
ab, wie Gesundheitsversorgung für Menschen  
mit Behinderungen barrierefrei und inklusiv 
gestaltet werden kann. Zwei Mitarbeitende 
der CBM berichten in einem Interview über 
ihre Arbeit auf dem Gebiet der inklusiven 
Augenmedizin, die zum Teil aus Mitteln der 
australischen Entwicklungshilfe finanziert 
wird. Außerdem stellen wir ein von der Euro-
päischen Union gefördertes Projekt einer 
CBM-Partnerorganisation in Tansania vor, 
das Schwangeren mit Behinderungen den 
Zugang zu Müttergesundheitsdiensten er-
möglicht.
 

! Das inklusive Programm  
	 für Augengesundheit  
	 der CBM 

Ein Gespräch zwischen Dr. Babar Qureshi 
(CBM-Fachberater für Augengesundheit) 
und David Lewis (Direktor für strategische 
Programme, CBM Australien) über die Be-
deutung einer inklusiven augenmedizini- 
schen Gesundheitsversorgung für Frauen, 
Männer, Mädchen und Jungen mit Behin-
derungen. Das Engagement der CBM auf 
diesem Gebiet wird von der australischen 
Regierung und weiteren Gebern finanziell 
unterstützt. 

Warum ist eine inklusive augenheilkund- 
liche Gesundheitsversorgung so wichtig 
für Menschen mit Behinderungen und 
warum engagiert sich die CBM auf diesem  
Gebiet? 

David Lewis: Die CBM engagiert sich aus 
zwei Gründen auf diesem Gebiet: Zunächst 
handelt es sich bei etwa einem Fünftel der 
ärmsten Menschen der Welt um Menschen 
mit Behinderungen. Somit ist es sehr wichtig,  
dass die Anbieter augenmedizinischer Dienste  
sicherstellen, dass ihre Leistungen für jeden 
zugänglich und inklusiv sind. Außerdem 
werden mindestens 20 Prozent der blinden 
oder stark sehbehinderten Menschen nie 
wieder sehen können. Trotzdem haben sie 
ein Recht darauf, dass ihnen Leistungen wie 
Bildung und gemeindenahe Rehabilitation 
offenstehen. Bei meiner jahrelangen Arbeit 
vor Ort habe ich nicht nur einmal erlebt, wie 
schwierig es für Menschen mit Behinderungen  
sein kann, augenmedizinische Leistungen in 
Anspruch zu nehmen. Barrierefreie Kliniken 
und Zentren sind eine Seltenheit. Viele dauer- 
haft erblindete Menschen bekommen keine  
Beratung oder Überweisung zur Weiterbe-
handlung. Diesen Zustand zu verbessern ist 
daher für uns eine wichtige Priorität. 
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► Zehn Jahre lang 
hatte Gul Ahmed 
Probleme mit seinen 
Augen. Er musste 
seine frühere Arbeit 
aufgeben und statt- 
dessen einen schlech- 
ter bezahlten Job bei 
seinem Arbeitgeber 
annehmen. Schließ-
lich konnte er in der 
stationären Augen-
klinik in Battagram /
Pakistan am Grauen 
Star operiert werden.
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Wie konnten Sie die australische Regie
rung als Geldgeber für inklusive Augen
gesundheitsversorgung gewinnen? 

- 
- 

David Lewis: Das ist auf die engagierte  
anwaltschaftliche Arbeit von „Vision 2020 
Australia“96 zurückzuführen. Diesem Netz- 
werk, dem auch die CBM in Australien an- 
gehört, haben wir es zu verdanken, dass der 
damalige parlamentarische Staatssekretär  
für internationale Entwicklungshilfe Inklusion 
als wichtiges Thema der australischen Ent- 
wicklungsagenda aufgegriffen hat. Mit dem 
Haushalt 2008 / 2009 stellte die australische 
Regierung 45 Millionen US-Dollar an Förder-
mitteln zur Bekämpfung vermeidbarer Erblin- 
dung und für die Umsetzung einer inklusiven 
Entwicklungsstrategie über einen Zeitraum 
von drei Jahren bereit. Einen Teil dieser Förder- 
mittel konnte die CBM dafür nutzen, ver-
schiedene Ansätze der inklusiven Augen- 

gesundheitsversorgung zu entwickeln und in 
der Praxis zu testen. 

Können Sie einige Beispiele von  
Aktivitäten nennen, die im Rahmen des 
Programms durchgeführt wurden? 
Dr. Babar Qureshi: Die Aktivitäten finden 
auf verschiedenen Ebenen statt: Wir haben 
die Partnerorganisationen, mit denen die 
CBM vor Ort in den Projekten kooperiert, 
dafür sensibilisiert, dass jeder Mensch Zugang 
zu augenmedizinischen Gesundheitsleistungen  
haben sollte. Wir haben zum Beispiel Work-
shops organisiert, um mit ihnen zu diskutie- 
ren, wie sie ihre Dienste, Projekte und Pro-
gramme inklusiv gestalten können. 

Auch auf der lokalen und nationalen  
Regierungsebene haben wir uns für inklusive 
Augengesundheit eingesetzt und arbeiten 
mit Regierungsvertretern zusammen. Die 
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Sensibilisierung unserer Partnerorganisationen  
ist eine wichtige Komponente unserer Arbeit, 
aber es ist genauso wichtig, diese Aktivitäten 
durch landesweite Kampagnen und politische 
Arbeit zu begleiten. Man sollte zum Beispiel 
das Gesundheitsministerium und andere hoch- 
rangige staatliche Stellen mit entsprechenden 
Zuständigkeitsbereichen mit ins Boot holen. 
Eine flächendeckende Wirkung lässt sich 
besser erreichen, wenn das Thema inklusive 
Augengesundheitsversorgung überregional 
zur Sprache gebracht wird und andere Sekto- 
ren im Gesundheitsbereich durch die Um-
setzung ähnlicher Maßnahmen und Richtlinien  
diesem Beispiel folgen können.

Auf fachlicher Ebene arbeitet die CBM 
mit dem „International Council of Ophthal-
mology“ zusammen, um das Curriculum für 
angehende Augenärzte dergestalt anzu- 
passen, dass Menschen mit Behinderungen 
explizit berücksichtigt werden. So wollen wir 
sicherstellen, dass Augenmediziner wissen, 
wie augenmedizinische Leistungen inklusiv 
erbracht werden können und darin entspre-
chend geschult werden.

Können Sie Beispiele für Erfolge auf 
dem Gebiet der inklusiven Augenheil- 
kunde nennen? 
Dr. Babar Qureshi: In Pakistan zum Beispiel 
arbeiten wir mit dem oben beschriebenen 
Ansatz sehr erfolgreich mit unseren Partnern 
und dem landesweiten staatlichen Programm  
für Augengesundheit zusammen. Die Reich-
weite unserer Partnerorganisationen ist be-
grenzt, aber durch die Zusammenarbeit mit 
dem staatlichen Programm können wir alle 
Distrikte Pakistans erreichen. Die Behörden 

arbeiten etwas langsamer, verfügen aber über  
eine weit größere Infrastruktur, sodass eine 
flächendeckende und nachhaltige Wirkung 
möglich ist. Wir haben uns gegenüber der 
Regierung von Pakistan für inklusive Augen-
heilkunde stark gemacht und so die Bildung 
einer Arbeitsgruppe innerhalb eines Regie- 
rungsausschusses erreicht. Diese Arbeitsgrup- 
pe beschäftigt sich explizit mit der Ausarbei-
tung von Empfehlungen für die Regierung, 
damit nach und nach in ganz Pakistan in- 
klusive augenmedizinische Leistungen in  
Anspruch genommen werden können. Sie 
wird sich auch mit der Ermittlung des ent-
sprechenden Haushaltsbedarfs befassen. 

David Lewis: Auch in einer Augenklinik in 
Kambodscha wird inklusive Augenheilkunde 
beispielhaft umgesetzt: Nach dem Motto 
„Design für alle“ haben die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sich mit der Frage beschäftigt,  
wie nicht nur physische, sondern auch soziale 
und wirtschaftliche Barrieren für Menschen 
jeden Alters, mit oder ohne Behinderungen, 
beseitigt werden können. Das Krankenhaus-
gebäude ist jetzt barrierefrei, die Mitarbeiter 
sind im Umgang mit Menschen mit Behinde- 
rungen geschult worden, es gibt ein umfang- 
reiches Netzwerk mit anderen Diensten zur 
gegenseitigen Überweisung von Patienten 
und das Schulungsangebot wurde weiter-
entwickelt. Außerdem hat die Klinik ein com- 
putergestütztes Gesundheitsinformations- 
system entwickelt, in dem Daten zu Behin-
derungen erfasst werden, die von den betref- 
fenden Personen selbst angegeben werden. 
Zudem konnte die kambodschanische Au-
genklinik erreichen, dass es im Rahmen des 
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staatlichen Augengesundheitsprogramms 
jetzt ein Schulungsmodul zum Thema  
Inklusion gibt. 

! Inklusives Gesundheits- 
	 programm für Mütter und 		
	 Neugeborene in Tansania
 
Die CBM-Partnerorganisation „Compre- 
hensive Community Based Rehabilitation  
in Tanzania“ (CCBRT) begann 2010 mit der 
Planung und Implementierung eines groß 
angelegten gemeindenahen Programms.  
Es soll Kapazitäten aufbauen, um die Ge-
sundheit von Müttern und Säuglingen zu 
verbessern. Folgende Ziele sollten erreicht 
werden:
•	Verbesserung der Qualität von Notfall- 

Geburtshilfe und Säuglingsfürsorge;
•	Förderung nutzerinnenfreundlicher Dienste 

für Schwangere mit Behinderungen; 
•	Verhütung von Geburtsfisteln und Verbes-

serung der Früherkennung von Geburts-
schäden und 

•	Erkennung von Geburtsschäden bei Kindern 
und Überweisung zur Weiterbehandlung. 

Im folgenden Interview sprechen Dr. Brenda 
Dmello und Fredrick Msigallah (beide CCBRT) 
über wesentliche Elemente des Programms, 
das unter anderem Sensibilisierungsmaß- 
nahmen, die Bereitstellung barrierefreier  
und inklusiver Gesundheitsdienste und den 
Aufbau von Kapazitäten umfasst. 

Können Sie etwas über die Sensibilisie- 
rungsmaßnahmen in den Kommunen  
im Rahmen des Programms berichten?

Dr. Brenda Dmello: Die Sensibilisierungs- 
maßnahmen in der Gemeinde bestanden zu 
einem großen Teil aus Trainings zum Thema 
Behinderung, die wir für verschiedene Grup-
pen durchgeführt haben. An den Trainings 
haben 600 Gesundheitspflegerinnen und 
-pfleger aus verschiedenen Kommunen 
teilgenommen, unter anderem aus den drei 
Gemeinden von Daressalam. Außerdem nah-
men 91 hochrangige Vertreterinnen und 
Vertreter dörflicher Gemeinden und Sektoren  
an den Trainings teil. Dabei haben wir fest-
gestellt, dass das größte Hindernis für Inklus-
ion tatsächlich fehlendes Wissen über das 
Thema Behinderung und Inklusion ist. Nach-
dem wir in die Diskussion eingestiegen 
waren, zeigten sich die Teilnehmer jedoch 
sehr offen und interessiert an diesen Themen. 

Fredrick Msigallah: Wir haben auch leiten- 
de Mitarbeiter von Gesundheitseinrichtungen 
sowie Gesundheitspolitiker geschult, die für 
die Umsetzung von Gesundheitsplänen und 
die Mittelvergabe zuständig sind. Es kam uns 
besonders darauf an, dass die Politiker die 
Wichtigkeit von inklusiven Mutter-Kind-Ge-
sundheitsdiensten begreifen. Schließlich ent- 
scheiden diese Politiker über die Haushaltsmit-
tel. Inhaltlich sollten die Teilnehmerinnen und  
Teilnehmer dazu befähigt werden, eine ange- 
messene Sprache zum Thema Inklusion an-
zuwenden, Barrieren für Menschen mit Be-
hinderungen zu identifizieren und die Gesetze 
zu kennen, die dem Schutz von Menschen mit 
Behinderungen dienen. Zu Beginn und am 
Ende des Trainings haben wir die Teilnehmer 
zu ihrer Einstellung befragt, die sich während 
des Trainings zum Positiven verändert hatte. 
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Können Sie die konkreten Maßnahmen 
beschreiben, mit denen dafür gesorgt 
wurde, dass auch Frauen mit Behinde- 
rungen Gesundheitsdienste in Anspruch 
nehmen können? 
Dr. Brenda Dmello: Das Programm zielt aus- 
drücklich darauf ab, den Bedarf an medizini- 
scher Versorgung für Frauen mit Behinderun- 
gen während und nach der Schwangerschaft 
und Entbindung zu decken. Also mussten 
Kliniken so gebaut oder angepasst werden, 
dass sie für Frauen mit Behinderungen zugäng- 
lich wurden. Die Kommunikation musste ver- 
bessert und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
in Gebärdensprache geschult werden. Die 
Klinikordnung wurde außerdem etwas flexi-
bler gestaltet: Frauen mit Behinderungen 

dürfen jetzt eine Betreuungsperson oder ein 
Familienmitglied bei sich behalten, wenn sie 
zum Beispiel Hilfe beim Stillen brauchen. Die 
tansanischen Kliniken erlauben das eigent- 
lich nicht. 

Wie wichtig ist die Zusammenarbeit mit 
staatlichen Stellen für den Aufbau von 
Kapazitäten? 
Dr. Brenda Dmello: Das CCBRT-Programm 
für Müttergesundheit kooperiert auf regio- 
naler und kommunaler Ebene eng mit den 
lokalen Behörden. Alle Aktivitäten werden 
gemeinsam geplant und auch gemeinsam 
umgesetzt. Das Programm arbeitet derzeit 
mit 22 öffentlichen Zentren für Mütterge-
sundheit zusammen.

◄ Eine Frau erholt 
sich im CCBRT- 
Müttergesundheits-
zentrum von der 
Operation einer  
Geburtsfistel. 
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Bildung

Kapitel 4

„Die Regierungen sollten sich be
wusst sein, dass es kaum etwas 

Sinnvolleres gibt, als in Bil
dungsreformen zu investie

ren. Auch wenn die Kosten 
für die Schulung von Leh

rern und Personal, für 
Infrastruktur und die 
Überarbeitung von 
Lehrplänen und Unter
richtsmaterial am 
Anfang hoch sind, 
bedeutet inklusive 
Bildung schließlich 
bessere Bildung 
für alle.“ 

-

-
- 

- 

-
 
 

 

UNICEF (2012)

© CBM 
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4.1	Einleitung
In Kapitel 4 ist beschrieben, welche Kosten 
entstehen, wenn Menschen mit Behinderun-
gen systematisch von Bildung ausgeschlossen  
werden. Außerdem ist beschrieben, wie öko-
nomischer Nutzen entstehen kann, wenn sie 
Zugang zu Bildung erhalten. Das Kapitel führt  
die internationalen Gesetze und Verträge 
auf, die vorschreiben, dass Regierungen und 
Akteure der Entwicklungszusammenarbeit das 
Recht auf Bildung von Menschen mit Behinde- 
rungen gewährleisten müssen. Es beschreibt, 
warum Frauen, Männer, Mädchen und Jungen 
mit Behinderungen häufig keine Ausbildung 
bekommen oder nicht zur Schule gehen kön- 
nen. Und es erklärt, wie dadurch einerseits 
Kosten entstehen und wie andererseits wirt-
schaftlicher Nutzen entstehen kann, wenn 
Menschen mit Behinderungen eine gute Aus- 
bildung erhalten. Zum Schluss werden einige 
Beispiele erfolgreicher inklusiver Programme 
und Initiativen vorgestellt. Diese zeigen, wie 
vorteilhaft es für den Einzelnen, die Familien 
und die Gesellschaft ist, wenn Menschen mit 
Behinderungen Zugang zu Bildung haben.

4.2 Internationale 
rechtliche Rahmen
bedingungen

 
- 

Das Recht auf Bildung ist ein Menschenrecht,  
das in gleich mehreren internationalen Über-
einkommen verankert ist. Der UN-Sozialpakt 
legt fest, dass jeder Mensch ein Recht auf 
Bildung hat und dass „die Bildung auf die 
volle Entfaltung der menschlichen Persönlich- 
keit und des Bewusstseins ihrer Würde gerich- 
tet sein“ muss.97

Das Recht auf Bildung ist außerdem weiter  
ausgeführt 
•	in der UN-Konvention über die Rechte  

des Kindes (Artikel 28 und 29);
•	in der UN-Konvention zur Beseitigung  

jeder Form von Diskriminierung der Frau 
(Artikel 10);

•	in der UN-Konvention über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen (Artikel 24).

Die 2030-Agenda für nachhaltige Entwicklung  
führt aus, was ein gleichberechtigter Bildungs- 
zugang auf allen Ebenen und für alle Men-
schen, also auch für Menschen mit Behinde-
rungen, beinhaltet: inklusive und gleichberech- 
tigte, qualitativ hochwertige Bildung und  
lebenslanges Lernen für alle, um das Men-
schenrecht auf Bildung weltweit zu gewähr-
leisten.98 Die Regierungen stehen also grund- 
sätzlich in der Pflicht, jedem Kind eine hoch-

▼ Schülerinnen  
und Schüler in  
Bangladesch  
gehen für das  
Recht aller Kinder 
auf inklusive  
Bildung auf die  
Straße.
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wertige Ausbildung zu bieten. Die internatio- 
nale Zusammenarbeit spielt in diesem Zusam- 
menhang eine wichtige Rolle, weil sie Länder 
mit niedrigem und mittlerem Einkommen 
beim Aufbau der dafür benötigten Infrastruk- 
turen und Kapazitäten unterstützt.99 In Ab-
schnitt 4.5 sind einige Beispiele dieser Unter-
stützung beschrieben.

4.2.1 	Was beinhaltet  
das Recht auf Bildung? 

Das Recht auf Bildung wird von verschiedenen 
Ländern unterschiedlich umgesetzt, je nach 
den wirtschaftlichen und politischen Umstän- 
den im jeweiligen Land. Bildung muss aber 
immer einige miteinander in Zusammenhang 
stehende Grundvoraussetzungen erfüllen:
•	Verfügbarkeit: Die Regierung muss dafür 

sorgen, dass Schulen und andere Bildungs-
einrichtungen und Ausbildungsprogramme 
in der Nähe des Wohnorts eines jeden Bür-
gers zur Verfügung stehen. Sie muss außer- 
dem für die Versorgung der Einrichtungen 
zum Beispiel mit Wasser und Strom sorgen 
und eine Verwaltungsstruktur für das Schul- 
system bereitstellen. Dazu gehört auch, 
Lehrerinnen und Lehrer einzustellen und 
kontinuierlich weiterzubilden. 

•	Zugänglichkeit: Die Regierung muss dafür 
sorgen, dass Schulen keine Schülerinnen 
und Schüler diskriminieren. Das Bildungs-
angebot muss gefahrlos zugänglich sein. 
Es muss sich entweder in der Nähe befin-
den oder unter Einsatz moderner Technolo-
gie und mit zumutbarem Aufwand erreich-
bar sein. Grundschulbildung muss kosten- 
los sein. Sekundär- und Hochschulbildung 
müssen bezahlbar sein. 

•	Angemessenheit: Lehrplan und Unter-
richtsmaterial müssen kulturell angemessen  
sein und eine gute Qualität haben. 

•	Anpassbarkeit: Das Bildungsangebot 
muss flexibel und leicht an die Bedürfnisse 
verschiedener Gesellschaften und Gemein-
schaften anpassbar sein. Es muss für  
Schülerinnen und Schüler unterschiedlicher  
sozialer und kultureller Herkunft geeignet 
sein.100

4.2.2 	Menschen mit  
Behinderungen und das Recht 
auf Bildung

In Artikel 24 der Behindertenrechtskonvention 
ist das Recht auf Bildung von Frauen, Män-
nern, Mädchen und Jungen mit Behinderun-
gen weiter ausgeführt. Es werden verschiede- 
ne Bereiche für die Umsetzung benannt. 
•	Keine Diskriminierung wegen einer  

Behinderung: Kinder mit Behinderungen 
dürfen nicht aus dem allgemeinen Schul-
system ausgeschlossen werden. Die Schul-
pflicht muss auch für sie gelten und die 
Grundschulbildung muss auch für sie kosten- 
los sein. Sie haben Anspruch auf eine be-
zahlbare sekundäre Schulausbildung an 
weiterführenden Schulen. Menschen mit 
Behinderungen müssen außerdem den 
gleichen Zugang wie alle anderen zu all- 
gemeiner Hochschulbildung, Berufsausbil-
dung, Erwachsenenbildung und lebens- 
langem Lernen haben. 

•	Zugänglichkeit: Mädchen und Jungen  
mit Behinderungen müssen den gleichen 
Zugang zu hochwertiger und kostenloser 
Primär- und Sekundärbildung erhalten wie 
die anderen Kinder in ihrer Gemeinschaft. 
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•	Angemessene Vorkehrungen: Für Men-
schen mit Behinderungen müssen bei Be-
darf Anpassungen vorgenommen werden, 
damit sie unter Berücksichtigung ihrer Be-
dürfnisse den gleichen Zugang zu Bildung 
haben wie andere Menschen auch.

•	Individuelle Unterstützung: Menschen 
mit Behinderungen müssen Zugang zu in-
dividueller Unterstützung haben, damit sie 
sich akademisch und gesellschaftlich best-
möglich entwickeln können. Gebärden-
sprachdolmetscher, persönliche Assistenzen  
und Unterrichtsmaterialien in alternativen 
Formaten wie zum Beispiel Brailleschrift 
können ihnen die Teilnahme am Bildungs-
system erleichtern.

•	Entwicklung lebenspraktischer und  
sozialer Fähigkeiten: Menschen mit Be-
hinderungen müssen Zugang zu alternativen 
Kommunikationsformen, zu Kompetenz-
förderung und weiterer Unterstützung  
haben, wenn sie diese benötigen. Das sind 
zum Beispiel eine Braillezeile, barrierefreie 
Computerprogramme oder alternative und 
unterstützte Lern-, Kommunikations- und 
Mobilitätsformen. Wichtig können auch 
die Unterstützung und Beratung durch  
andere Menschen mit Behinderungen 
(„Peer Support“), ein zweisprachiges Um-
feld, um die Gebärdensprache erlernen zu 
können, und die Förderung der Sprachen-
gemeinschaft der Gehörlosen sein.101

◄ Im „Anganwadi 
Centre“ in Indien 
spielen und lernen 
Vorschulkinder mit 
und ohne Behinde-
rungen gemeinsam. 
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► Abbildung 5: 
Wechselwirkungen 
der Barrieren für  
inklusive Bildung
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4.3 Barrieren für Inklusion
Mädchen und Jungen mit Behinderungen 
gehen seltener zur Schule als Kinder ohne 
Behinderungen. Und von den Kindern mit 
Behinderungen gehen die Mädchen seltener 
zur Schule als die Jungen.102 Aus dem Welt-
behindertenbericht geht hervor, dass nur 
50,6 Prozent der Jungen mit Behinderungen 
die Grundschule bis zu Ende besucht haben. 
Bei den Jungen ohne Behinderungen sind es 
61,3 Prozent. Von den Mädchen mit Behin-
derungen haben nur 41,7 Prozent die Grund- 
schule abgeschlossen, von den Mädchen 

ohne Behinderungen sind es 52,9 Prozent.103  
Wenn Mädchen und Jungen mit Behinde-
rungen zur Schule gehen, dann tun sie das 
für weniger Schuljahre. Sie brechen auch 
häufiger die Schule ab als Kinder ohne Be-
hinderungen im gleichen Alter.104 Es gibt also 
offensichtlich viele Barrieren, die verhindern, 
dass Kinder mit Behinderungen zur Schule 
gehen (► Abbildung 5 auf Seite 64). Welche 
Barrieren das sind und wie sie zusammen-
wirken, ist wichtig zu verstehen, will man 
diese Mechanismen nachhaltig unterbrechen 
und verhindern.
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•	Eine Studie in 30 Ländern ergab, dass die Wahr-
scheinlichkeit, eine Schule zu besuchen, für  
Kinder mit Behinderungen im Durchschnitt um 
das Zehnfache geringer ausfällt als für Kinder 
ohne Behinderungen.105

•	Erhebungen von Haushalten in Malawi, Namibia,  
Sambia und Simbabwe zeigen, dass neun bis 
18 Prozent aller Kinder im Alter von mindestens 
fünf Jahren nie eine Schule besucht haben. Für 
Mädchen und Jungen mit Behinderungen be-
trägt dieser Wert zwischen 24 und 39 Prozent.106

•	In Bolivien besuchen Schätzungen zufolge 95 Pro- 
zent der Kinder im Alter zwischen sechs und elf 
Jahren die Schule, aber nur 38 Prozent der Kinder  
mit Behinderungen in dieser Altersgruppe.107

•	In Bulgarien, Moldawien und Rumänien beträgt 
die Einschulungsrate bei Kindern im Alter zwischen  
sieben und 15 Jahren jeweils über 90 Prozent. 
Bei Kindern mit Behinderungen in dieser Alters-
gruppe liegt die Einschulungsrate in den drei 
Ländern bei 81, 58 und 59 Prozent.108

•	In Tansania schaffen nur halb so viele Mädchen 
und Jungen mit Behinderungen den Schritt von 
der Grundschule an eine weiterführende Schule 
wie Kinder ohne Behinderungen.109

•	In Nepal gehen etwa sechs Prozent der Kinder 
im schulfähigen Alter nicht zur Schule. Von diesen  
sechs Prozent sind schätzungsweise 85 Prozent 
und damit fast alle Mädchen und Jungen mit  
Behinderungen.110

Info 12: Bildungsstatistiken für Mädchen und Jungen mit Behinderungen

Es gibt kaum Daten darüber, wie viele 
Mädchen und Jungen mit Behinderungen 
eingeschult werden und wie erfolgreich sie 
in der Schule sind. In Info 12 auf Seite 65 
sind einige wenige verfügbare statistische 
Befunde aufgelistet. 

4.3.1 Unzugängliche Schulen 
Kinder mit Behinderungen können nicht wie 
andere Kinder zur Schule gehen und lernen, 
wenn die Schulen nicht an ihre Bedürfnisse 
angepasst sind. Verschiedene Barrieren  
können dabei verhindern, dass Kinder mit 
Behinderungen zur Schule gehen:
•	Wenn Schulgebäude nicht barrierefrei 

gebaut sind. Mädchen und Jungen mit  
Behinderungen können nicht ohne Weiteres 

ins Schulgebäude gelangen oder sich darin 
frei bewegen, wenn die Gänge zu schmal 
sind, es keine Rampen gibt und sanitäre 
Anlagen unzureichend ausgestattet sind. 

•	Wenn Lehrmethoden und Unterrichts-
materialien nicht angepasst sind an die 
Bedürfnisse von Mädchen und Jungen mit 
Behinderungen und diese sie deshalb nicht 
zum Lernen nutzen können. Kinder können  
am Lernprozess nur teilhaben, wenn sie 
dem Unterricht folgen und alles verstehen 
können. Das ist möglich, wenn zum Beispiel  
Brailleschrift oder Gebärdensprache verwen- 
det wird. Die Lehrpläne müssen so angepasst  
sein, dass sie auch für Kinder mit Lernbeein- 
trächtigungen geeignet sind, die auf andere 
Weise oder in einem anderen Tempo lernen. 
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▼ Eti, die einen Roll-
stuhl nutzt, kann 
jetzt die Schule be-
suchen. Das ver-
dankt sie der lokalen 
Organisation GUK, 
die die Schule über-
zeugen konnte, Eti 
aufzunehmen. 
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•	Wenn Schulen vom Wohnort weit ent-
fernt und mit den verfügbaren Verkehrs-
mitteln nicht erreichbar sind. Viele Kinder 
mit Behinderungen sind dann nicht in der 
Lage, die Schule zu erreichen.

Eti aus Bangladesch erzählt, wie schwer es 
für sie war, zur Schule gehen zu können.

! 	


 
	

Ich heiße Eti. Ich bin vierzehn Jahre alt 
und lebe in Bangladesch. Seit ich sechs 
bin, habe ich rheumatische Arthritis. Alle 
meine Gelenke schwollen plötzlich an. Es 
tat furchtbar weh. Keiner durfte meine Beine 
oder die Gelenke anfassen, so weh taten sie. 

Wir gingen zu verschiedenen Ärzten, aber es 
war alles vergeblich. Von da an veränderte 
sich mein Leben. Ich blieb ein ganzes Jahr 
lang zu Hause. 

Eigentlich hätte ich zur Schule gehen  
sollen. Meine Eltern versuchten auch, mich 
anzumelden, aber keine Schule wollte mich 
annehmen. Sie sagten, ich müsste auf die 
Sonderschule für behinderte Kinder gehen. 
Aber diese Schule war weit weg, dort konnte  
ich nicht hingehen. Es blieb mir also nichts 
anderes übrig, als zu Hause zu bleiben. Ich 
war sehr traurig. Alle durften zur Schule  
gehen. Nur ich nicht. Ich saß zu Hause und 
weinte. 

Aber dann erfuhr ich von Gono Unnayan 
Kendra (GUK), einer Organisation hier bei 
uns im Ort. Dort wollte man sich meine 
Geschichte anhören. Ich bekam eine Therapie  
und außerdem einen Rollstuhl. Damit konnte 
ich mich besser bewegen. Außerdem ver
sprachen sie mir, noch einmal mit der Schule 
zu sprechen. Zuerst war man dort immer 
noch der Meinung, dass ich diese Schule 
wegen meiner eingeschränkten Mobilität 
nicht besuchen könnte. Aber die Leute von 
GUK redeten mit der Schulleitung und über
zeugten sie schließlich. Noch am selben Tag 
wurde ich an der Schule aufgenommen. 

-

-

Als ich damals in die Grundschule kam, 
gab es noch keine Rampe. Aber nach einiger 
Zeit bauten sie eine, damit ich leichter in den  
Klassenraum kommen konnte. Inzwischen 
besuche ich eine weiterführende Schule. Hier  
gibt es keine Rampe. Meine Freunde tragen 
mich im Rollstuhl die Treppe hoch. Mein 
Lieblingsfach ist Englisch. Jetzt ist es aber lei
der wieder schwierig mit meiner Ausbildung.

-
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◄ Die Übersetzung 
von Schulmaterialien 
in Brailleschrift ist für 
blinde Schülerinnen 
und Schüler ausge-
sprochen wichtig. 
Nur so können sie 
wie ihre Klassen- 
kameraden dem  
Unterricht folgen. 
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Meine Grundschule war in der Nähe von un
serem Haus und für mich leicht zu erreichen. 
Die neue Schule ist ziemlich weit weg. Meine  
Eltern oder meine Freunde müssen mich mit 
dem Rollstuhl hinschieben. Wenn keiner Zeit 
hat, muss ich ein Taxi nehmen. Das geht aber  
auch nicht immer. Deshalb verpasse ich leider  
manchmal den Unterricht. Ich finde das sehr 
schade. Alle können zur Schule, nur ich kann 
manchmal nicht hingehen. 

-

Ich bin hier im Ort in einer Selbsthilfegrup
pe aktiv. Wir treffen uns einmal im Monat 
und ich bin immer gern dabei. Wir sprechen 
über viele Themen, vor allem über unsere 
Rechte und das finde ich sehr gut. Wenn  
jemand aus der Gruppe oder ein anderer 
Mensch mit einer Behinderung ein Problem 
hat, versuchen wir gemeinsam, eine Lösung 
zu finden. Wenn zum Beispiel jemand Hilfe  
dabei braucht, einen Kredit oder staatliche 
Sozialleistungen zu beantragen, dann spre
chen wir mit den zuständigen Beamten. 

- 

-

Quelle: www.endthecycle.org.au/stories/eti

4.3.2 Einstellungsbedingte 
Barrieren

 

Auch Fehleinschätzungen und eine ablehnen- 
de Haltung sind Barrieren, die verhindern, 
dass Menschen mit Behinderungen ihr Recht 
auf Bildung in Anspruch nehmen können. 

Häufig werden an Menschen mit Behinde- 
rungen zu geringe Erwartungen gestellt. 
Lehrer, Eltern und Schulkameraden unter-
schätzen oft die Lernfähigkeit und Potenziale 
von Kindern mit Behinderungen. Die Kinder 
verinnerlichen diese Haltung, entwickeln ein 
geringes Selbstwertgefühl und stellen auch 
selbst keine hohen Erwartungen an sich.111 

Wenn Familien und Lehrer keinen Vorteil  
darin sehen, dass Mädchen und Jungen mit 
Behinderungen eine gute Ausbildung erhal-
ten, unterstützen sie den Schulbesuch oder 
eine weiterführende Ausbildung nicht. Häufig  
fehlen den Lehrkräften auch die Zeit, die  
nötige Kompetenz und die Mittel, um Schüler 
mit Behinderungen zu unterrichten. Außer-
dem wird nicht selten befürchtet, dass die 
Leistung der übrigen Schüler darunter leiden 
könnte, wenn Kinder mit Behinderungen  
zusammen mit anderen Kindern unterrichtet 
werden.112

Und schließlich gibt es immer öfter Hin-
weise darauf, dass Kinder mit Behinderungen 
von Lehrern und Mitschülern gemobbt und 
zum Teil sogar physisch misshandelt wer-

http://www.endthecycle.org.au/stories/eti
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▲ Mit seinem  
Dreirad kann Isa 
Mohamed (der  
Junge am Fenster) 
aus Nigeria den 
Schulweg bewäl- 
tigen.
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den.113 Ein solcher Missbrauch wirkt sich 
nicht nur schlecht auf das Selbstwertgefühl 
aus, sondern behindert das Lernen und kann 
in letzter Konsequenz dazu führen, dass das 
Kind die Schule abbricht.114 Manche Eltern 
behalten ihr Kind lieber zu Hause, wenn sie 
befürchten müssen, dass es in der Schule 
schlecht behandelt wird.115

4.3.3 Finanzielle Barrieren
In vielen Ländern mit niedrigem und mittlerem 
Einkommen sind nicht einmal ausreichend 
Mittel vorhanden, eine einfache Grundschul-
bildung für alle Kinder zu ermöglichen.  
Deshalb argumentieren etliche Regierungen, 
dass für inklusive Bildung kein Geld vorhan-

den sei. In Bildung für Kinder mit Behinde-
rungen wird in der Regel nur dann investiert, 
wenn die Regierung überzeugt ist, dass diese 
Investition sich auszahlt.116

Wenn es in einem Land keine kostenlosen 
Bildungseinrichtungen gibt, die auch Kinder 
mit Behinderungen nutzen können, dann 
muss die Familie die Ausbildung selbst be-
zahlen. Aber die wenigsten Familien können 
sich den Besuch einer Sonderschule oder 
barrierefreie Unterrichtsmaterialien leisten.117 
Und wenn Eltern ihre Arbeit versäumen,  
weil sie ihre Kinder zur Schule bringen und 
abholen müssen, ist es möglicherweise aus 
finanziellen Gründen unmöglich, das Kind 
weiter zur Schule zu schicken.
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4.3.4 Politische Barrieren
Das Thema Bildung für Kinder mit Behinde
rungen fällt in den meisten Ländern in den 
Verantwortungsbereich des Sozialministeriums 
und nicht des Bildungsministeriums – falls  
der Staat sich überhaupt dafür verantwort
lich fühlt.

- 

- 
118 Diese Trennung verstärkt Exklu

sion und sorgt dafür, dass den Bildungs
bedürfnissen von Mädchen und Jungen mit 
Behinderungen geringere Bedeutung bei
gemessen wird.

- 
- 

- 

In der internationalen und nationalen  
Bildungspolitik gibt es meist genaue Strate-
gien, Ziele und Anreize, um zu erreichen, 
dass mehr Kinder erfolgreich eine Schule  
besuchen. Aber es gibt nur selten genaue 
Pläne oder Maßnahmen, wie die Inklusion 
von Kindern mit Behinderungen im Bildungs-
system zu fördern ist.119

Da die Bildungsstatistiken kaum nach  
Behinderungen aufgeschlüsselt sind, ist es 
schwierig, Ungleichheiten zu identifizieren 
und Fortschritte im Laufe der Zeit zu beob-
achten. Ohne klare Strategien mit messbaren  
Zielvorgaben, die ständig überwacht werden,  
kann das Ziel inklusiver Bildung für Mädchen 
und Jungen mit Behinderungen aber wahr-
scheinlich nicht erreicht werden. 

An diese Erkenntnis aus der Umsetzung 
der Millenniumsentwicklungsziele knüpft die 
2030-Agenda für nachhaltige Entwicklung 
an und erklärt die Erhebung verlässlicher, auf- 
geschlüsselter Daten über die Lebenssituation 
von Menschen mit Behinderungen zu einem 
Grundprinzip des globalen und nationalen 
Monitorings der Umsetzungserfolge. Diese 
Daten sollen eine differenzierte Fortschritts-
messung gewährleisten und sind entsprechend 

die Grundlage für eine Umsetzung der 
UN-Entwicklungsagenda, die niemanden  
zurücklässt.120

4.4 Kosten durch Exklusion 
und ökonomischer Nutzen 
der Inklusion

Wenn Kinder mit Behinderungen von Bildung 
ausgeschlossen werden, wirkt sich das nega-
tiv auf ihre Familien, die Gemeinschaft und 
die Gesellschaft aus. In diesem Abschnitt 
wird untersucht, wie wirtschaftlicher Nutzen 
entstehen kann, wenn Menschen mit Behin-
derungen Zugang zu Bildung erhalten.

▼ Der 22-jährige 
Amjad Hossain  
verlor beide Unter-
schenkel beim Ein-
sturz des Rana-Plaza- 
Gebäudes in Dhaka /
Bangladesch. Als 
Mechaniker konnte 
er nicht mehr arbei-
ten, deshalb macht 
er jetzt eine Ausbil-
dung zum Elektro-
techniker im „Centre 
for Rehabilitation of  
the Paralyzed“.
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Verschiedene Studien haben gezeigt, dass wirtschaftliche 
Entwicklung entstehen kann, wenn Kinder mit Behinderun-
gen Zugang zu Bildung erhalten.

•	Eine Studie in 13 Ländern mit niedrigem und mittlerem 
Einkommen ergab, dass die Haushalte, in denen ein Er-
wachsener mit einer Behinderung lebt, mit größerer 
Wahrscheinlichkeit unter der Armutsgrenze leben als an-
dere. Für jedes Jahr, in dem die Person mit der Behinde-
rung eine Schule besucht hat, nimmt die Armut jedoch 
ab.122

•	Laut einer Studie in China schlägt sich jedes Schuljahr,  
das ein Kind mit einer Behinderung abgeschlossen hat,  
im späteren Gehalt des Erwachsenen positiv nieder. Pro 
Schuljahr fällt es um fünf bis acht Prozent höher aus als 
bei Menschen mit einem Jahr Schulbesuch weniger.123 

•	Untersuchungen auf den Philippinen und in Nepal erga-
ben einen noch stärkeren Einfluss der Ausbildung auf die 
Gehälter. Schätzungen zufolge liegt in diesen Ländern  
das Gehalt für jedes abgeschlossene Schuljahr um über 
20 Prozent höher.124

Info 13: Höheres Einkommen 
durch inklusive Bildung 

 
	

4.4.1  Auswirkungen von Exklusion 
auf Arbeitsleben und Existenz
sicherung 

- 

Bildung ist nicht nur ein Recht, das allen Kin-
dern zusteht. Bildung ist außerdem ein über-
aus wichtiges Instrument der Armutsbe-
kämpfung und nachhaltigen Entwicklung.121 
Bildung bringt viele Vorteile. Am wichtigsten 
ist sie aber für das Arbeitsleben und die Exis-
tenzsicherung, wie die folgenden drei Argu-
mentationen zeigen. 

Erstens können auf der individuellen Ebe-
ne Bildung und Ausbildung die Chancen auf 
eine Beschäftigung, eine bessere Bezahlung 
und eine gesicherte Existenz erhöhen. In der 
Schule erwerben Kinder nicht nur wichtige 
Fähigkeiten wie das Lesen, Schreiben und 
Rechnen, sondern entwickeln auch soziale 
Kompetenzen, bilden Netzwerke und lernen, 
mit anderen zusammenzuarbeiten. Solche 
sozialen und praktischen Fähigkeiten können 
es einem enorm erleichtern, engagiert und 
produktiv einer Arbeit oder anderen, Ein-
kommen generierenden Aktivitäten nachzu-
gehen. Überall auf der Welt finden Erwach-
sene, die zur Schule gegangen sind, leichter 
einen Arbeitsplatz und verdienen mehr als 
die, die keine Schule besucht haben. Unter-
suchungen in der Allgemeinbevölkerung  
haben ergeben, dass für jedes zusätzliche 
Jahr der Ausbildung das Einkommen um 
zehn Prozent steigt.125

Zweitens kann die Armut ganzer Haus-
halte gemindert werden, wenn Menschen mit 
Behinderungen Zugang zu Bildung erhalten. 
Sie haben dann bessere Chancen auf einen 
Arbeitsplatz oder ein eigenes Einkommen, 
sind finanziell unabhängiger und leisten viel-
leicht selbst einen finanziellen Beitrag zum 
Familienhaushalt. Info 13 (► Seite 70) enthält 
Ergebnisse von Studien, die das Potenzial von 
Bildung als Armutsbekämpfungsmittel für 
Menschen mit Behinderung untersuchen. 

Drittens kann der Ausschluss von Men-
schen mit Behinderungen von Bildung auch 
für nachfolgende Generationen zu einem 
schlechten Bildungsstand und Armut führen.  
Eine in Vietnam durchgeführte Studie ergab, 
dass Kinder von Eltern mit Behinderungen 
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seltener zur Schule gehen als Kinder von El-
tern ohne Behinderungen.126 Als Erklärung 
für diesen Unterschied wurden der eigene 
schlechte Bildungsstand und das geringe 
Einkommen der Eltern genannt. 

Viertens wird immer öfter verlangt, dass 
Empfänger von Sozialleistungen bestimmte 
Voraussetzungen erfüllen, um Anspruch auf 
Unterstützung zu haben. Da diese Bedingun-
gen speziell darauf ausgelegt sind, Armuts-
faktoren zu bekämpfen, ist der Schulbesuch 
der Kinder häufig eine Voraussetzung für 
den Bezug von Leistungen. Wenn es dann 

keine inklusiven Schulen gibt, werden Fami- 
lien, in denen Kinder mit Behinderungen  
leben, möglicherweise aus eigentlich erfolg-
reichen Programmen zur Armutsbekämpfung  
ausgeschlossen. 

Schließlich kann es sein, dass auch ande-
re Familienmitglieder Beschäftigungs- oder 
Ausbildungschancen ausschlagen, weil sie 
ein Kind mit einer Behinderung versorgen 
müssen. Häufig sind dafür die Frauen und 
Mädchen in der Familie zuständig, wodurch 
die ungleiche Behandlung der Geschlechter 
im Schul- und Arbeitsleben verstärkt wird. 

◄ Rassi (links) bildet 
Tahiratou als Schnei-
derin aus. Nach ei-
nem von einem 
CBM-Partner im  
Niger koordinierten 
chirurgischen Ein-
griff kann Tahiratou 
jetzt einen Beruf er-
lernen. 
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4.4.2  Auswirkungen von inklusiver 
Bildung auf die Gesellschaft

Bildung hat eine ganze Reihe von positiven 
Auswirkungen, zum Beispiel im Bereich der 
öffentlichen Gesundheit, der Gleichberechti-
gung der Frau und der gesellschaftlichen 
Teilhabe. Nicht nur die Gesellschaft, auch  
die Wirtschaft profitiert von diesen positiven 
Auswirkungen, wie Abbildung 6 (► Seite 72)  
veranschaulicht. 

Gesundheitskampagnen und andere ent-
wicklungspolitische Maßnahmen finden häu-

fig an Schulen statt, vor allem wenn die Ziel-
gruppe Kinder sind. Dazu gehören zum 
Beispiel Entwurmungsprogramme, die Gabe 
von Nahrungsergänzungsmitteln, die Vertei-
lung von Moskitonetzen zur Malariapräven- 
tion und Aufklärungsprogramme im Bereich 
der sexuellen und reproduktiven Gesundheit. 
Wenn Mädchen und Jungen mit Behinde-
rungen nicht in die Schule gehen, werden 
sie von solchen Maßnahmen nicht erreicht. 
Sie sind dann womöglich weniger gesund als 
andere Kinder und vielleicht kommen sogar 

▲ Abbildung 6: 
Wirtschaftlicher  
Nutzen durch  
inklusive Bildung

Inklusion in Bildung und Ausbildung

mehr Teilhabe an Arbeit und Existenzsicherung, größere Gleichberechtigung 
der Geschlechter und bessere Inklusion von Menschen mit Behinderungen

Kompetenz-
entwicklung und 
Aufbau sozialer 

Netzwerke

bessere Prävention und 
größere Reichweite 

gesundheitsfördernder 
Maßnahmen

Stärkung der 
Autonomie von 

Frauen und 
Mädchen

mehr Akzeptanz 
von Behinderung

reduzierter 
Betreuungsbedarf

wirtschaftlicher Nutzen 
für Individuen und Familien:
• höheres individuelles Haushaltseinkommen 
• geringere medizinische Kosten
• Verbesserung von Selbstwertgefühl und Stärkung  
 der Autonomie, bessere Chancen auf einen 
 Arbeitsplatz und die Sicherung der eigenen Existenz

wirtschaftlicher Nutzen 
für Staat und Gesellschaft:
• effizienterer Mitteleinsatz für Soziale Sicherung 
 und Wohlfahrtsprogramme
• besserer Gesundheitszustand in der Bevölkerung  
 und möglicherweise geringere Kosten 
 für Gesundheitsversorgung
• sinkende Kriminalität
• gesteigerte Arbeitsproduktivität
• langfristiges Wirtschaftswachstum und Entwicklung



73

noch zusätzliche Behinderungen dazu. Ein 
schlechter Gesundheitszustand kann viele 
weitere Kosten mit sich bringen, wie schon 
im dritten Kapitel erklärt wurde.

Auch wirkt es sich positiv auf die Stärkung  
von Mädchen und ihre Gleichberechtigung 
aus, wenn Mädchen wie Jungen Bildung in 
Anspruch nehmen können. Frauen und Mäd- 
chen, die die Schule abschließen und einer 
Arbeit nachgehen, sind nicht nur finanziell 
unabhängiger, sondern sie erwerben auch 
Kenntnisse und Fähigkeiten, die ihnen und 
ihrer Familie das Leben leichter machen.  
Empowerment für Frauen und Mädchen hat 

bekanntermaßen viele positive Auswirkungen.  
Die Kinder- und Müttersterblichkeit sinkt, die 
HIV-Infektionsrate nimmt ab, Frauen genießen 
mehr Autonomie und Schutz gegen Miss-
brauch und Gewalt. Der Gesundheitszustand 
und der Bildungsstand der Kinder verbessern  
sich, wenn Frauen und Mädchen gestärkt 
werden.127 Schon diese sozialen Vorteile 
sprechen dafür, mehr in Bildung für Frauen 
und Mädchen zu investieren. Aber auch wirt-
schaftlich betrachtet zahlt sich diese Investition  
aus. Frauen mit einem höheren Bildungsstand 
bekommen später und weniger Kinder. Zudem  
werden Wirtschaftswachstum und höhere 

◄ In Canas / Peru 
tanzt der sechsjährige 
Lucio (Bildmitte) ge-
meinsam mit seinen 
Klassenkameraden. 
Nachdem ihm ein  
Tumor aus der rech-
ten Hand operiert 
wurde, hat er mit 
links zu schreiben  
gelernt.
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private Ersparnisse in Ländern mit niedrigem 
Einkommen oft mit einer sinkenden Geburten- 
rate begründet.128 Ebenso wird durch HIV- 
Präventionsmaßnahmen der Gesundheits-
haushalt geschont, weil die deutlich höheren 
Kosten für die Pflege und Behandlung von 
HIV-positiven Personen entfallen.129 Darüber 
hinaus ist es sehr wichtig, Frauen und Mäd-
chen mit Behinderungen durch Bildung zu 
stärken, weil sie in besonderem Maße ge- 
fährdet sind, Opfer von häuslicher Gewalt, 
Missbrauch und anderen Formen der Aus-
grenzung zu werden.130

Ferner spielt Bildung auch für die Verhü-
tung von Kriminalität eine wichtige Rolle. 

Kriminalität verursacht nicht nur Leid und 
kostet Menschenleben, sondern fordert von 
der Gesellschaft auch einen finanziellen Tribut.  
Die strafrechtliche Verfolgung der Täter und 
die medizinische Versorgung der Opfer, die 
Finanzierung von Polizei und Gefängnissen, 
sinkende Geschäftseinnahmen sowie poten-
zielle Einkommensverluste bei Opfern und 
Tätern können den Einzelnen, die Familien 
und die Gesellschaft viel Geld kosten. Inklu-
sive Bildung fördert dagegen einen produk- 
tiven Lebenswandel und gemeinschaftliche 
Werte. So wird Kriminalität verringert und 
wirtschaftlicher Gewinn kann entstehen. 

Zu guter Letzt fördert inklusive Bildung 
die aktive Teilhabe von Frauen, Männern, 
Mädchen und Jungen mit Behinderungen an 
ihrer Gemeinschaft, von der die Gesellschaft 
sowohl wirtschaftlich als auch sozial profitiert. 
Ein Mensch erwirbt in der Schule zusätzliche 
Fähigkeiten und Kenntnisse. Er ist somit bes-
ser für das Arbeitsleben gerüstet und kann 
effizienter arbeiten. Gut ausgebildete Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter haben mehr  
Innovationskraft und passen sich leichter an 
neue Technologien an. Auch für Investoren 
ist ein Unternehmen mit gut ausgebildeten 
Angestellten interessanter. Außerdem hilft es 
gegen falsche Vorstellungen und Stigmati- 
sierung, wenn Mädchen und Jungen mit  
Behinderungen schon früh mit Gleichaltrigen 
zusammen sind. So können auch Barrieren 
in anderen Bereichen leichter überwunden 
werden und tolerante, gerechte und solidari-
sche Gemeinschaften entstehen. In Info 14 
(► Seite 74) ist anhand einiger Daten dar- 
gestellt, wie sich Investitionen in inklusive 
Bildung auszahlen können. 

•	Das Bildungsniveau der Allgemeinbevölkerung ist der 
wichtigste Faktor für langfristiges Wirtschaftswachstum  
in allen Ländern der Welt.131

•	Eine in Bangladesch durchgeführte Studie ergab, dass  
sich die wirtschaftlichen Verluste, die durch den geringen  
Bildungsstand von Menschen mit Behinderungen entste-
hen, auf 26 Millionen US-Dollar pro Jahr belaufen. Dieser 
Verlust fällt noch höher aus, wenn man die schlechteren 
Beschäftigungs- und Bildungschancen betreuender Ange-
höriger berücksichtigt.132

•	Eine Untersuchung in neun karibischen Ländern ergab, 
dass der Schulbesuch sich deutlich mindernd auf die Krimi- 
nalitätsrate auswirkt. Sie reduzierte sich bei Jugendlichen, 
die zur Schule gingen, um 55 bis 60 Prozent. Darüber hin-
aus wurde mit häufigerem Schulbesuch auch ein Rückgang 
von Alkohol-, Drogen- und Tabakkonsum beobachtet.133

Info 14:  Welche Vorteile bringt es, in Bildung für 
Kinder mit Behinderungen zu investieren?

		
	



75

4.5 Beispiele für Inklusion
Dieses Kapitel endet mit einem Interview, 
das wir mit einer Fachberaterin für inklusive 
Bildung der CBM über die Chancen und  
Herausforderungen inklusiver Bildung ge-
führt haben. Außerdem zeigt ein Projekt- 
beispiel, wie finnische Entwicklungsgelder 
erfolgreich eingesetzt wurden, Lehrerinnen 
und Lehrer in Äthiopien besser für inklusive 
Bildung auszubilden.

! Interview mit Sian Tesni, 
	 Fachberaterin für inklusive 
	 Bildung bei der CBM 
Sian Tesni berichtet in diesem Interview von 
den Fortschritten, die in den letzten Jahren  
im Bereich inklusiver Bildung bereits erzielt 
wurden, und weist auf Defizite hin, die noch 
bestehen. 

Finden Sie, dass inklusive Bildung in 
letzter Zeit stärker gefördert wird? 
Sian Tesni: Seit dem Beginn meiner mehr
jährigen Tätigkeit in diesem Bereich hat sich 
die Lage auf jeden Fall gebessert und inklu
sive Bildung wird jetzt stärker gefördert als 
zuvor. Zunächst einmal ist die Kooperation 
zwischen den Regierungen, den Nichtregie
rungsorganisationen und der Gebergemein
schaft intensiver geworden, vor allem in den 
letzten Jahren. 

-

- 

- 
-

Man ist mit mehr Enthusiasmus 
dabei und der Wille zur Zusammenarbeit ist 
stärker (auch wenn die Qualität manchmal 
darunter leidet, dass Veränderungen zuguns
ten inklusiver Bildung besonders schnell 
umgesetzt werden). Außerdem werden an
gehende Lehrerinnen und Lehrer an Universi

- 

-
- 

Wesentliche Erkenntnisse

•	Das Recht auf Bildung von Menschen mit Behinderungen 
ist in mehreren internationalen Übereinkommen festge-
legt. In Artikel 24 der Behindertenrechtskonvention ist das 
Recht auf Bildung von Frauen, Männern, Mädchen und 
Jungen mit Behinderungen weiter ausgeführt. Es werden 
verschiedene zentrale Bereiche für die Umsetzung benannt.

•	Der Zugang zu Bildung wird für Menschen mit Behinderun- 
gen durch verschiedene Barrieren erschwert. Dazu gehören  
unzugängliche Schulen, hohe Kosten, eine ablehnende 
Haltung und zu geringe Erwartungen an die Leistungsfähig- 
keit von Menschen mit Behinderungen. Auch der Mangel 
an politischen Maßnahmen mit messbaren Zielen für inklu- 
sive Bildung ist ein wesentliches Hindernis. 

•	Die Inklusion von Menschen mit Behinderungen in Bildungs- 
maßnahmen hat viele positive Effekte: Sie verbessert ihre 
Chancen auf einen Arbeitsplatz, auf ein höheres Gehalt 
und auf die nachhaltige Sicherung der eigenen Existenz. 

•	Bildung wirkt sich grundsätzlich positiv auf die Gleichbe-
rechtigung der Frau, auf die Gesundheitssituation der Be-
völkerung und auf die Bürgerbeteiligung aus und senkt 
zudem die Kriminalitätsrate. Der finanzielle und soziale 
Nutzen, der sich aus diesen Wirkungen ergibt, lässt sich 
aber nur in voller Höhe ausschöpfen, wenn Bildungsange-
bote auch Frauen, Männer, Mädchen und Jungen mit Be-
hinderungen berücksichtigen. 

•	In inklusive Bildung zu investieren bedeutet, in qualifizierte  
und produktive Arbeitskraft zu investieren – eine Schlüssel-
komponente für wirtschaftliches Wachstum und gesellschaft- 
lichen Zusammenhalt. 



76

▲Die achtjährige 
Yeny (links) besucht 
eine öffentliche 
Grundschule in 
Canas / Peru. Eine  
pädagogische Fach-
kraft hilft ihr beim 
Lernen.
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täten und Ausbildungsinstituten mittlerweile 
besser darin ausgebildet, in inklusiven Szena- 
rien zu unterrichten. 

Setzen sich jetzt auch die Regierungen 
stärker für inklusive Bildung ein? 
Sian Tesni: Auch die Regierungen machen 
langsam Fortschritte im Bereich inklusive  
Bildung. Hier sind einige Beispiele dafür:
•	







•	In Burkina Faso wird das existierende Pro-
gramm für inklusive Bildung aktuell erwei- 
tert. Das Bildungsministerium will zusätzliche  
Ausbildungskapazitäten schaffen und es  
soll ein Vorschulprogramm etabliert werden, 
zu dem Kinder mit und ohne Behinderun
gen gleichermaßen Zugang haben. Das Vor
schulprogramm umfasst die Förderung des 
frühkindlichen Lernens sowie Betreuung 
und Entwicklung im Kleinkindalter. 

-
- 

•	In Äthiopien arbeitet die Norwegische 
Agentur für Entwicklungszusammenarbeit 
zusammen mit dem Bildungsministerium 
an der Entwicklung eines landesweiten, 
umfassenden Ansatzes für inklusive Bildung. 
Der Schwerpunkt liegt auf der Vorbereitung 
von Lehrkräften, dem Aufbau inklusiver  
Infrastrukturen und der Integration von 
Fachkräften für inklusive Bildung in die  
allgemeine Bildungslandschaft. 

Wie wichtig ist institutionelles  
Lernen für inklusive Bildung? 
Sian Tesni: Für die Entwicklung inklusiver 
Bildungssysteme ist es besonders wichtig, 
Erfahrungen zu dokumentieren und nach
zuweisen, welche Interventionen sich als 
wirkungsvoll erwiesen haben und welche 
nicht. Verschiedene Länder haben verschie
dene Bildungssysteme, deshalb sind für in
klusive Bildung auch ganz unterschiedliche 
Reformen nötig.

 
- 

- 
- 

 In manchen Ländern wurde 
inklusive Bildung gemäß dem Project-Cycle-
Management-Ansatz eingeführt. Monitoring 
und Evaluierung erfolgen dabei auf der Grund
lage von „Lessons Learned“, wobei auch 
Rückmeldungen aus der Zielgruppe und de
ren familiärem Umfeld eingeholt werden.

 

- 

- 
 In 
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▼ Die 18-jährige 
Exhilda Chinyama  
in der Schule in  
Lusaka / Sambia. 
Wenn sie ihren  
Abschluss gemacht 
hat, möchte sie 
Krankenschwester 
werden und eine  
Familie gründen.

©
 C

B
M

 / 
ar

g
u

m
 / 

Ei
n

b
er

g
er

anderen Ländern liegt ein größerer Schwer
punkt auf der Bereitstellung von Modulen zu 
inklusiver Bildung im Rahmen der regulären 
Lehrerausbildungen. Auch die Dauer der Aus
bildung ist unterschiedlich. So sehen einige 
Institutionen ein 30-stündiges Modul vor, 
während andere ein Aufbaustudium in Voll
zeit mit der Möglichkeit zur Spezialisierung 
anbieten. Eine Schwierigkeit ist immer, dass 
die Ausbildung sehr theoretisch ist und die 
Kurse häufig von Dozenten durchgeführt 
werden, die selbst keine praktische Erfahrung 
oder Ausbildung im Bereich Behinderung und  
Bildung oder inklusiver Bildung einbringen 
können. 

-

- 

-

Welche Herausforderungen sehen Sie 
bei der Umsetzung inklusiver Bildung? 
Sian Tesni: Es gibt viele Probleme, aber ich 
würde vier besonders hervorheben: 
1.	









-

-

2.	








- 

3.	Die dritte Hürde ist das fehlende Engage
ment der Regierungen im Bereich der 

-

Vorschulbildung. An den Vorschulen, die 
meist von Organisationen der Privatwirt
schaft oder des Sektors der Nichtregierungs
organisationen (NRO) gefördert werden, 
beteiligen sich staatliche Stellen nur selten. 
Dadurch ist Vorschulbildung entweder sehr 
teuer oder von der Finanzierung durch  
externe Geldgeber abhängig. Das ist für 
Kinder mit Behinderungen besonders 
problematisch. 

- 
- 

4.	Außerdem ist es schwierig, Lehrkräfte und 
Pädagogen zu finden, die im Bereich der 
Sonderpädagogik gearbeitet haben und 
Fachwissen sowie Ressourcen für Inklusion 
im allgemeinen Bildungssystem vermitteln 
können. 
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► Oumou (links) mit 
ihrer besten Freundin  
Bissara bei den Haus- 
aufgaben. Wegen 
einer Fehlbildung 
musste ihr linkes Bein  
amputiert werden. 
Heute kann sie mit 
einer Prothese laufen,  
ist vollständig inte- 
griert und besucht 
eine weiterführende 
Schule. 

Welche Chancen gibt es Ihrer Meinung 
nach bei der Umsetzung inklusiver  
Bildung?
Sian Tesni: Auch hier beschränke ich mich 
auf vier wesentliche Chancen: 
1.	





- 

2.	





- 
-
 

können. Es ist jedoch wichtig, dass Erfah
rungen dokumentiert und flächendeckend 
verbreitet werden. 

- 

3.	




- 
-

4.	Global Partnership for 
Education“134 und die „Global Campaign 
for Education“135 werden immer wichtiger, 
tragen zur Bewusstseinsbildung bei und 
fördern die Inklusion von Mädchen und 
Jungen mit Behinderungen in nationalen 
und internationalen Bildungsprogrammen.
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! 	Inklusive Erwachsenen- 
	 bildung in Mosambik 
In den vergangenen Jahren konnten in 
Mosambik dank eines Alphabetisierungs
programms für Erwachsene und Jugendliche 
vom Deutschen Volkshochschul-Verband  
International (DVV International) und seinen 
Partnern viele tausend Familien ihre Lebens
qualität verbessern, darunter auch zahlreiche 
Familien von Menschen mit Behinderungen.

- 

- 

136

Seit April 2012 führt DVV International 
in Mosambik ein EU-gefördertes dreijähriges 
Programm namens „Inklusive Erwachsenen
bildung in Mosambik“ durch, das vom deut
schen Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) zu 
25 Prozent kofinanziert wird. Das Programm 
wurde entwickelt, um den Mangel an inklu
siven Bildungsangeboten für Menschen mit 
Behinderungen im mosambikanischen Bil
dungssystem auszugleichen.

 

-
- 

- 

-
 Die wichtigsten 

Komponenten des Projekts waren die Auf
stellung eines inklusiven Lehrplans, die Unter
stützung von NRO bei der Entwicklung und 
Durchführung inklusiver Alphabetisierungs
kurse und die Beratung des mosambikani
schen Bildungsministeriums bei der Integra
tion von Menschen mit Behinderungen in 
die Erwachsenenbildung. Wie aus einem  
anfänglich nicht inklusiv gestalteten Projekt 
eines wurde, das gezielt Menschen mit 

-
- 

- 
- 

-

Be-

hinderung einbindet, berichtet der Projekt
verantwortliche:

-

„Wir waren anfangs vollkommen davon
überzeugt, dass wir mit unserem Alphabe
tisierungsprojekt allen Jugendlichen und 
Erwachsenen eine zweite Chance geben 
können, die aus irgendwelchen Gründen  
als Kind nicht lesen und schreiben gelernt 
haben. Es hat uns gereicht zu sehen, dass 
die Jugendlichen und Erwachsenen in unse
rem Programm daran glauben, dass sie es 
schaffen können. Es fiel uns zunächst gar 
nicht auf, dass keine Menschen mit Behin
derungen dabei waren und wir machten uns 
auch keine Gedanken darüber, warum das 
so war. Jetzt haben wir erkannt, dass wir 
damals einen großen Fehler gemacht haben. 
Wir hatten sie einfach vergessen. Deshalb  
ist die Zielsetzung dieses Projekts auch heute 
noch außerordentlich relevant und wird noch 
lange relevant bleiben.“

 
- 

- 

-

Eines der Hauptziele des Projekts war, die 
Lese- und Schreibfähigkeit von 2.000 Men
schen zu verbessern und auch Frauen und 
Männer mit Behinderungen in die Gruppe 
mit einzuschließen. Die Evaluierung des Pro
jekts ergab, dass 350 Menschen mit Behin
derungen an dem Projekt teilgenommen, 
Lese- und Schreibkenntnisse erworben und 
damit ihre Zukunftsaussichten verbessert  
haben. 

-

-
-
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Arbeit und Sicherung 
des Lebensunterhalts

Kapitel 5

„Wir müssen dafür sorgen, dass 
Wachstum inklusiv ist und niemand 

davon ausgeschlossen wird. Wir 
müssen etwas unternehmen, 

damit wir Männern, Frauen 
und Jugendlichen eine 

menschenwürdige Arbeit 
und soziale Sicherheit 
bieten können. Dabei 
sollten vor allem junge 
Leute, Frauen und 
Männer mit Behin
derungen im Mittel
punkt der Arbeits
marktpolitik stehen.” 

-
-

- 

Ban Ki-moon, 
UN-Generalsekretär 

(2013)
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5.1 Einleitung
In Kapitel 5 wird dargestellt, welche Kosten  
entstehen, wenn Frauen und Männer mit 
Behinderungen vom Arbeitsmarkt sowie von 
Programmen zur Sicherung des Lebensunter-
halts ausgeschlossen werden. Als Erstes wer-
den die internationalen Gesetze und Verträge 
erläutert, die festlegen, dass Regierungen 
und andere Akteure der Entwicklungszusam-
menarbeit das Recht auf Arbeit und die nach- 
haltige Sicherung des Lebensunterhalts von 
Menschen mit Behinderungen sicherstellen 
müssen. Zweitens werden die Barrieren be-
schrieben, die oftmals verhindern, dass Men-
schen mit Beeinträchtigungen am Arbeitsleben 
teilhaben. Drittens wird besprochen, wie  
dadurch einerseits Kosten entstehen und an-
dererseits wirtschaftlicher Nutzen erwachsen 
kann, wenn Menschen mit Behinderungen 
Arbeit haben. Zum Schluss werden einige ge- 
lungene inklusive Programme und Initiativen 
im Bereich Arbeit und Sicherung des Lebens-
unterhalts vorgestellt. Die Beispiele zeigen, wie  
Frauen und Männer mit Behinderungen, ihre 
Familien und die Gesellschaft von diesen An-
geboten finanziell und anderweitig profitieren. 

5.2 Internationale rechtliche 
Rahmenbedingungen 

Das Recht auf Arbeit ist ein Menschenrecht 
und als solches in mehreren internationalen 
Übereinkommen festgeschrieben. Im UN- 
Sozialpakt erkennen die Vertragsstaaten „das  
Recht auf Arbeit an, das das Recht jedes Ein-
zelnen auf die Möglichkeit, seinen Lebens- 
unterhalt durch frei gewählte oder angenom- 
mene Arbeit zu verdienen, umfasst”.137

Das Recht auf Arbeit ist zudem weiter aus-
geführt
•	im Internationalen Pakt über bürgerliche 

und politische Rechte (Artikel 8);
•	im Internationalen Übereinkommen  

zur Beseitigung jeder Form von Rassen- 
diskriminierung (Artikel 5);

•	in der UN-Konvention zur Beseitigung  
jeder Form von Diskriminierung der Frau 
(Artikel 11);

•	in der UN-Kinderrechtskonvention, dem 
Übereinkommen über die Rechte des  
Kindes (Artikel 32);

•	in der UN-Wanderarbeiterkonvention, der 
Internationalen Konvention zum Schutz 
der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und 
ihrer Familienangehörigen (Artikel 11) und 

•	in der UN-Behindertenrechtskonvention, 
dem Übereinkommen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen (Artikel 27).

Die nationalen Regierungen sind grundsätz-
lich dazu verpflichtet, menschenwürdige  
Arbeitsbedingungen und Möglichkeiten zur 
Sicherung des Lebensunterhalts zu schaffen. 
Auch in diesem Bereich setzt die 2030-Agenda 
für nachhaltige Entwicklung eine klare Maß-
gabe: Bis 2030 sollen alle Jugendlichen, Frau-
en und Männer mit und ohne Behinderungen 
menschenwürdiger Arbeit nachgehen kön-
nen – ein Handlungsziel, dessen Erreichung 
sogar mit schlagkräftigen Indikatoren nach-
verfolgt werden soll (Arbeitslosenquote nach 
Behinderung; durchschnittlicher Stunden-
lohn nach Behinderung).138 Die internatio- 
nale Zusammenarbeit spielt bei der Zieler- 
reichung eine wichtige Rolle. Sie unterstützt 
Länder mit niedrigem und mittlerem Ein-
kommen dabei, Beschäftigung zu fördern 
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Die Begriffe „Arbeit“ und „Beschäftigung“ stehen in  dieser 
Publikation für alle Tätigkeiten, die zur Sicherung des Lebens- 
unterhalts einer Person oder eines Haushalts beitragen. 

Der Begriff „Sicherung des Lebensunterhalts“ umfasst alles, 
was einer Person oder einem Haushalt zur Deckung der 
Grundbedürfnisse wie Nahrung, Wasser, Unterkunft und  
lebenswichtige Medikamente dient. „Nachhaltige“ Sicherung 
des Lebensunterhalts bedeutet zudem, dass diese Bedürf-
nisse auch in Zeiten großer Belastung und Krisen weiter  
gedeckt werden können, zum Beispiel während einer Dürre, 
einer Hungersnot oder im Krieg. Außerdem muss die Mög-
lichkeit bestehen, den Lebensstandard weiter zu verbessern, 
beispielsweise durch Bildung und Investitionen. Denn dadurch 
wird es erst möglich, oberhalb des reinen Existenzminimums 
zu leben und langfristig der Armut zu entrinnen. 

 Info 15:	 Hinweis zu den Begriffen Arbeit,  
Beschäftigung und Sicherung des 
Lebensunterhalts

	
	

und Diskriminierung zu verhindern. Im Ab-
schnitt 5.5 sind einige Beispiele für diese Art 
der Hilfe beschrieben.

5.2.1	Was beinhaltet das Recht  
auf Arbeit? 

Es ist allgemein anerkannt, dass das Recht 
auf Arbeit ein elementares Menschenrecht 
ist. Die Möglichkeit, durch Arbeit den eige-
nen Lebensunterhalt zu sichern, gehört un-
abdingbar und untrennbar zur Würde des 
Menschen.139 Weil die wirtschaftlichen und 
politischen Umstände von Land zu Land un-
terschiedlich sind, wird das Recht auf Arbeit 
auf verschiedene Weise umgesetzt. Doch es 

gibt wichtige Grundsätze, die alle Regierun-
gen einhalten müssen: 
•	Freie Wahl: Menschen müssen frei wählen 

können, welcher Beschäftigung sie nachge-
hen wollen. Sie dürfen nicht zu einer Arbeit 
gezwungen werden. 

•	Offener Arbeitsmarkt: Niemand darf auf 
dem Arbeitsmarkt diskriminiert werden. 

•	Menschenwürdige Arbeit: Beschäftigte 
müssen gerecht behandelt werden – im 
Blick auf ihre Bezahlung, die Arbeitszeiten 
und die Freiheit, sich in Gewerkschaften 
zusammenzuschließen. 

•	Sichere Arbeitsbedingungen: Menschen 
müssen arbeiten können, ohne dass ihnen 
dadurch Verletzung oder Tod drohen. 

5.2.2 Das Recht auf Arbeit  
von Menschen  
mit Behinderungen 

In Artikel 27 der UN-Behindertenrechtskon-
vention ist ausdrücklich festgelegt, dass 
Menschen mit Behinderungen ein Recht auf 
Arbeit haben. Außerdem verpflichtet dieser 
Artikel die Regierungen dazu, für Menschen 
mit Behinderungen die gleichen Arbeitsbe-
dingungen zu schaffen wie für andere:
•	Keine Diskriminierung: Menschen mit 

Behinderungen haben das gleiche Recht 
auf Arbeit wie andere. 

•	Zugänglichkeit: Das Recht auf Arbeit von 
Menschen mit Behinderungen beinhaltet 
auch, dass sie ihren Lebensunterhalt in ei-
ner Arbeitsumgebung verdienen können, 
die für sie zugänglich ist. Dies bedeutet, 
Barrieren zu benennen und zu beseitigen, 
die verhindern, dass Frauen und Männer 
mit Behinderungen ihrer Arbeit unter den 
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In Artikel 2 der UN-Behindertenrechts-
konvention sind angemessene Vorkeh-
rungen definiert als „notwendige und 
geeignete Änderungen und Anpassun-
gen, die keine unverhältnismäßige oder  
unbillige Belastung darstellen und die, 
wenn sie in einem bestimmten Fall er-
forderlich sind, vorgenommen werden, 
um zu gewährleisten, dass Menschen 
mit Behinderungen gleichberechtigt 
mit anderen alle Menschenrechte und 
Grundfreiheiten genießen oder ausüben 
können.“ 

Für Regierungen und Arbeitgeber  
bedeutet das konkret:

•	Sie sind rechtlich dazu verpflichtet, 
angemessene Vorkehrungen für Men-
schen mit Behinderungen zu treffen. 
Das gilt für Angestellte im öffentlichen 

Sektor ebenso wie im privaten Sektor. 
Die Arbeitgeber sollten gegen eine 
anteilige Kostenübernahme dabei 
unterstützt werden, angemessene 
Vorkehrungen durchzuführen. 

•	Sie müssen Vorschriften zur Förderung  
und Regelung flexibler und alternativer 
Formen von Arbeit entwickeln, die den  
individuellen Bedürfnissen von Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeitern mit 
Behinderungen gerecht werden. Be-
triebliche Maßnahmen können zum  
Beispiel die Anpassung und Modifi-
zierung von Maschinen und Anlagen, 
die Änderungen von Stellenbeschrei-
bungen, Arbeitszeiten und -abläufen 
sowie physische Anpassungen des  
Arbeitsumfelds beinhalten, um den 
Arbeitsplatz barrierefrei zu gestalten. 

Info 16: Angemessene Vorkehrungen am Arbeitsplatz141

gleichen Bedingungen wie andere nachge-
hen können. 

•	Angemessene Vorkehrungen: Um einen 
gleichberechtigten Zugang zu Arbeit zu er-
möglichen, müssen die Regierungen sicher-
stellen, dass Arbeitsplätze und -bedingungen 
an die Bedürfnisse von Menschen mit Be-
hinderungen angepasst werden. Info 16 
auf Seite 83 enthält hierzu detaillierte Infor- 
mationen.140

•	Aktiv fördernde Maßnahmen: Es geht 
nicht allein darum, dass Regierungen Arbeit- 
gebern im Privatsektor Verpflichtungen 

auferlegen sollen. Die Regierungen sollten 
auch selbst aktiv die Beschäftigung von 
Menschen mit Behinderungen fördern. Eine 
positive Maßnahme ist beispielsweise die 
Einführung eines Quotensystems.

Zusätzlich zu den Rechten, die in der UN- 
Behindertenrechtskonvention festgelegt 
sind, gibt es weitere globale Empfehlungen 
und Richtlinien, die das Recht auf Arbeit von 
Frauen und Männern mit Behinderungen  
gewährleisten sollen. Zum Beispiel hat die 
Internationale Arbeitsorganisation (ILO) ver-
schiedene Standards zur Inklusion von Frauen  



84 Kapitel 5: Arbeit und Sicherung des Lebensunterhalts

und Männern mit Behinderungen im Arbeits- 
leben entwickelt. So gibt es zum Beispiel  
einen Verhaltenskodex für den Umgang mit 
Menschen mit Behinderungen am Arbeits-
platz aus dem Jahr 2002 und weitere Abkom- 
men für die Bereiche Rehabilitation und Be-
rufsausbildung.142 

5.3 Barrieren für Inklusion
Menschen mit Behinderungen haben mit  
geringerer Wahrscheinlichkeit eine bezahlte 
Arbeit als andere.143 Selbst dann, wenn sie 

eine Stelle finden, arbeiten sie im Schnitt mehr 
Stunden für weniger Geld, ihr Arbeitsplatz 
ist unsicherer und die Aufstiegsmöglichkeiten 
sind schlechter.144 Frauen mit Behinderungen 
sind sogar noch stärker benachteiligt: Im Ver- 
gleich zu Männern mit Behinderungen sind 
sie nicht nur doppelt so häufig arbeitslos. 
Wenn sie Arbeit haben, verdienen sie zudem 
nur die Hälfte für gleichartige Tätigkeiten.145 

Die globalen Daten zeigen, dass die Beschäf-
tigungsquote von Frauen mit Behinderungen 
nur 19,6 Prozent beträgt, für Frauen ohne 
Behinderungen beträgt sie 29,9 Prozent.146 

► Seit seinem Unfall 
im Jahr 1998 nutzt 
Chaka Suma einen 
Rollstuhl. Seit er im 
Jahr 2002 seinen 
ersten Kredit bekam, 
hat sich sein Ge-
schäft kontinuierlich 
weiterentwickelt. 
Außerdem lernte er 
seine Frau kennen, 
die nun ebenfalls in 
seinem Lebensmit-
telgeschäft in Mom-
basa/Kenia arbeitet.
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Barrieren
für Inklusion

ins Arbeitsleben

mangelnde
Anpassung

unzugängliche
Verkehrsmittel

fehlender 
Zugang zu 

Mikrofinanzierung

Stigmatisierung

Vorurteile

negative 
Arbeitsanreize

Entzug der
Rechtsfähigkeit

unzugängliche
Arbeitsplätze

fehlender Zugang 
zu Finanzdienst-

leistungen

Barriere-
freiheit Finanzierung

Einstellungen Politik

◄ Abbildung 7: 
Wechselwirkung der 
Barrieren für inklusi-
ve Beschäftigung 
und Sicherung des 
Lebensunterhalts

Für Männer mit Behinderungen liegt sie im-
merhin bei 52,8 Prozent. Menschen mit Be-
hinderungen haben oft keine Arbeit, weil  
sie auch aus anderen Bereichen wie Gesund-
heitsversorgung und Bildung ausgeschlossen 
werden. Wenn Frauen und Männer mit Be-
hinderungen bei schlechter Gesundheit sind, 
fehlen sie häufiger, sind weniger produktiv 
oder können gar nicht arbeiten. Und wenn 
sie von Bildung und Ausbildung ausgeschlos-
sen werden, können sie gar nicht erst die 
Qualifizierung erlangen, die für die meisten 
Berufe erforderlich ist. 

Die verschiedenen Barrieren, die verhin-
dern, dass Menschen mit Beeinträchtigungen  

eine angemessene Arbeit finden, sind in Ab-
bildung 7 (► Seite 85) zusammengefasst. 
Solche Hindernisse verwehren es Menschen 
mit Behinderungen sowohl auf dem formellen 
als auch auf dem informellen Arbeitsmarkt, 
einer Arbeit nachgehen zu können (► Info 17 
auf Seite 86). Zu verstehen, wie diese Barrie-
ren funktionieren und sich mitunter sogar 
wechselseitig verstärken, kann dabei helfen, 
Wege zu finden, wie Frauen und Männer 
mit Behinderungen besser am Arbeitsleben 
teilhaben und ihren Lebensunterhalt selbst-
ständig, nachhaltig und über ein ange- 
messenes Einkommen längerfristig sichern 
können.



86 Kapitel 5: Arbeit und Sicherung des Lebensunterhalts

Arbeit im formellen Sektor wird staat-
lich besteuert, kontrolliert und reguliert 
und ist in den Wirtschaftsdaten eines 
Landes berücksichtigt. Arbeit im infor-
mellen Sektor ist hingegen normaler-
weise nicht reguliert und fällt aus den 
Versicherungs- und Arbeitsschutzsys- 
temen heraus.147 

Es gibt viele Arbeiten, die Menschen mit  
Behinderungen ausführen können – im 
formellen ebenso wie im informellen 
Sektor. Eine Tätigkeit kann innerhalb 
eines Anstellungsverhältnisses bei einem  
Unternehmen oder selbstständig ausge- 
übt werden. Im letzteren Fall verdienen 
Menschen ihren Lebensunterhalt, indem 

sie Geschäfte direkt mit ihren Kunden 
abschließen. In beiden Fällen kann eine 
Vergütung in Geld- oder Sachleistungen 
erfolgen. Schätzungen zufolge arbeiten 
in Ländern mit niedrigem und mittlerem 
Einkommen bis zu 80 Prozent der Men-
schen mit Behinderungen selbstständig 
und von diesen nahezu alle im informel- 
len Sektor.148 

Außerdem können Menschen mit Be-
hinderungen auch ohne Bezahlung 
produktiv sein, sie arbeiten beispiels-
weise im Haushalt oder für den Eigen-
bedarf in der Landwirtschaft und tragen 
damit zur Existenzgrundlage des Haus-
halts bei. 

Info 17: Teilhabe von Menschen mit Behinderungen 
an unterschiedlichen Formen von Arbeit	

5.3.1 Unzugängliche 
Arbeitsumgebungen

 
	  
Unzugängliche Arbeitsumgebungen machen 
es vielen Menschen mit Behinderungen un-
möglich, einer Beschäftigung nachzugehen. 
Zum Beispiel können Frauen und Männer 
mit Behinderungen keine Arbeit finden oder 
ihr Potenzial nicht voll ausschöpfen, wenn 
physische Hindernisse und Kommunikations-
barrieren verhindern, dass sie an Vorstellungs- 
gesprächen teilnehmen, an den Arbeitsplatz 
gelangen oder – wenn sie dann eine Stelle 
gefunden haben – gesellschaftliche Veran-
staltungen mit Kolleginnen und Kollegen  
besuchen können. Solche Probleme wären 

oft vermeidbar, denn in der Regel können 
bereits mit geringem finanziellem Aufwand 
angemessene Vorkehrungen getroffen wer-
den, die Arbeitsplatz und -bedingungen an 
die Bedürfnisse von Menschen mit Behinde-
rungen anpassen – wie bereits in Info 16 
auf Seite 83 beschrieben. 

Auch Menschen mit Behinderungen, die 
selbstständig sind oder unbezahlter Arbeit 
nachgehen, können besondere Unterstützung 
und Vorrichtungen benötigen, um effektiv 
arbeiten zu können. Das können technische 
Hilfsmittel, berufliche Wiedereingliederungs- 
maßnahmen oder andere Anpassungen zur 
Schaffung zugänglicher Arbeitsplätze sein. 
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◄ Mourine Yilamo-
nyuy gewann wieder 
Selbstvertrauen, als 
sie einer lokalen Or-
ganisation von Men-
schen mit Behinde-
rungen in Kumbo /  
Kamerun beitrat. 
Jetzt züchtet sie 
Schweine und ist auf 
dem Weg in die 
Selbstständigkeit.
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Eine solche Unterstützung ist für Menschen, 
die in Armut leben, jedoch meist nur dann 
erreichbar, wenn sie von öffentlicher Hand 
zur Verfügung gestellt wird.149

5.3.2	Einstellungsbedingte  
Barrieren

Fehleinschätzungen und diskriminierende 
Einstellungen sorgen dafür, dass Menschen 
mit Behinderungen schlechtere Chancen auf 
einen Arbeitsplatz haben. Viele Arbeitgeber 
gehen davon aus, dass ein Mitarbeiter mit  
einer Behinderung weniger produktiv arbeitet 
und für eine Stelle weniger geeignet ist als 
ein Mitarbeiter ohne Behinderung – auch bei 
gleicher Qualifizierung beider Kandidatinnen 
oder Kandidaten.150 Andere befürchten, dass 
angemessene Vorkehrungen zu teuer sein 
könnten oder wissen schlichtweg nicht, wo 
sie sich über mögliche Maßnahmen informie- 
ren und beraten lassen könnten.

Menschen mit Behinderungen werden oft 
stigmatisiert. Das macht es für sie schwieriger, 
Netzwerke zu bilden, die oft entscheidend 
sind für die erfolgreiche Suche nach einem 
Arbeitsplatz und den Aufbau einer Karriere. 
Doch auch Menschen mit Behinderungen 
und ihre Familien stehen sich manchmal 
selbst im Weg, denn häufig stellen sie zu  
geringe Erwartungen an ihre eigenen Fähig-
keiten und Möglichkeiten, einer Arbeit nach-
zugehen. Das hält sie davon ab, überhaupt 
nach einer Arbeit zu suchen.151

5.3.3	Finanzielle Barrieren
Finanzdienstleistungen für Privat- oder Ge-
schäftskunden von Banken und die Verfügbar- 
keit von Versicherungen, Sparplänen und 

Krediten sind äußerst wichtig für ein erfolg-
reiches Unternehmertum, eine langfristige 
Existenzsicherung und die Mehrung von Wohl- 
stand. Dies gilt auch für Menschen mit Behin- 
derungen. Viele von ihnen sind selbstständig 
und brauchen eine finanzielle Basis zur Grün- 
dung eines Unternehmens.152 Aber auch für 
abhängig Beschäftigte sind Finanzdienstleis-
tungen hilfreich, zum Beispiel allgemein bei 
unvorhergesehenen Ausgaben und für In- 
vestitionen in eine bessere Lebensgrundlage, 
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► CBM-Mitarbeiter 
Salou Bonkaney zeigt 
Hamadou Abdou 
(rechts) und dessen 
Vater Moumoni, wie 
sie ihren Gemein-
schaftsgarten im  
Niger bewirtschaften 
können. In dem  
Garten gibt es einen 
Brunnen, der alle  
Familien aus der 
Umgebung mit  
Wasser versorgt.
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etwa in Bildung. Menschen mit Behinderun-
gen können das Leistungsangebot der Finanz- 
institute jedoch häufig nicht in Anspruch 
nehmen. Weil Menschen mit Behinderungen 
in Ländern mit niedrigem und mittlerem Ein-
kommen mit größerer Wahrscheinlichkeit in 
Armut leben als andere Bevölkerungsgrup- 
pen (siehe Kapitel 2), können sie die Anforde- 
rungen der Finanzinstitute wie Sicherheiten, 
Bürgen oder erfolgreiche Finanzierungsge-
schäfte in der Vergangenheit meist nicht er-
füllen. Deshalb sind sie dort als Kunden oft 
nicht gern gesehen.153 Frauen und Männer 

mit Behinderungen nehmen meist auch 
nicht an Mikrofinanzierungsprogrammen von 
NRO teil, obwohl diese gerade armen Men-
schen Zugang zu Finanzdienstleistungen 
schaffen sollen. Eine länderübergreifende 
Studie mit über 100 Mikrofinanzierungsorga-
nisationen ergab, dass Menschen mit Behin-
derungen kaum einbezogen wurden. Ledig-
lich null bis 0,5 Prozent der Kunden waren 
Frauen und Männer mit Behinderungen – 
eine massive Benachteiligung in einem Ver-
fahren, das sich in der Armutsbekämpfung 
als überaus wirksam erwiesen hat.154  



89

Verhindert wurde die Teilhabe durch negative 
Einstellungen der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter, unzugängliche Infrastrukturen und 
das fehlende Bewusstsein dafür, dass Frauen 
und Männer mit Behinderungen die Voraus-
setzungen für einen Mikrokredit erfüllen 
können. Dieses fehlende Bewusstsein war  
sowohl aufseiten der untersuchten Mikro- 
finanzierungsinstitute als auch bei Menschen 
mit Behinderungen selbst vorhanden.155

5.3.4 Politische Barrieren
Immer noch haben weltweit zahlreiche Ge-
setze und Vorschriften Gültigkeit, die Men-
schen mit Behinderungen in ihren Arbeits-
möglichkeiten einschränken und sie zum Teil 
offen diskriminieren. Zum Beispiel dürfen in 
Kambodscha Menschen mit einer dauerhaften 
Einschränkung nicht Lehrerin oder Lehrer 
werden.156 

Arbeit ist ein wichtiger Schlüsselfaktor für 
eine zuverlässige Existenzsicherung. Leider 
können gut gemeinte Vorschriften falsche 
Anreize setzen, erst gar keine Arbeit aufzu-
nehmen. So bauen viele Regierungen zuneh-
mend auf das System sozialer Fürsorge, um 
die Armut unter den ärmsten und am stärks-
ten gefährdeten Menschen in der Bevölkerung 
zu bekämpfen. Weil Menschen mit Behinde-
rungen häufig arm sind und ausgegrenzt wer-
den, sind sie oftmals die wichtigsten Begüns-
tigten solcher Programme. Sie erhalten dann 
in der Regel Geld, etwa in Form von „Behin-
dertenförderung“ oder „-entschädigung“. 
Wenn die Bedingung für eine solche Förde-
rung die ist, dass der Begünstigte arbeitslos 
sein muss, entschließen sich Menschen mit 
Behinderungen und andere benachteiligte 

Gruppen möglicherweise gegen die Aufnah-
me einer Arbeit, um die verlässlicheren staat-
lichen Zuwendungen in Anspruch nehmen zu 
können. Das gilt insbesondere dann, wenn 
ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt ohnehin 
schlecht sind und / oder Arbeit schlecht be-
zahlt wird.157 Wenn der Bezug von Leistun-
gen aus Sozialhilfeprogrammen an solche 
Bedingungen geknüpft ist, behindert dies 
das eigentliche Ziel, die Lebensgrundlage von 
Menschen mit Behinderungen nachhaltig zu 
verbessern, siehe Info 18 auf Seite 94. 

Viele Menschen mit Behinderungen in 
Ländern mit geringem und mittlerem Einkom- 
men sind im informellen Sektor beschäftigt. 
Damit haben sie keinen Anspruch auf finan-
zielle Leistungen der Sozialversicherungen wie  
Renten- und Krankenkassen oder auf Sach- 
leistungen, die durch das Sozialversicherungs- 
system finanziert werden, wie zum Beispiel 
Umschulungen.158 

5.4 Kosten durch Exklusion 
und ökonomischer Nutzen 
der Inklusion

Die Ausgrenzung aus dem Arbeitsleben wirkt  
sich nicht nur negativ für Menschen mit Be-
hinderungen selbst aus, sondern auch für 
ihre Familien, die Gemeinschaft und die ge-
samte Gesellschaft. In diesem Abschnitt wird 
untersucht, welche Kosten entstehen, wenn 
Menschen mit Behinderungen vom Arbeits-
markt ausgeschlossen werden, und wie durch 
Inklusion wirtschaftlicher Nutzen entstehen 
kann. Die verschiedenen Möglichkeiten eines 
solchen Nutzens sind in der Abbildung 8 
(► Seite 90) zusammengefasst. 
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Inklusion in Arbeit und Sicherung des Lebensunterhalts

größere finanzielle Unabhängigkeit, 
Selbstbewusstsein und Stärkung 
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5.4.1 Auswirkungen von Exklusion 
auf die Sicherung des Lebens- 
unterhalts

Arbeit ist für eine nachhaltige Sicherung der 
eigenen Existenz äußerst wichtig. Auch wenn 
die Mehrheit der Menschen mit Behinderun-
gen in der Lage wäre zu arbeiten, wird sie 
durch die bereits beschriebenen Barrieren oft 
daran gehindert. Dies zieht viele negative Fol- 
gen nach sich.

Erstens verschlechtert der Verlust des Ein-
kommens eines Menschen mit Behinderung 
die Chance der ganzen Familie, ihre Existenz 
dauerhaft zu sichern. Welche Kosten durch 
den Einkommensverlust betroffener Menschen 
mit Behinderungen entstehen, wurde in eini-
gen Studien untersucht. Zum Beispiel ergab 
eine in Südafrika durchgeführte Studie, dass 
Menschen mit schweren Depressionen oder 
Angststörungen pro Jahr im Durchschnitt 

▲ Abbildung 8: 
Wirtschaftlicher  
Nutzen durch inklu-
sive Beschäftigung 
und Sicherung des 
Lebensunterhalts 
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4.798 US-Dollar weniger verdienten als andere. 
Somit erreichten sie nur die Hälfte des durch-
schnittlichen Einkommensniveaus.159 Der finan- 
zielle Verlust aller Personen mit schwerer  
Depression oder Angststörung in Südafrika 
betrug insgesamt 3,6 Milliarden US-Dollar 
pro Jahr.160

Wenn Frauen und Männer mit Behinde-
rungen stärker ins Arbeitsleben integriert 
würden, könnten solche Verluste zum Teil 
vermieden werden. So bewirkte beispiels-
weise in Pakistan die Wiedereingliederung 
blinder Menschen ins Arbeitsleben einen  
Anstieg des nationalen Haushaltseinkommens 
von etwa 71,8 Millionen US-Dollar.161 Lang-
fristig kann also ein finanzieller Nutzen für 
Menschen mit Behinderungen und die ganze 
Gesellschaft entstehen, wenn Frauen und 
Männer mit Behinderungen ausreichend bei 
der Aufnahme einer Arbeit unterstützt wer-
den.162 Auch wenn viele Vorkehrungen und 
Maßnahmen für eine bessere Zugänglichkeit 
von Arbeitsplätzen oft wenig oder kein Geld 
kosten163, werden öffentliche Gelder benötigt, 
um systemische Barrieren zu beseitigen oder 
kleinere Unternehmen als Arbeitgeber bei 
der Finanzierung ihrer Vorhaben zur Sicher-
stellung von Barrierefreiheit zu unterstützen. 

Zweitens gehen Frauen und Männer mit 
Behinderungen zusätzlich zu einer bezahlten 
Arbeit häufig auch unbezahlten Aktivitäten 
nach, mit denen sie dennoch einen wesent- 
lichen Beitrag zum Lebensunterhalt ihrer  
Familien leisten.164 Zum Beispiel betreiben 
viele Haushalte in Ländern mit geringem und 
mittlerem Einkommen Subsistenzlandwirt-
schaft, um ihren Grundbedarf an Nahrungs-
mitteln zu decken.165 Bei schlechten Ernten 

sind arme Haushalte besonders stark von 
Hunger und finanziellem Ruin bedroht. Jede 
vermehrte Mitarbeit oder Produktivitätsstei-
gerung trägt also dazu bei, dass zumindest 
die Grundbedürfnisse gedeckt sind und viel-
leicht sogar über den eigenen Bedarf hinaus 
produziert werden kann. Auch dann, wenn 
Menschen mit Behinderungen zu Hause  
arbeiten und etwa Angehörige betreuen, 
können andere Familienmitglieder von fami-
liären Pflichten entlastet werden und Tätig-
keiten nachgehen, die direkter zur Sicherung 
des Haushaltseinkommens beitragen. Ob-
wohl der wirtschaftliche Wert solcher Tätig-
keiten im häuslichen Umfeld schwer zu be-
ziffern ist, spielen diese eine wichtige Rolle 
für das Einkommen des Haushalts und die 
Sicherung der Lebensgrundlage. Und auch 
hier gilt: Wenn Menschen mit Behinderun-
gen an den Aktivitäten stärker beteiligt wer-
den, kann dies ein wichtiger Mechanismus 
sein, um die Lebensgrundlage von Familien 
zu verbessern. 

Drittens können Angehörige, die Men-
schen mit Behinderungen zu Hause betreuen, 
oft nicht arbeiten gehen.166 In Bangladesch 
zum Beispiel beträgt der jährliche gesamt-
wirtschaftliche Einkommensverlust durch  
solche Betreuungstätigkeiten rund 234 Milli-
onen US-Dollar pro Jahr.167 Solche Verluste 
könnten minimiert werden, wenn Menschen 
mit Behinderungen mehr Unterstützung für 
ein unabhängiges Leben erhielten, etwa in 
Form von Rehabilitationsmaßnahmen, einer 
Berufsausbildung, persönlicher Assistenz 
oder technischen Hilfsmitteln. 

Schließlich kann es sich auch auf die wirt-
schaftliche Situation der Gemeinschaft positiv 
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auswirken, wenn Frauen und Männer mit 
Behinderungen Zugang zum Arbeitsmarkt 
oder andere Möglichkeiten erhalten, ihren 
Lebensunterhalt zu sichern. Höhere Einkom-
men bedeuten in der Regel auch, dass mehr 
Geld ausgegeben wird. Davon profitieren 
dann wiederum die lokalen Geschäfte. Wenn 
Menschen mit Behinderungen eigene Läden 
eröffnen oder erweitern, tragen diese Unter-
nehmen zur Verteilung der Ressourcen in der 
Gemeinschaft bei, indem sie Arbeitskräfte be- 
schäftigen oder Material und andere Güter 
von lokalen Unternehmen einkaufen und 
verarbeiten.

5.4.2 Auswirkungen von Inklusion 
auf Wachstum und Entwick-
lung einer Volkswirtschaft

Wenn systemische Barrieren verhindern, dass 
Frauen und Männer mit Behinderungen arbei- 
ten können, hat das Auswirkungen auf die  
jeweilige Volkswirtschaft. Die Anzahl der ar-
beitenden Menschen und deren Produktivität 
sind wichtige Faktoren für die Leistungsfähig- 
keit der Wirtschaft eines Landes. Sie verringert 
sich, wenn ein Teil der Bevölkerung vom  
Arbeitsmarkt systematisch ausgeschlossen ist. 

Darüber hinaus sinkt durch die Verdienst- 
ausfälle von Frauen und Männern mit Behin-
derungen und ihren Familien deren verfüg-
bares Einkommen. Infolgedessen können sie 
also weniger Geld ausgeben oder in Unter- 
nehmen der Gemeinschaft investieren. Auch 
dies beeinträchtigt das Wirtschaftswachstum. 

Die folgende Geschichte von Charles aus 
Ghana zeigt zudem, wie positiv sich Arbeit 
nicht nur auf die wirtschaftliche Unabhängig- 
keit, sondern auch auf die Selbstachtung eines 

Menschen und den Respekt auswirkt, den 
sein Umfeld ihm entgegenbringt. 

! Die Geschichte von Charles  
	 aus Ghana
Ich heiße Charles. Als ich zur Welt kam, hatte  
ich noch keine Behinderung. Doch mit drei 
Jahren erkrankte ich an Masern. Damals gab 
es nur wenige Krankenschwestern und meine  
Eltern wussten nicht, dass es ein Krankenhaus 
in der Nähe gab, wo man mir hätte helfen 
können. 

Ich bekam einen Ausschlag am ganzen 
Körper und dann verlor ich nach und nach 
meine Sehkraft. Mit drei Jahren und vier 
Monaten war ich blind. Als meine Eltern fest
stellten, dass ich blind war, sagten sie nichts, 
aber meine Mutter weinte. Ich hatte trotzdem 
Freunde, mit denen ich manchmal spielte. 

- 

Wegen meiner Behinderung konnte ich 
nicht zur Schule gehen. Ich wollte zwar gerne 
etwas lernen, aber meine Eltern wussten 
nicht, wo sie mich hinschicken oder an wen 
sie sich wenden sollten, damit ich eine Schule 
für Sehbehinderte besuchen konnte. Nach
dem ich begriffen hatte, dass ich keine Aus
bildung erhalten würde, wollte ich Landwirt 
werden. 

-
-

Ich hatte ein sehr enges Verhältnis zu 
meinem Vater. Er brachte mir die Arbeit auf 
dem Feld und die Korbflechterei bei. Leider 
konnte auch mein Vater mir keine Schulbil
dung ermöglichen. Er wusste es einfach nicht 
besser. 

-

Ich wurde eigenständiger, nachdem ich 
bei der lokalen Organisation Sandema CBR 
eine Ausbildung machen konnte. Ich hatte 
im Radio von einem Angebot für Menschen 
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◄ Charles, der  
blind ist, trat einer 
Organisation von 
Menschen mit Be- 
hinderungen bei  
und erhielt eine Aus-
bildung im Weben im 
Sandema-Programm 
für Gemeindenahe 
Rehabilitation. Er ist 
jetzt unabhängig und 
sorgt für seine Frau 
und seinen Sohn. 
Von seinem Umfeld 
fühlt er sich respek-
tiert.
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mit Behinderungen gehört, ein Handwerk zu 
erlernen. 

Also verließ ich mein Dorf und ging nach 
Sandema. Dort wohnte ich dann bei meiner 
Schwester. 2003 schloss ich mich der Selbst
hilfeorganisation an und machte eine drei
jährige Ausbildung. Dabei lernte ich, Tische, 
Türmatten und Betten zu flechten. Seit ich in 
der Gruppe war, ging es mir viel besser. 

- 
-

Wir ermutigten uns gegenseitig, nicht nur 
herumzusitzen, sondern hart zu arbeiten und 
unseren Lebensunterhalt selbst zu verdienen, 
damit wir uns etwas zu essen und Seife zum 
Waschen kaufen konnten. 

- 

lichkeit glaubte ich nicht daran, dass mich 
jemand heiraten würde. Ich war schließlich 
blind. Ich dachte auch, dass ich es mir niemals 
leisten könnte, für eine Frau zu sorgen, ihr 
etwas zum Anziehen zu kaufen oder eine 
Wohnung zu bezahlen. Aber dann habe ich 
doch geheiratet.

In Wirk

Von meinen Kollegen habe ich etwas sehr 
Wichtiges gelernt. Die meisten von ihnen 
waren verheiratet. Also habe ich mich auch 
darum bemüht, eine Frau zu finden. 

Heute bin ich unabhängig. Ich habe in 
meiner Frau eine Partnerin gefunden. Und 
ich habe durch meine Flechtarbeit ein eigenes 
Einkommen. Diese Ausbildung hat mich wirk
lich einen großen Schritt weitergebracht.
Darüber bin ich sehr glücklich. Ich habe eine 
Arbeit und bin mein eigener Herr. Ich habe 
ein Einkommen. Ich bin verheiratet und habe
sogar ein Kind, einen kleinen Jungen. Er ist 
vier Jahre alt. Wenn ich einmal alt bin, kann 
er für mich sorgen. 

- 
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Sozialschutzprogramme dienen dazu, Individuen, 
Haushalte und Gemeinschaften dabei zu unter-
stützen, Risiken abzuwenden, abzumildern oder 
zu bewältigen, die vorübergehend oder dauer-
haft Armut bewirken oder verschlimmern können. 

Die wichtigste Rolle von Sozialschutzprogrammen  
ist, einen Mindestlebensstandard zu erhalten, da-
mit jeder Mensch zumindest seine Grundbedürf-
nisse decken kann. Wenn Sozialschutz gut geplant 
ist und an den richtigen Stellen investiert wird, 
gilt sie zunehmend als „Sprungbrett“ in ein besse-
res Leben. Wenn Männer und Frauen dank Unter-
stützung einen Weg aus der Armut finden und 
dann oberhalb des reinen Existenzminimums leben,  
haben sie mehr Zeit für Bildung und Ausbildung. 
Sie können investieren, beispielsweise in die Grün-
dung eines Kleinunternehmens. Oder sie können 
Land und Düngemittel kaufen, um ihre landwirt-
schaftlichen Erträge zu steigern. So werden sie  
eines Tages besser in der Lage sein, selbst für ihren 
Lebensunterhalt zu sorgen. 

In Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkom-
men liegt der Schwerpunkt der Sozialschutzpro-
gramme bislang auf der Gewährung von Sozial-
hilfe, also auf der Zuteilung von  Bargeld oder 
Sachleistungen an einkommensarme Menschen. 
Sozialschutz beinhaltet aber auch bestimmte For-
men der Sozialversicherung wie Krankenversiche-
rungen, Renten und Arbeitslosengeld, die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer gegen Risiken des  
Verdienstausfalls absichern. Auch soziale Dienste 
und politische Reformen zum Schutz besonders ge-
fährdeter Gruppen gehören zum Sozialschutz. 

Sozialschutzprogramme richten sich oft an Personen 
oder Gruppen, die arm sind oder am Rande der 
Armut leben. Da hinreichend belegt ist, dass die 
Gruppe der Frauen, Männer, Mädchen und Jungen 
mit Behinderungen mit wesentlich größerer Wahr-
scheinlichkeit in Armut lebt als andere Menschen, 
siehe Kapitel 2, ist sie in den Auswahlkriterien der 
meisten Sozialschutzprogramme indirekt oder  
direkt berücksichtigt.

Info 18:	Sozialschutz

Ich bin glücklich, denn die Menschen res
pektieren und schätzen mich für das, was 
ich erreicht habe. Sie haben eine Frau – ich 
habe eine Frau. Sie verdienen ihren Lebens
unterhalt – ich verdiene meinen. Sie haben 
ein Kind – ich habe auch ein Kind. Außerdem  
bin ich hier vor Ort Vorsitzender der Blinden
vereinigung „Blind Union“. So merken meine  
Kollegen, dass ich nicht wesentlich anders 
bin als sie – und sie respektieren mich.  

-

- 

-

Quelle: www.endthecycle.org.au/stories/
charles

Einige Studien haben versucht, den Verlust 
zu berechnen, der einer Volkswirtschaft 
durch die Ausgrenzung von Frauen und 
Männern mit Behinderungen vom Arbeits-
markt entsteht: 
•	Eine Studie aus dem Jahr 1996 ergab, dass 

in Ländern mit niedrigem und mittlerem 
Einkommen ein jährlicher volkswirtschaftli- 
cher Schaden von 473,9 bis 672,2 Milliarden 
US-Dollar entstand, weil das Arbeitspoten-
zial von Menschen mit Behinderungen nicht 
voll ausgeschöpft wurde.168 Auf nationaler 

http://www.endthecycle.org.au/stories/charles
http://www.endthecycle.org.au/stories/charles


95

▲ Nuh Cletus Fung 
hat eine Lehre als  
Bürokaufmann ab- 
solviert und fand  
dadurch eine Arbeit 
als Sekretär und Buch- 
halter im Kranken-
haus in Fungdong /
Kamerun.
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Ebene betrug dieser Verlust bis zu 45 Pro-
zent des Bruttoinlandprodukts (BIP). 

•	Der weltweite wirtschaftliche Verlust durch 
Arbeitslosigkeit und geringere Produktivität 
von Frauen und Männern mit Sehbehinde-
rungen reichte von schätzungsweise 
42 Milliarden US-Dollar bis zu 168 Milliar-
den US-Dollar.169 Bei Berücksichtigung der 
Kosten durch die geringere Produktivität 
betreuender Angehöriger liegen diese 
Schätzungen noch höher. 

•	Schätzungen zufolge führte in Bangladesch 
die Ausgrenzung von Frauen und Männern 
mit Behinderungen aus dem Arbeitsleben 
allein im Jahr 2008 zu Einbußen beim  
Bruttoinlandsprodukt von insgesamt 
891 Millionen US-Dollar.170 

•	In Marokko ergab eine Studie aus dem Jahr 
2011, dass durch die niedrigeren Gehälter 
und das geringe Beschäftigungsniveau von 
Menschen mit Behinderungen ein Verlust 
von 1,1 Milliarden US-Dollar beziehungs-
weise zwei Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts entstand.171 Die Hälfte der Verluste 
entfiel dabei auf Männer mit Behinderun-
gen, die in städtischen Gebieten leben. 

Wenn die Barrieren beseitigt würden, die  
die Inklusion von Frauen und Männern mit 
Behinderungen im Arbeitsleben und ihre 
Produktivität einschränken, könnten diese 
Verluste umgekehrt und sogar Wirtschafts- 
wachstum erzielt werden. Eine länderüber-
greifende Studie hat ergeben, dass die Wirt-
schaft eines Landes um ein bis sieben Prozent  
wachsen könnte, wenn die Barrieren abge-
baut würden, die Frauen und Männern mit 
Behinderungen den Zugang zum Arbeits-
markt verwehren.172

5.4.3 Auswirkungen von Inklusion 
auf staatliche Sozialschutz
programme und Steuerein
nahmen 

- 
-

Menschen mit Behinderungen, die eine Arbeit  
oder andere Möglichkeiten zur Sicherung 
des Lebensunterhalts haben, sind finanziell 
unabhängiger. Der Staat kann durch ihre  
Autonomie Geld einsparen und die Effekti- 
vität von Sozial- und Wohlfahrtsprogrammen 
steigern. Auch höhere Steuereinnahmen 
sind möglich. Info 18 (► Seite 94) beschreibt 
diesen Mechanismus eingehender.

In Ländern mit niedrigem und mittlerem 
Einkommen werden die staatlichen Sozial-



96 Kapitel 5: Arbeit und Sicherung des Lebensunterhalts

programme – meist in Form von Sozialhilfe – 
zunehmend als effektives Instrument zur 
Förderung der wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklung eingesetzt.173 Zusätzlich zu den 
allgemeinen Programmen für die gesamte 
Bevölkerung gibt es in Ländern wie Brasilien, 
Südafrika und Liberia auch spezielle Program- 
me für Menschen mit Behinderungen.174 

Doch Fehlplanungen und der Mangel an 
Alternativen für eine nachhaltige Sicherung 
des Lebensunterhalts führen oft in eine lang-
fristige Abhängigkeit von solchen Program-
men – auch wenn sie als Absicherung gegen 
wirtschaftliche Notstände, extreme Armut 
und Ungleichheit grundsätzlich sinnvoll sind. 
Arbeit dagegen verschafft Menschen mit Be-
hinderungen wirtschaftliche Unabhängigkeit. 
Sie führt dazu, dass sie solche Programme 
idealerweise gar nicht erst in Anspruch neh-
men müssen. Wenn dadurch weniger Men-
schen Unterstützung benötigen, um ihre 
Grundbedürfnisse zu decken, könnten Ein-
sparungen folgen. Diese Einsparungen wie-
derum können für eine Verbesserung der 
Programme oder für andere Vorhaben  
mit Finanzierungsbedarf eingesetzt werden.  
Solche Vorteile ergeben sich jedoch nur dann, 
wenn darauf geachtet wird, dass Sozialschutz-
programme keine negativen Anreize schaffen, 
die die Aufnahme einer Arbeit unattraktiv 
machen. So beispielsweise in Südafrika, wo 
die rückläufige Beschäftigung von Menschen 
mit Behinderungen wahrscheinlich größten-
teils darauf zurückzuführen ist, dass nur  
arbeitsunfähige Personen „Behindertenför-
derung“ erhalten.175 

Durch die Inklusion von Menschen mit 
Behinderungen und der sie betreuenden  

Familienangehörigen ins Arbeitsleben können 
die Steuereinnahmen eines Landes steigen. 
Eine Studie über die wirtschaftlichen Folgen 
von nicht operierten Lippen-Kiefer-Gaumen-
spalten auf den Philippinen etwa ergab, dass 
dem Staat zwischen 8,0 und 9,8 Millionen 
US-Dollar Steuereinnahmen entgingen, weil 
Männer und Frauen mit dieser Behinderung 
arbeitslos waren.176

In Ländern mit hohem Einkommen haben 
Investitionen in Programme zur Förderung 
der Beschäftigung von Menschen mit Behin-
derungen wirtschaftlichen Nutzen durch ge-
ringere Sozialhilfeleistungen einerseits und 
höhere Steuereinnahmen andererseits be-
wirkt. Auch wenn die Sozial- und Steuer- 
systeme in Ländern mit hohem Einkommen 
umfangreicher sind, ist auch in Ländern mit 
niedrigem und mittlerem Einkommen davon 
auszugehen, dass sich Investitionen in inklu-
sive Beschäftigung auszahlen. Weil Länder 
mit niedrigem Einkommen nur sehr begrenzt 
Haushaltsmittel für Sozialleistungen bereit-
stellen können und nur über schwache  
Mechanismen zum Einziehen von Steuern 
verfügen – insbesondere im informellen  
Sektor –, dürften diese Faktoren vor allem für 
Länder mit mittlerem Einkommen besonders 
relevant sein.

5.4.4 Wie profitieren Arbeit
geber von inklusiver 
Beschäftigung? 

- 
 

Wie bereits erwähnt, sind Arbeitgeber oft 
nicht gern dazu bereit, Menschen mit Behin-
derungen einzustellen. Sie befürchten höhere 
Kosten und schlechtere Leistungen.177 Es 
wurde jedoch nachgewiesen, dass die Inklu-
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▲ Ernest Nyah 
(rechts) aus Kumbo /
Kamerun hat eine 
Lernbeeinträchti-
gung. Er hat eine 
Lehre abgeschlos-
sen, arbeitet jetzt als 
Schuster. Durch das 
Programm hat er 
sich den Respekt sei-
ner Familie verdient.
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sion von Menschen mit Behinderungen im 
Arbeitsleben eine kluge Geschäftsentschei-
dung ist. Im passenden Job an einem Arbeits-
platz, der an ihre Bedürfnisse angepasst ist, 
können Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
mit Behinderungen ebenso produktiv sein 
wie andere Beschäftigte und ihre Inklusion 
kann wirtschaftlichen Nutzen bringen.178 

In Ländern mit hohem Einkommen gaben 
einige Arbeitgeber sogar an, dass bei gleicher 
Arbeitsleistung Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter mit Behinderungen179 stärker an den 
Betrieb gebunden seien und es weniger Fehl- 
zeiten und Arbeitsunfälle gebe als unter dem 
Personal ohne Behinderungen.180 Manche 
Unternehmen gaben darüber hinaus an, dass 
erfahrungsgemäß erhebliche Einsparungen 
durch geringere Kosten für die Rekrutierung, 
Einstellung und Schulung von Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern anfielen, geringere 
Zahlungen in die betriebliche Unfallversiche-
rung geleistet werden mussten und weniger 
Fehlzeiten anfielen.181 Diese Einsparungen 
sollten Arbeitgeber ermutigen, die Bedenken 
wegen der Kosten für barrierefreie Arbeits-
plätze haben. Die anfänglichen Ausgaben 
könnten mehr als ausgeglichen werden.182 

Die Inklusion von Frauen und Männern 
mit Behinderungen am Arbeitsplatz fördert 
außerdem die Vielfalt und verbessert die Ar-
beitsatmosphäre.183 Untersuchungen haben 
ergeben, dass es Arbeitsmoral und Zusam-
menarbeit fördert, wenn Menschen mit Be-
hinderungen Teil des Teams sind. Dadurch 
steigt wiederum die Produktivität.184 Die 
Schaffung inklusiver Strukturen und Systeme 
kann zudem bewirken, dass Frauen und 
Männer mit Behinderungen länger im Betrieb 

bleiben und mehr Menschen nach einem 
Unfall oder längerer Krankheit wieder an  
ihren alten Arbeitsplatz zurückkehren. Dieser 
Punkt ist besonders wichtig, wird bedacht, 
dass die Belegschaft mit der Zeit immer älter 
wird.185 

Und schließlich sind Menschen mit Behin-
derungen, die fast ein Fünftel der Bevölkerung 
ausmachen, eine große und weitgehend  
unerschlossene Konsumentengruppe. Wer 
Menschen mit Behinderungen einstellt, lernt 
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die Bedürfnisse und Wünsche dieser poten-
ziellen Kunden besser kennen. Unterneh-
men können dadurch maßgeschneiderte 
Produkte und Leistungen entwickeln sowie 
ihre Strategien anpassen, um auf dem Markt 
konkurrenzfähig zu bleiben.190 Menschen 

Es liegen zwar nicht viele Daten dazu vor, aber in einigen  
Fällen sind die oben beschriebenen wirtschaftlichen Vorteile 
in Ländern mit hohem Einkommen beziffert worden. 

So stellten die Konzerne Walgreens und Verizon in größerem 
Umfang Menschen mit Behinderungen ein und schufen Arbeits- 
plätze, die an deren Bedürfnisse angepasst und barrierefrei 
wurden. Die Folge waren eine Produktivitätssteigerung um 
20 Prozent und ein „Return on Investment“ von 67 Prozent.186 

Die Kosten-Nutzen-Analyse von 30 geförderten Beschäftigungs- 
programmen für Menschen mit Asperger-Syndrom und Autis-
mus in den Vereinigten Staaten ergab einen Nettogewinn, 
der hauptsächlich auf gesunkene Aufwendungen für staatliche 
Unterstützungsleistungen zurückzuführen ist.187

In Australien betrugen die Kosten durch krankheitsbedingte 
Fehlzeiten für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Behinde- 
rungen nur die Hälfte und die Summe der Leistungen aus der 
betrieblichen Unfallversicherung nur ein Viertel des Aufwands 
für Mitarbeitende ohne Behinderungen.188 

Eine Analyse eines Förderprojekts für die Beschäftigung von 
Menschen mit Behinderungen in Schottland ergab, dass sich 
für jedes Britische Pfund, das in dem Projekt aufgewendet 
wurde, eine Einsparung von 5,87 £ ergab – überwiegend 
durch gesunkene Aufwendungen für Erwerbsunfähigkeits-
renten und Sozialleistungen einerseits sowie höhere Steuer-
einnahmen andererseits.189

Info 19: Finanzieller Nutzen inklusiver Beschäftigung 
in Ländern mit hohem Einkommen	

mit Behinderungen einzustellen, kann außer-
dem das Image einer Firma als sozial verant-
wortungsvolles Unternehmen verbessern. 
Auch das kann neue Kunden anziehen und 
die Markenloyalität stärken.191 

Die betrieblichen Vorteile, die sich aus der 
Einstellung von Menschen mit Behinderungen 
vor allem in Ländern mit niedrigem und mitt-
lerem Einkommen ergeben, können derzeit 
noch nicht durch Daten belegt werden. Ähn-
liche Vorteile wie die eben beschriebenen 
können aber auch hier aus der Schaffung  
inklusiver Arbeitsplätze resultieren. In Info 19 
auf Seite 98 sind drei Beispiele aufgeführt, die 
zeigen, wie Arbeitgeber nachweislich von 
der Einstellung von Menschen mit Behinde-
rungen profitierten. 

5.5 Beispiele für Inklusion
Dieses Kapitel endet mit einem Interview, 
das wir mit dem Fachberater für Existenz- 
sicherung der CBM über die Auswirkungen 
inklusiver Arbeit auf die Sicherung des Lebens- 
unterhalts von Menschen mit Behinderungen 
geführt haben. Beispiele für gelungene In-
klusion liefern zwei Projekte in Georgien und 
Kenia. Der Bericht aus dem Projekt für inklu-
sive Entwicklung in Georgien (► Seite 102) 
zeigt, wie die EU durch internationale Zu-
sammenarbeit bessere Ausbildungs- und Be-
schäftigungschancen für Frauen und Männer 
mit Behinderungen geschaffen hat. Im zwei-
ten Beispiel erzählt Someon Otieno, wie er 
mithilfe eines Mikrokredits eines CBM-Projekt-
partners in Kenia erfolgreich ein eigenes  
Unternehmen gründete – siehe dazu „Die 
Geschichte von Someon“ auf Seite 103. 
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Wesentliche Erkenntnisse

•	Das Recht auf Beschäftigung von 
Menschen mit Behinderungen ist in 
mehreren internationalen Überein-
kommen festgeschrieben. Artikel 27 
der UN-Behindertenrechtskonvention 
sieht ausdrücklich vor, dass Frauen 
und Männer mit Behinderungen ein 
Recht auf Arbeit haben, und legt die 
wichtigsten Anwendungsbereiche 
fest.

•	Menschen mit Behinderungen sind 
mit vielen Barrieren konfrontiert, die 
eine Teilhabe am Arbeitsleben verhin- 
dern. Das sind zum Beispiel unzugäng- 
liche Arbeitsumgebungen, fehlende 
angemessene Vorkehrungen am Ar-
beitsplatz, mangelnder Zugang zu  
Finanzdienstleistungen und Mikro- 
finanzierungsprogrammen sowie Vor- 
schriften, die diskriminieren oder  
negative Anreize für die Aufnahme 
einer Arbeit setzen. 

•	Menschen mit Behinderungen und 
ihre Haushalte haben kaum eine 
Chance auf eine nachhaltige Sicherung 
des Lebensunterhalts, wenn Barrieren 
ihre Inklusion ins Arbeitsleben behin-
dern und zu Arbeitslosigkeit und  
Einnahmeneinbußen führen. Die  
geringere wirtschaftliche Aktivität 
von Menschen mit Behinderungen 
kann sich für die Gemeinschaft und 
ganze Volkswirtschaften negativ  
auswirken. 

•	Fürsorge spielt eine wichtige Rolle 
bei der Armutsbekämpfung. Doch die 
Programme müssen so ausgelegt sein, 
dass sie die Schaffung einer eigenen 
Existenzgrundlage für Menschen mit 
Behinderungen und ihrer Haushalte 
langfristig fördern. 

•	Durch Inklusion von Menschen mit Be- 
hinderungen ins Arbeitsleben können 
Frauen und Männer mit Behinderun-
gen finanziell unabhängig werden.  
Dem Staat kann ihre Erwerbstätigkeit 
Einsparungen bringen, weil Mittel für 
Sozialschutzprogramme effektiver 
eingesetzt werden können und höhere 
Steuereinnahmen möglich sind. 

•	Daten aus Ländern mit hohem Ein-
kommen liefern Argumente für die 
Einstellung von Menschen mit Behin-
derungen als erfolgreiches Geschäfts-
modell. Mit Arbeitsplätzen, die an ihre 
Bedürfnisse angepasst und barriere-
frei sind, können Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter mit Behinderungen 
ebenso produktiv sein wie andere  
Arbeitskräfte. Und Inklusion kann so-
gar die Gewinnmarge steigern: Durch 
eine höhere Mitarbeiterbindung und 
geringere Fehlzeiten als bei Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern ohne Be-
hinderung bei gleicher Leistung kann 
sich die Beschäftigung von Menschen 
mit Behinderungen wirtschaftlich aus- 
zahlen. 
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! Interview mit dem Fachberater 	
	 für Existenzsicherung der CBM 

Hubert Seifert ist Fachberater für Existenz
sicherung der CBM. Im folgenden Interview 
berichtet er, wie sich die Möglichkeiten für 
Menschen mit Behinderungen verbessert 
haben, ihren Lebensunterhalt selbst zu be
streiten, und welche Probleme weiterhin 
bestehen. 

- 

 
- 

Welche Vorteile sehen Sie darin, 
Menschen mit Behinderungen finanziell  
dabei zu unterstützen, ihren Lebens
unterhalt selbst zu sichern? 

- 

Hubert Seifert: Ein eigenes Gehalt zu ver
dienen, bewirkt bei Frauen und Männern 
mit Behinderungen ein ganz neues Selbst
bewusstsein. In der Gemeinschaft führt es  
zu mehr Akzeptanz und Integration und da
durch verändert sich auch die Gesellschaft. 
Menschen mit Behinderungen, die ihren 
Lebensunterhalt selbst verdienen, wird mehr 
Respekt entgegengebracht. Das habe ich im 
Laufe der Jahre immer wieder erlebt.

- 

- 

-

Zum Beispiel konnte eine kenianische 
Gruppe von Frauen und Männern mit Behin
derungen in der Nähe meines Wohnorts 
Mombasa beweisen, dass sie für ihre Gemein
schaft etwas Großes bewegen können. Die 
Gruppe pachtete ein Stück Land. Die CBM 
unterstützte sie mit einem Kredit für Saatgut 
und Dünger und das Projekt brachte eine gute 
Ernte ein. Sie sparten die Einnahmen, nahmen 
einen weiteren Kredit auf und schließlich 
konnte die Gruppe das Land kaufen. Inzwi
schen betreibt sie in der kleinen Stadt einen 
Großhandel für Saatgut, Dünger und andere 

-

- 

- 

Produkte. Damit leistet sie einen wichtigen 
Beitrag. Ihre Mitglieder sind voll integriert 
und genießen den Respekt ihrer Gemeinde. 

Mit ihrer Arbeit konnte die Gruppe ihrer 
Gemeinschaft beweisen, dass Menschen mit 
Behinderungen für sich selbst sorgen und  
erfolgreiche Geschäftsleute sein können. 

Hat die Auffassung, dass Menschen  
mit Behinderungen nicht kreditwürdig 
seien, negative Auswirkungen auf 
Maßnahmen für inklusive Existenz
gründungen? 

- 

Hubert Seifert: Ja. Aber wir arbeiten daran, 
gemeinsam mit Geschäftsbanken den Zugang 
zu Finanzdienstleistungen für Menschen mit 
Behinderungen zu verbessern. Wir konnten 
bereits die Equity Bank für die Inklusions
förderung gewinnen. Die Equity Bank gibt es 
in Kenia schon seit vielen Jahren. Aus dem 
Mikrokreditinstitut der Anfangszeit ist mit 
über acht Millionen Kontoinhabern inzwischen 
die größte Bank Kenias geworden. Es gibt 
neuerdings ein Programm, das Menschen mit 
Behinderungen als gleichberechtigte Kunden 
zu gewinnen anstrebt – damit liefert die Bank 
einen wichtigen Beitrag dazu, dass sich solche 
Programme auch bei anderen Banken eta
blieren. 

-

- 

Welche Rolle spielt Technologie für  
die inklusive Sicherung des Lebens
unterhalts? 

- 

Hubert Seifert: Die Abwicklung von Bankge
schäften ist durch neue Technologien sehr viel 
leichter geworden, vor allem, seit alles über 
Mobiltelefone läuft. Es gibt zum Beispiel den 
mobilen Zahlungs- und Mikrofinanzierungs-

- 
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dienst „M-Pesa“ von Vodafone, dem mit 
über 22 Millionen Kunden größten Netzwerk
betreiber in Kenia. Dank einer einfachen und 
günstigen Technologie können Menschen mit 
Behinderungen nun kostenlos ein Konto 
führen. Sie müssen nicht mehr in die Stadt 
zur Bank – und der Zugang zu Finanzdienst
leistungen hat sich erheblich verbessert. 

- 

- 

Ist die Privatwirtschaft dazu bereit, 
Geschäfte mit Menschen mit Behin
derungen zu machen? 

-

Hubert Seifert: Es gibt Fortschritte bei den 
Banken, wie das Beispiel der Equity Bank 
zeigt. Auch im Hinblick auf die Beschäftigung 
von Menschen mit Behinderungen konnten 

wir im kenianischen Privatsektor Erfolge  
erzielen. Zum Beispiel hat sich die Organisation 
„Association for the Physically Disabled of 
Kenya“ (APDK) bei Safaricom, dem größten 
Mobilfunkanbieter Kenias, erfolgreich für die 
Einstellung von Menschen mit Behinderungen 
eingesetzt. Im Anschluss daran erlaubte  
Safaricom der APDK, mit Unterstützung der 
CBM die Vorgespräche und die Vorauswahl 
geeigneter Bewerberinnen und Bewerber für 
das Call Center von Safaricom vorzunehmen.  
Nun beschäftigt Safaricom 50 Mitarbeiterin
nen und Mitarbeiter mit Behinderungen. Es 
ist außerdem das erste Unternehmen in Kenia 
mit einer barrierefreien Website für blinde und  
sehbehinderte Menschen. 

-
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◄ Vom indischen 
CBM-Partner ADWR 
bekam Sajud Daimari 
einen Mikrokredit.  
In seinem eigenen 
Geschäft repariert er 
nun Fahrräder und 
verdient dabei mehr 
als 6.000 Rupien pro 
Tag – genug, um ein 
unabhängiges Leben 
zu führen.
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! Projekt für inklusive  
	 Beschäftigung in Georgien 

Das EU-finanzierte Pilotvorhaben mit dem  
Titel „A Pilot Program to Educate, Employ, 
Advocate and Legislate for Equal Opportuni-
ties for People with Disabilities“ (APPEAL) 
setzt sich in der georgischen Region Imereti 
mit Informations- und Lobbyarbeit für die 
Chancengleichheit von Menschen mit Behin
derungen und das Erlassen entsprechender 
Gesetze ein. Hauptziel des Projekts war es, 
den Zugang zu Berufsausbildung und Be
schäftigung zu verbessern. Dieses Ziel sollte 
auf folgende Weise erreicht werden: 

-

- 

•	durch die Gewährleistung, dass das natio
nale Förderprogramm für die Beschäftigung  
von Menschen mit Behinderungen in  
Georgien den internationalen Standards 
entspricht, zum Beispiel der UN-Behinder
tenrechtskonvention;

- 

-

•	durch die Schaffung eines Systems für  
Arbeitsverwaltung und -vermittlung, 
das Menschen mit Behinderungen neben 
der Vermittlung von Arbeitsverhältnissen 
auch Berufsausbildungen und / oder Ausbil
dungen am Arbeitsplatz ermöglicht. Von 
der Unterstützung bei der Arbeitssuche 
und -vermittlung profitieren zugleich lokale  
Arbeitgeber, die Menschen mit Behinde
rungen beschäftigen wollen;

-

- 

•	durch die Bereitstellung von Arbeits
plätzen und einen Wechsel in der Be
schäftigungspolitik. 

- 
- 

Diese Maßnahmen 
sollen zugleich Stigmatisierung und Diskri
minierung von Menschen mit Behinderun
gen minimieren und ihnen eine bessere In
tegration in die Gemeinschaft ermöglichen. 

-
-
-

Die Förderung ihrer Fähigkeiten, Interessen 
und Talente soll dabei im Vordergrund 
stehen – und nicht ihre körperlichen Beein
trächtigungen.

 
-

Die Aktivitäten des EU-geförderten Pilot-
programms in Georgien umfassten außerdem 
die Arbeit mit:
•	Entscheidungsträgern in den Ministerien 

für Wirtschaft und Entwicklung, Arbeit, 
Gesundheit und Soziales sowie Bildung und  
Wissenschaft. Ziel war es, die arbeitsrecht
lichen Bestimmungen in Georgien mit den 
internationalen Regelwerken in Einklang 
zu bringen und die Menschenrechte von 
Frauen, Männern, Mädchen und Jungen 
mit Behinderungen zu schützen;

- 

•	Arbeitgebern im Privatsektor, um realistische 
Anreize für die Einstellung von Menschen 
mit Behinderungen zu ermitteln;

•	den Medien, um die Einstellung der Öffent
lichkeit zu den Fähigkeiten von Menschen 
mit Behinderungen zu ändern. 

- 

Durch das Projekt wurden mehrere positive 
Ergebnisse erzielt: 
•	24 Menschen mit Behinderungen wurden 

im Rahmen des Projekts eingestellt;
•	134 Unternehmer mit Behinderungen 

wurden in eine Datenbank mit potenziellen 
Arbeitgebern aufgenommen;

•	64 Menschen mit Behinderungen und  
43 Arbeitgeber besuchten eine Jobmesse, 
die im Rahmen des Projekts organisiert 
wurde;

•	Die Arbeit und Ziele von APPEAL wurden in 
22 Fernseh- und vier Radiosendungen und 
in 13 Artikeln vorgestellt und beworben. 
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▲ Someon Otieno 
hatte Polio. 2002  
erhielt er seinen  
ersten Kleinkredit. 
Als Ein-Mann-Betrieb 
fing er an. Mittler-
weile beschäftigt  
er 13 Mitarbeiter.
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Someon arbeitet in Mombasa. Weil er Polio 
hatte, ist er teilweise gelähmt. Er versorgt 
eine siebenköpfige Familie. Im Jahr 2002 
erhielt Someon einen Mikrokredit vom CBM- 
Partner APDK. Mithilfe des Kredits eröffnete 
er sein erstes Geschäft, eine Ladestation für 
Batterien. 

Wie Someon sein Geschäft erweiterte
Nachdem Someon den ersten Kredit zurück
gezahlt hatte, nahm er einen weiteren auf. 
Diesmal kaufte er ein Schweißgerät. Als  
junger Mann war Someon auf einer Berufs
schule gewesen. Dort hatte er das Schweißen 
gelernt. Weil er kein Geld für Arbeitsmaterial 
hatte, kaufte er billigen Metallschrott von 
der Müllkippe. Er bezahlte andere dafür, den 
Metallschrott abzuholen und in seine Werk
statt zu bringen, denn das konnte er nicht 
selbst. Aus dem Metallschrott baute er Gitter 
und Rahmen für Türen und Fenster. Das 
Metallbaugeschäft lief sehr gut. Doch nach 
einer Weile konnte Someon die körperliche 
Arbeit nicht mehr bewerkstelligen. Außer
dem hatte er größere Pläne. 

-

-

-

-

Ein Kredit auf dem freien Markt 
vergrößert das Geschäft 

 

Someon wollte schon immer ein Haushalts- 
warengeschäft eröffnen. Also fragte er erneut 
bei APDK an, diesmal wegen eines deutlich 
höheren Kredits. Dort empfahl man ihm, sich 
an die örtliche Bank zu wenden, und die  
Mitarbeiter von APDK begleiteten ihn dorthin.  
Er bekam den Kredit und konnte einen An- 

gestellten bezahlen, der die Schweißarbeiten 
für ihn erledigte. So konnte er sich ganz auf 
sein Haushaltswarengeschäft konzentrieren. 
Auf die Frage, wie der Kredit sein Leben ver- 
ändert hat, sagt Someon: „Es ist ein völlig 
anderes Leben, denn meine Firma ist groß. 
Ich habe vier Transporteure, beschäftige 
zwei Schweißer und vier Mitarbeiter, die 
den Metallschrott einsammeln, und drei 
für den Lüftungsbau.“

Someon hat einen guten Geschäftssinn 
und bisher jedes seiner Unternehmen zum 
Erfolg geführt. Das verdanke er allein der 
Unterstützung von APDK mit dem Kredit 
und der Hilfe beim Beantragen der Gewer-
belizenz, die für Menschen mit Behinderun-
gen oft schwer zu bekommen sei, so Someon. 
„Ich kann APDK nicht genug danken“, 
sagt er. „Ohne sie hätte ich mein Geschäft 
nicht eröffnen und erweitern können. 
Jetzt kann ich meine Familie ernähren.“
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Schlussfolgerungen

Kapitel 6

„Eine Welt, in der die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen 

anerkannt werden und in der 
sie produktive Mitglieder  

ihrer Gemeinschaften und 
Heimatländer sein kön

nen. Eine Welt, die ein 
inklusives und barriere
freies Umfeld bietet – 
das ist eine Welt, von 
der alle Menschen 
profitieren, ob mit 
oder ohne Behinde
rungen.“

-

-

- 
   

Ban Ki-moon,  
UN-Generalsekretär 
(2013)

© CBM / argum / Einberger
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◄ Die sechsjährige 
Najma hat zerebrale 
Lähmungen. Mit  
Unterstützung des 
„Verbands für  
körperbehinderte 
Menschen in Kenia“ 
(APDK) erhielt sie 
eine Beschäftigungs- 
und Physiotherapie. 
Nun geht sie in 
Mombasa / Kenia zur 
Schule.
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In Anbetracht der Tatsache, dass in vielen 
Ländern Menschen mit Behinderungen bis-
her nicht an Entwicklungsprozessen teilhaben 
konnten, sucht die vorliegende Fachpubli- 
kation nach Antworten auf zwei wichtige 
Fragen: 
•	Können Regierungen es sich leisten, Frauen, 

Männer, Mädchen und Jungen mit Behinde- 
rungen weiterhin auszuschließen?  

•	Wie können Menschen mit Behinderung, 
ihre Familien und die Gesellschaften, in  
denen sie leben, von Investitionen in Inklu-
sion profitieren und welchen Beitrag kann 
die internationale Entwicklungszusammen- 
arbeit hierbei leisten? 

Aufgrund der Forschungsergebnisse der 
„London School of Hygiene and Tropical  
Medicine“ und in Anbetracht der rechtlichen 
und politischen Verpflichtungen von Regie-
rungen und Akteuren der Entwicklungs-
zusammenarbeit haben wir uns mit diesen 
beiden Fragen auseinandergesetzt. Die Ergeb- 
nisse der Studie haben gezeigt, dass sich die 
Inklusion von Frauen, Männern, Mädchen 
und Jungen mit Behinderungen wirtschaft-
lich auszahlen kann, und zwar sowohl auf 
persönlicher als auch auf staatlicher Ebene. 
Eine Gesellschaft hingegen, die Menschen 
mit Behinderungen ausschließt, verursacht 
Kosten für die betroffenen Menschen und 
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► Harka Maya ist 
nach einer Operation 
am Grauen Star an 
beiden Augen im 
„Biratnagar Eye  
Hospital“ in Nepal 
wieder zu Hause.
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ihre Familien. Sie verschließt ihnen den Zu-
gang zu so wichtigen Bereichen wie Gesund- 
heitsversorgung, Bildung, Arbeit und Siche-
rung des Lebensunterhalts. Einige Ergebnisse 
legen zudem nahe, dass die Ausgrenzung 
aus einem Lebensbereich, zum Beispiel Ge-
sundheit, sich auch auf andere Lebensbereiche 
negativ auswirken kann – beispielsweise auf 
die Chance, einen Arbeitsplatz zu finden und 
sich eine Existenz aufzubauen. Häufig führt 
die Ausgrenzung von Menschen mit Behin-

derungen dazu, dass sie keinen Weg aus der 
Armut finden oder sich ihre Lage sogar ver-
schlechtert. Es handelt sich also auch um ein 
politisches Problem und damit um eine Auf-
gabe für die jeweiligen Regierungen.  

Es ist nicht einfach, anhand verlässlicher 
Daten zu belegen, wie sich Investitionen in 
Inklusion für alle Beteiligten positiv auswirken. 
Aber es gibt viele gute Beispiele und Unter-
suchungen auf nationaler Ebene, die zeigen, 
wie ganze Gesellschaften wirtschaftlich pro-
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Wesentliche Erkenntnisse

•	Die „London School of Hygiene and Tropical 
Medicine

 
“ (LSHTM) hat mit ihrer Auswertung 

von Forschungsliteratur Nachweise erbracht, 
dass zwischen Behinderung und Armut ein sehr  
enger Zusammenhang besteht. 

•	Wenn Frauen, Männer, Mädchen und Jungen 
mit Behinderungen aus Bereichen wie zum  
Beispiel Bildung ausgeschlossen werden, be- 
wirkt dies auch eine Ausgrenzung aus anderen 
Bereichen, beispielsweise aus dem Arbeitsleben. 
Dadurch vervielfachen sich Kosten der Exklusion 
und ein Entrinnen aus der Armutsfalle wird  
immer schwieriger.

•	Wird hingegen dafür gesorgt, dass Menschen 
mit Behinderungen Zugang zu Gesundheitsver-
sorgung und Bildung erhalten, verbessern sich 
ihre Lebenssituation und ihre Chancen auf ge-
sellschaftliche und wirtschaftliche Teilhabe an  
ihrer Gemeinschaft.

•	In der internationalen Entwicklungszusammen-
arbeit der Regierungen und entwicklungspoliti-
schen Akteure muss noch mehr getan werden, 
wenn die Armut von Frauen, Männern, Mädchen 
und Jungen mit Behinderungen wirksam bekämpft 
und ihr Lebensstandard verbessert werden soll.

•	Die Regierungen haben die Pflicht, dafür zu sor-
gen, dass Menschen mit Behinderungen die glei-
chen Chancen auf Gesundheit, Bildung, Arbeit 
und Sicherung des Lebensunterhalts erhalten 
wie andere auch. So ist es in den Regelwerken 
über die Menschenrechte vorgesehen.

•	Verlässliche Daten zur Situation von Frauen, Män- 
nern, Mädchen und Jungen mit Behinderungen 
werden benötigt, um Entwicklungsmaßnahmen 
in den Bereichen Gesundheitsversorgung, Bildung, 
Arbeit und Sicherung des Lebensunterhalts pla-
nen, implementieren und evaluieren zu können 
und sicherzustellen, dass sie inklusiv sind.

fitieren könnten, wenn Menschen mit Be- 
hinderungen in Bereichen wie Gesundheit, 
Bildung, Beschäftigung und Sicherung des 
Lebensunterhalts angemessen berücksichtigt 
würden. Zudem würden die Staaten durch 
eine umfassende Inklusion ihrer Verpflichtung 
nachkommen, für Chancengleichheit zu sor-
gen und dafür, dass die Menschenrechte von 
Frauen, Männern, Mädchen und Jungen mit 
Behinderungen respektiert werden. 

Diese Publikation beleuchtet verschiedene 
Aspekte, die von Regierungen und Akteuren 

der Entwicklungszusammenarbeit, dem Privat- 
sektor und zivilgesellschaftlichen Organisa- 
tionen bei der Umsetzung der Agenda 2030 
für nachhaltige Entwicklung berücksichtigt 
werden müssen. Diese Aspekte sind in den 
folgenden wesentlichen Erkenntnissen zu-
sammengefasst. Es geht aus ihnen deutlich 
hervor, dass alle Maßnahmen für eine nach-
haltige Entwicklung immer auch Frauen, 
Männer, Mädchen und Jungen mit Behinde-
rungen berücksichtigen und ihnen offenste-
hen müssen.
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Der Forschungsbericht „Economic Costs of 
Exclusion and Gains of Inclusion of People 
with Disabilities” wurde verfasst von Lena 
Morgon Banks und Sarah Polack am „Inter
national Centre for Evidence in Disability

-
” 

(ICED). Das ICED an der „London School of 
Hygiene and Tropical Medicine“ (LSHTM) ist 
ein Kompetenzzentrum für die Forschung 
und Lehre zum Thema Behinderung im  
gesundheits- und entwicklungspolitischen 
Kontext. Es hat sich der Entwicklung von  
Instrumenten und Verfahren sowie der Er- 
hebung von Daten zum Themenfeld Behin-
derung verschrieben und widmet sich der 
Übersetzung der wissenschaftlichen Erkennt-
nisse in die Praxis.193

Lena Morgon Banks 
ist Wissenschaftlerin an 
der LSHTM und Mitar-
beiterin am ICED. Sie 
war unter anderem  
an den folgenden drei  
Forschungsprojekten 
beteiligt: Ein Projekt  

untersuchte den Zugang von Kindern mit 
Behinderungen zu Bildung und Gesundheits-
diensten in Nepal und Malawi. In einem wei-
teren Projekt forschte sie zur Inklusion von 
Kindern mit Behinderungen in Kinderschutz-
programmen. Im dritten Projekt setzte sie 
sich mit der Frage auseinander, wie Menschen 
mit Behinderungen in Ländern mit niedrigem 

und mittlerem Einkommen Zugang zu Sozial- 
schutzleistungen erhalten und welche Aus-
wirkungen diese auf ihr Leben haben. Im 
Jahr 2015 begann sie die Arbeit an ihrer  
Promotion. Deren Schwerpunkt liegt auf der  
Erforschung möglicher Interventionen, mit 
deren Hilfe eine größere Anzahl von Men-
schen mit Behinderungen Gesundheits- und 
Rehabilitationsdienste in Anspruch nehmen 
könnten. 

Sarah Polack ist Dozen-
tin an der LSHTM und 
Mitarbeiterin am ICED. 
Ihre jüngste Forschungs-
arbeit war der Untersu-
chung methodologischer 
Fragestellungen zur Er-
hebung von Daten zu 

Behinderungen bei Umfragen gewidmet. 
Darüber hinaus erforschte sie den Zusammen-
hang zwischen dem Zugang zu Gesundheits- 
und Bildungsdiensten und der Lebensqualität 
von Menschen mit Behinderungen in Ländern 
mit niedrigem und mittlerem Einkommen. 
Sarah Polack lehrt Epidemiologie und wissen- 
schaftliche Arbeitsmethoden für Master- 
Studenten an der LSHTM. 

Über die Autorinnen des 
ICED-Forschungsberichts
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„Dieses Buch liefert uns überzeugende Nachweise dafür, dass 

die internationale Gemeinschaft keine nachhaltige Entwicklung 

erreichen wird, wenn sie den Kreislauf aus Armut und der Exklu-

sion von Menschen mit Behinderungen nicht durchbricht. Das 

entspricht auch der UN-Behindertenrechtskonvention, die die 

grundsätzliche Berücksichtigung von Menschen mit Behinde-

rungen als unabdingbaren Bestandteil aller Strategien für eine 

nachhaltige Entwicklung hervorhebt.“ 

Oh Joon, Präsident der Konferenz der Vertragsstaaten zur UN- 

Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen, 

Botschafter und Ständiger Vertreter der Republik Korea bei den 

Vereinten Nationen (2015)
„Wenn wir Maßnahmen ergreifen, um die Lebensbedingungen 

aller Menschen zu verbessern, müssen wir dabei jeden berücksich- 

tigen. Menschen mit Behinderungen sind besonders gefährdet 

und werden häufig vergessen, dabei haben sie viel zu bieten. Es 

ist für die Bevölkerung und die Wirtschaft eines jeden Landes 

gleichermaßen wichtig, die Fähigkeiten aller Menschen zu nutzen.”

Eric Solheim, Vorsitzender des OECD-Entwicklungsausschusses 

(2015)

„Diese wichtige neue Fachpublikation der CBM kommt gerade 

rechtzeitig und ist relevant für die jüngst verabschiedete Agenda 

2030 für nachhaltige Entwicklung. Die Untersuchung zeigt, wie 

von inklusiver Entwicklung nicht nur Menschen mit Behinderun-

gen, sondern die gesamte Gesellschaft profitiert. Das Buch wird 

von dem Konzept „Es darf niemand zurückbleiben“ („leave no 

one behind“) getragen und sei allen empfohlen, die auf den  

Gebieten der Menschenrechte, Entwicklungszusammenarbeit, 

Bildung und Sozialwissenschaften tätig sind.“

Vladimir Cuk, Exekutivdirektor der International Disability  

Alliance (2015) 

Mit der Verabschiedung der weg- 
weisenden UN-Konvention über  

die Rechte von Menschen mit Behinde-

rungen forderten die ratifizierenden 
Länder die umfassende Inklusion von 

Menschen mit Behinderungen in alle 
Bereiche des gesellschaftlichen Lebens. 

Doch in vielen Ländern werden Menschen  

mit Behinderungen noch immer von 
wichtigen Lebensbereichen wie Gesund-

heit, Bildung und Arbeit ausgeschlossen. 

Die vorliegende Publikation untersucht, 

welche negativen Auswirkungen dies auf 

die Wirtschaft und Gesellschaft hat und 

zeigt auf, wie Inklusion sich auf individu-

eller und gesamtgesellschaftlicher Ebene 

wirtschaftlich auszahlen kann. 

CBM e.V. / CBM Deutschland e.V. 
didseries@cbm.orgStubenwald-Allee 564625 Bensheim Deutschland
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“This book provides us with convincing evidence that the inter- 

national community will not be able to achieve sustainable  

development without breaking the vicious circle of poverty and 

the exclusion of persons with disabilities. This is in line with the 

Convention on the Rights of Persons with Disabilities, which 

emphasizes the importance of mainstreaming disability issues as 

an integral component of sustainable development strategies.”

Oh Joon, President of the Conference of States Parties to the 

Convention on the Rights of Persons with Disabilities and  

Ambassador and Permanent Representative of the Republic  

of Korea to the United Nations (2015)“When we take actions to improve the lives of all people, we need  

to remember to include everyone. Persons with disabilities are 

particularly vulnerable and often forgotten, but have a lot to  

offer. To utilize the abilities of all is important for both the people 

and the economy of every country.”
Eric Solheim, Chair of the OECD Development Assistance  

Committee (2015)

“This important new CBM publication is both timely and relevant  

to the recent adoption of the 2030 Agenda for Sustainable Devel- 

opment. The research highlights how disability-inclusive develop-

ment not only benefits persons with disabilities, but all of society, 

and truly embraces the concept of ‘leave no one behind’. This  

publication is highly recommended for those working in the fields 

of human rights, development, education, and social sciences.”

Vladimir Cuk, Executive Director of the International Disability 

Alliance (2015)

ith the landmark passing of the  
Convention on the Rights of Persons  

with Disabilities, ratifying countries  
pledged to promote the full inclusion  

of persons with disabilities in all areas of  

society. Yet in many countries persons 

with disabilities continue to be excluded 

from key areas of life such as health, 
education, and work. This publication 

explores how excluding persons with 
disabilities has a negative impact on the 

economy and society. It also highlights 

that inclusive practices can generate  
economic gains at individual and societal 

level.  
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Fachpublikationsreihe der CBM
Die Christoffel-Blindenmission (CBM) hat die 
Fachpublikationsreihe Behinderung  •   
Inklusion  •  Entwicklung im April 2015 ins 
Leben gerufen. Mit diesen Publikationen 
möchte die CBM ihr Wissen an Fachkreise 
und die interessierte Öffentlichkeit weiterge-
ben und in den aktuellen Dialog über die 
wesentlichen Aspekte inklusiver Entwicklungs- 
zusammenarbeit einfließen lassen. 

Die erste Publikation „Zukunft inklusiv(e)! 
Entwicklungszusammenarbeit mit und 
für Menschen mit Behinderungen ge-
stalten“ befasst sich mit wesentlichen Fak-
ten und Zahlen zur Situation von Frauen, 
Männern, Mädchen und Jungen mit Behin-
derungen in Ländern mit geringem Einkom-
men. Sie erklärt, weshalb entwicklungs- 
politische und humanitäre Programme und  
Projekte Menschen mit Behinderungen ein-
beziehen müssen. Außerdem zeigt die CBM 
auf, wie sie mit ihren Projektpartnern inklusi-
ve Entwicklung umsetzt und was sie aus  
dieser Arbeit bisher gelernt hat. 

„Zukunft inklusiv(e)! Entwicklungszu-
sammenarbeit mit und für Menschen 
mit Behinderungen gestalten“ kann im 
Internet über www.epubli.com bezogen 
werden (ISBN 978-3-7375-3922-7) und ist 
online unter www.cbm.de/zukunft-inklusive 
als barrierefreies Pdf verfügbar.

Auch die englischsprachige Version des 
ersten Titels – „The Future is Inclusive – 
How to Make International Development 

Disability-Inklusive“ (ISBN 978-3-7375-
3923-4) kann unter www.epubli.com bestellt 
werden und ist als barrierefreies Pdf unter 
www.cbm.org/didseries1_the_future_is_in-
clusive_pdf abrufbar.

Künftige Publikationen
Künftige Publikationen in dieser Reihe werden  
sich detaillierter mit spezifischen Themenfel-
dern der inklusiven Entwicklungsarbeit be-
fassen, wie Bildung, Gesundheit, Sicherung 
des Lebensunterhalts und humanitärer Hilfe.  

Barrierefreiheit
Alle Publikationen aus dieser Fachbuchreihe 
stehen auf der Internetseite www.cbm.de/
fachpublikationen als barrierefreie Pdf-Dateien 
zur Verfügung.

Rückmeldungen 
Ihre Meinung zu dieser Publikation und der 
Fachpublikationsreihe der CBM interessiert 
uns! Wir freuen uns über Ihre Rückmeldun-
gen, Anregungen und Kritik. Bitte schreiben 
Sie uns eine E-Mail an didseries@cbm.org.

Mit der Unterzeichnung der Behinder­
tenrechtskonvention haben sich viele   

Nationen verpflichtet, Menschen mit Be­

hinderungen in ihren internationa len Ent ­ 

wicklungsprogrammen zu berücksich tigen.  

Aber wie können die Verantwort lichen 

dieses Versprechen in die Tat um setzen? 

Diese Publikation führt in die wesentlichen  

Grundsätze der behinde rungsspezifischen 

inklusiven Entwicklungs zusammenarbeit 

ein und zeigt an Fallbeispielen aus der 

Projektarbeit der CBM und ihrer Partner 

auf, wie diese Grundsätze in der Praxis  

implementiert werden können. 
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„Über eine Milliarde Menschen lebt mit Behinderungen. 

Wir müssen alle Barrieren beseitigen, die die Inklusion 

und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen an der 

Gesellschaft behindern – nicht zuletzt, indem wir die Ein­

stellungen verändern, die Stigmatisierung fördern und 

Diskriminierung institutionalisieren.” 
UN­Generalsekretär Ban Ki­moon in seiner Ansprache  

zum Internationalen Tag der Menschen mit Behinderung 2013 

Zukunft inklusiv(e)!Entwicklungszusammenarbeit mit und für  

Menschen mit Behinderungen gestalten 
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By signing the Convention on the Rights 
of Persons with Disabilities, many nations  

have committed to make sure that people 

with disabilities are included in all their 

international development programmes. 

But how can this be achieved? This publi- 

cation introduces the key concepts for 

disability-inclusive development and high-

lights some practical examples by CBM. 

In writing this publication, CBM wishes to 

contribute to the dialogue on disability- 

inclusive development.   

It is the first publication in the ‘Series on 

Disability-Inclusive Development’ which 

CBM will publish over the coming years on 

a range of topics such as disability-inclusive  

education, livelihood and health. 
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“More than 1 billion of us live with  disabilities.  

We must remove all barriers that affect the inclusion  

and  participation of persons with  disabilities in society,  

in cluding through changing attitudes that fuel stigma 

and  institutionalize  discrimination.”Ban Ki-moon,  
Secretary-General of the United Nations.  

Message for International Day  
for Persons with Disabilities, 2013

The Future is InclusiveHow to Make International  
Development Disability-Inclusive 
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Über die CBM

▲ Weltweite Hilfe: 
Die Karte zeigt, wo 
die CBM im Einsatz 
ist – gemeinsam mit 
ihren Projektpartnern 
vor Ort.

Wer wir sind  
und was wir  
erreichen wollen 
Die CBM ist eine internationale christliche 
Entwicklungsorganisation, deren Hauptziel 
es ist, die Lebensqualität von Menschen 
mit Behinderungen in den ärmsten Ländern 
der Welt zu verbessern. Ihre über 100 Jahre 
lange Erfahrung setzt die CBM ein, um die 
Inklusion von Menschen mit Behinderungen 
in den ärmsten Regionen der Welt zu för-
dern. Wir wollen betroffenen Menschen 
eine umfassende Gesundheitsversorgung 
und Bildung ermöglichen und sie bei der 
Existenzsicherung unterstützen.  

Außerdem beteiligt sich die CBM gemein-
sam mit ihren Projektpartnern an Initiativen, 
die eine stärkere Teilhabe und Selbstbestim- 
mung von Menschen mit Behinderungen, 
ihren Familien und Gemeinschaften zum 
Ziel haben. Seit mehreren Jahren liegt ein 
Schwerpunkt der CBM auf der Kooperation 
mit anderen Organisationen der Entwick-
lungszusammenarbeit, Regierungen und in-
ternationalen Organisationen. So setzt sie 
sich zum Beispiel bei den Vereinten Nationen 
und der Europäischen Union für eine inklu-
sive Entwicklungspolitik und deren Imple-
mentierung ein. Zudem unterhält die inter-
nationale Organisation der CBM-Familie 
offizielle Beziehungen zur Weltgesundheits- 
organisation (WHO) und hat einen Berater-
status beim Wirtschafts- und Sozialrat der 
Vereinten Nationen (ECOSOC). 

Wie wir arbeiten 
Auf regionaler, nationaler und internationaler 
Ebene arbeitet die CBM partnerschaftlich mit 
zivilgesellschaftlichen Organisationen zusam-
men wie Selbstvertretungsorganisationen von  
Menschen mit Behinderungen und religiösen 
Vereinigungen, aber auch mit staatlichen Ein- 
richtungen und UN-Organisationen.

Die CBM arbeitet mit einem globalen Netz- 
werk von Fachkräften, Expertinnen und Exper- 
ten zusammen. Sie unterstützt ihre Partner 
bei der Konzeption und Implementierung von 
Projekten und Programmen in folgenden  
Bereichen: 
•	Umfassende Gesundheits- und Rehabilita- 

tionsleistungen im Bereich Augengesund-
heit, Gehörlosigkeit und Hals-Nasen-Ohren- 
heilkunde sowie im Bereich von anderen 
physischen und psychischen Beeinträchti-
gungen;

•	Community Based Rehabilitation / Gemeinde- 
nahe Rehabilitation; 

•	gemeindenahe psychosoziale Hilfe; 
•	inklusive Bildung; 
•	Sicherung des Lebensunterhalts; 
•	Barrierefreiheit;
•	Katastrophenschutz und Nothilfe. 
Die Schulung von lokalen Fachkräften und 
der Ausbau ihrer fachlichen Kapazitäten stellt 
einen weiteren zentralen Bestandteil der  
Arbeit der CBM-Familie dar. Darüber hinaus  
ist die CBM bestrebt, bei der Planung und 
Implementierung Gender-Aspekte zu berück- 
sichtigen, Umweltstandards einzuhalten und 
ökologische Nachhaltigkeit zu fördern.
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Organisationsstruktur 
Die internationale Organisation der CBM- 
Familie koordiniert von Bensheim aus die welt- 
weite programmatische und anwaltschaft- 
liche Arbeit der CBM. Die direkte Zusammen- 
arbeit mit unseren Projektpartnern in Ländern  
mit niedrigem und mittlerem Einkommen 
wird von Regionalbüros in Lateinamerika, 
Afrika, Europa und Asien aus koordiniert. 

Die CBM-Mitgliedsvereine sind ein wichtiges 
Bindeglied zwischen Menschen mit Behinde-
rungen in den ärmsten Regionen der Welt und 
denjenigen, die den Willen, die Fähigkeit und 
die finanziellen Mittel haben, um zu helfen. 

In Europa, Nordamerika, Afrika und Austral- 
asien unterstützen die Mitgliedsvereine der 
CBM unsere weltweiten Programme. Sie mobi- 
lisieren finanzielle Mittel von privaten und  
institutionellen Förderern. Auf nationaler 
Ebene setzen sie sich mit anwaltschaftlicher 
Arbeit und Kampagnen zur Bewusstseinsbil-
dung dafür ein, dass die Rechte und Bedürf-
nisse von Menschen mit Behinderungen in 
armen Gemeinschaften berücksichtigt werden. 

Weitere Informationen gibt es im Internet 
unter www.cbm.de und auf der Internetseite 
der internationalen Organisation der CBM 
unter www.cbm.org. 
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APDK	 Association for the Physically Disabled of Kenya / 
	 Verband für körperbehinderte Menschen in Kenia

APPEAL 	 A Pilot Program to Educate, Employ, Advocate and Legislate  
	 for Equal Opportunities for People with Disabilities

BMZ 	 Bundesministerium für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

CCBRT 	 Comprehensive Community Based Rehabilitation in Tanzania / 
	 Umfassende Gemeindenahe Rehabilitation in Tasania

CRPD 	 Convention on the Rights of Persons with Disabilities / 
	 Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen,  
	 Behindertenrechtskonvention (BRK) 

DAC	 OECD Development Assistance Committee / 
	 Ausschuss für Entwicklungshilfe (DAC) der Organisation  
	 für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD)  

DPO 	 Disabled People’s Organisation / Selbstvertretungsorganisationen  
	 von Menschen mit Behinderungen

DVV International	 Deutscher Volkshochschul-Verband International

EU 	 Europäische Union

GIZ 	 Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit

GDP 	 Gross Domestic Product / Bruttoinlandsprodukt (BIP)

ICED 	 International Centre for Evidence in Disability

ICESCR	 International Covenant on Economic, Social and Cultural Rights

IDA 	 International Disability Alliance

IDDC	 International Disability and Development Consortium

ILO 	 International Labour Organization / 
	 Internationale Arbeitsorganisation

LSHTM 	 London School of Hygiene and Tropical Medicine

MDG	 Millennium Development Goals / Millenniumentwicklungsziele

NRO 	 Nichtregierungsorganisationen

Abkürzungsverzeichnis
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OECD 	 Organisation for Economic Co-operation and Development / 
	 Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

OHCHR 	 Office of the High Commissioner for Human Rights / 
	 Büro des Hohen Kommissars für Menschenrechte

UN 	 United Nations / Vereinte Nationen	

UNDESA 	 United Nations Department of Economic and Social Affairs / 
	 Sozial- und Wirtschaftsprogramm der Vereinten Nationen

UNDP 	 United Nations Development Programme / 
	 Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen

UN ECOSOC	 United Nations Economic and Social Council / 
	 Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten Nationen

UNESCO 	 United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization / 
	 Organisation der Vereinten Nationen für Bildung,  
	 Wissenschaft und Kultur

UNFPA 	 United Nations Population Fund / 
	 Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen

UNICEF 	 United Nations Children’s Fund / 
	 Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

UNODC	 United Nations Office on Drugs and Crime / 
	 Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung 

UNPRPD 	 United Nations Partnership to Promote the Rights of Persons  
	 with Disabilities / 
	 Partnerschaft der Vereinten Nationen für die Förderung der Rechte  
	 von Menschen mit Behinderungen

WHO 	 World Health Organization / 
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„Dieses Buch liefert uns überzeugende Nachweise dafür, dass 
die internationale Gemeinschaft keine nachhaltige Entwicklung 
erreichen wird, wenn sie den Kreislauf aus Armut und der Exklu-
sion von Menschen mit Behinderungen nicht durchbricht. Das 
entspricht auch der UN-Behindertenrechtskonvention, die die 
grundsätzliche Berücksichtigung von Menschen mit Behinde-
rungen als unabdingbaren Bestandteil aller Strategien für eine 
nachhaltige Entwicklung hervorhebt.“ 
Oh Joon, Präsident der Konferenz der Vertragsstaaten zur UN- 
Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen, 
Botschafter und Ständiger Vertreter der Republik Korea bei den 
Vereinten Nationen (2015)

„Wenn wir Maßnahmen ergreifen, um die Lebensbedingungen 
aller Menschen zu verbessern, müssen wir dabei jeden berücksich- 
tigen. Menschen mit Behinderungen sind besonders gefährdet 
und werden häufig vergessen, dabei haben sie viel zu bieten. Es 
ist für die Bevölkerung und die Wirtschaft eines jeden Landes 
gleichermaßen wichtig, die Fähigkeiten aller Menschen zu nutzen.”
Eric Solheim, Vorsitzender des OECD-Entwicklungsausschusses 
(2015)

„Diese wichtige neue Fachpublikation der CBM kommt gerade 
rechtzeitig und ist relevant für die jüngst verabschiedete Agenda 
2030 für nachhaltige Entwicklung. Die Untersuchung zeigt, wie 
von inklusiver Entwicklung nicht nur Menschen mit Behinderun-
gen, sondern die gesamte Gesellschaft profitiert. Das Buch wird 
von dem Konzept „Es darf niemand zurückbleiben“ („leave no 
one behind“) getragen und sei allen empfohlen, die auf den  
Gebieten der Menschenrechte, Entwicklungszusammenarbeit, 
Bildung und Sozialwissenschaften tätig sind.“
Vladimir Cuk, Exekutivdirektor der International Disability  
Alliance (2015) 

Mit der Verabschiedung der weg- 
weisenden UN-Konvention über  

die Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen forderten die ratifizierenden 
Länder die umfassende Inklusion von 
Menschen mit Behinderungen in alle 
Bereiche des gesellschaftlichen Lebens. 
Doch in vielen Ländern werden Menschen  
mit Behinderungen noch immer von 
wichtigen Lebensbereichen wie Gesund-
heit, Bildung und Arbeit ausgeschlossen. 

Die vorliegende Publikation untersucht, 
welche negativen Auswirkungen dies auf 
die Wirtschaft und Gesellschaft hat und 
zeigt auf, wie Inklusion sich auf individu-
eller und gesamtgesellschaftlicher Ebene 
wirtschaftlich auszahlen kann. 
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